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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

in wohlhabenden Gesellschaften kann der marktwirtschaftliche Wettbewerb seine gesamt-
ökonomisch vorteilhaften Dynamiken wie Innovation, Imitation, Konsumentenorientierung 
und Allokationseffizienz entfalten. Gleichzeitig weiß in solchen Gesellschaften ein kompetenter 
Staat Wettbewerbsversagen zu verhindern – mit einer klugen Regulierung der Finanz-
märkte, einem starken Kartellrecht sowie mit einer effektiven Umwelt-, Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik. Das somit resultierende Spannungsfeld zwischen ordnungspolitisch motiviertem 
Staatseingriff und freiem Markt ist auch im Kontext der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
facettenreich, von großer Relevanz und oftmals Gegenstand politischer Kontroversen. 

Angesichts der Finanzstärke und der branchenübergreifenden, wohlfahrtsförderlichen 
Kräfte privatwirtschaftlicher Akteure ist es nicht verwunderlich, dass die staatliche EZ der 
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft (ZmPW) mehr und mehr Augenmerk schenkt – sei es 
mit der Finanzwirtschaft, mit dem im globalen Süden investierenden produzierenden Gewerbe 
oder Außenhandel treibenden Unternehmen. Doch privatwirtschaftliche Akteure haben ihre 
eigenen Perspektiven auf ihre Investitionen im globalen Süden und andere prioritäre Ziele 
als die staatliche EZ; sie orientieren sich nicht wie diese primär an kollektiven Belangen. 

Dies veranschaulicht etwa die international bislang deutlich hinter den Erwartungen 
zurückgebliebene Mobilisierung von Privatkapital für entwicklungspolitische Zwecke. 
Umso wichtiger ist es daher, systematisch zu analysieren, wann und in welchem 
Ausmaß die Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft aus entwicklungspolitischer 
Perspektive gelingen kann und welche Hürden hierfür zu überwinden sind.

Idealiter stärkt dabei unabhängige Forschung und Evaluierung eine evidenzbasierte 
Argumentation, die grundsätzliche Interessenkonflikte zwar nicht auflösen kann (und soll), 
auf Dauer aber bessere Politiken begünstigt. Damit ist der Anspruch des vorliegenden 
Themenschwerpunktberichts des Deutschen Evaluierungsinstituts der Entwicklungszusam-
menarbeit (DEval) zur entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft 
umschrieben: Durch die Synthetisierung unserer empirischen Analysen und Evaluierungen 
in diesem Themenfeld, ergänzt durch die Einschätzungen von externen Expert*innen, haben 
wir unsere Erkenntnisse für eine breite Fachöffentlichkeit aufgearbeitet und möchten damit 
zu einer sachlichen Diskussion und zu evidenzbasierteren Entscheidungen beitragen. 

Nicht zuletzt plädieren wir in diesem Bericht auch für verstärkte Anstrengungen bei 
der Wirkungsmessung. Zum einen muss analysiert werden, ob und wann privatwirtschaft-
liches Engagement einer Unterstützung durch den Staat bedarf und ob das Engagement 
auch ohne diese Unterstützung zustande kommen würde. Zum anderen vermag eine 
aufgeklärte Sach debatte die Polarisierung von Positionen zur EZ zu reduzieren.

Eine aufschlussreiche Lektüre wünscht daher 
Jörg Faust

Prof. Dr. Jörg Faust  
Direktor des DEval
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1.  Was bedeutet 
„Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft“? 

Was ist die Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft?

Was soll sie bewirken?

Wer ist beteiligt und welche Mittel  
werden dafür aufgewendet?



1.1 Die entwicklungspolitische  
Rolle der Privatwirtschaft
Um die 17 Sustainable Development Goals 
(SDGs) der Agenda 2030 der Vereinten 
Nationen (United Nations, UN) zu erreichen, 
bedarf es enormer gemeinsamer Anstrengun-
gen von öffentlichen und privaten Akteuren 
im globalen Norden und Süden. Bereits 
bei der Verabschiedung der SDGs 2015 war 
klar: Sie sind im globalen Süden nicht allein 
durch die EZ erreichbar. Es braucht weiteres 
Engagement und zusätzliche Investitionen. 
Aktuell beträgt die jährliche Finanzierungs-
lücke zur Umsetzung der SDGs im globalen 
Süden mindestens 3,8 Billionen US-Dollar, 
wie die Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung (United Nations 
Conference on Trade and Development, 
UNCTAD) schätzt (UNCTAD, 2023). 

Die Privatwirtschaft wird immer 
stärker in die EZ eingebunden, um weitere 
Mittel und zusätzliches Know-how zur 
Umsetzung der Agenda 2030 zu mobilisieren. 
Angesichts eines weltweit privat verwalteten 
Vermögens- und Investitionsvolumens von 
382 Billionen US-Dollar (OECD, 2022) wird 
deutlich: Wenn es gelänge, hiervon nur 
rund ein Prozent in entwicklungspolitische 
Maßnahmen zu investieren, könnten viele 
wirtschaftliche und entwicklungspolitische 
Bedarfe gedeckt werden. Auch in einer 2024 
veröffentlichten Studie des Overseas Develop-
ment Institute (ODI) wird auf das substanzielle 
Investitionspotenzial von europäischen 
Renten- und Versicherungsfonds in Ländern 
des globalen Südens verwiesen, das auf rund 
120 Milliarden US-Dollar in den nächsten fünf 
Jahren beziffert wird (Attridge et al., 2024).

Mehr Finanzmittel der Privatwirtschaft 
für die EZ zu mobilisieren, führt jedoch 
nicht automatisch zur Umsetzung der 
SDGs. Denn entscheidend dafür, dass eine 

privatwirtschaftliche Entwicklung positive 
entwicklungspolitische Effekte entfalten kann, 
sind die Rahmenbedingungen, insbesondere 
die Funktionsfähigkeit der Märkte. Politische 
Instabilität, unzureichende Regulatorik sowie 
Protektionismus oder einseitig dominierte 
Handelsbeziehungen stehen einer wirksamen 
Armutsbekämpfung entgegen. Um diese 
Dysfunktionalitäten und Verzerrungen zu 
beseitigen, braucht es in erster Linie nicht 
Geld, sondern politische Veränderungen. Den-
noch können Unternehmen daran mitwirken, 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
zu verbessern und entwicklungspolitische 
Beiträge zu generieren. So schreibt etwa 
das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
privaten Unternehmen insbesondere durch ihr 
Know-how, die Anwendung neuer Technolo-
gien sowie ihre Effizienz und Innovationskraft 
einen „entscheidenden Einfluss auf die 
Arbeits-, Produktions- und Konsumbedin-
gungen in einem Land“ (BMZ, 2023) zu. 

Die wichtige Rolle des Privatsektors 
für die EZ wurde bereits in den 1990er-Jahren 
im Kontext der Liberalisierung der Märkte in 
Deutschland und international zunehmend 
anerkannt (Habbel et al., 2021). Im Jahr 1995 
empfahl der Wissenschaftliche Beirat beim 
BMZ, verstärkt die Privatwirtschaft in die EZ 
einzubinden, um einen Transfer von Fachwissen 
und Kapital zu ermöglichen und das BMZ von 
Aufgaben zu entlasten (Kaplan et al., 2018). 
In den folgenden Jahren fand der Privatsektor 
in einer Reihe internationaler Vereinbarungen 
weitere Erwähnung, etwa in der Abschlusser-
klärung des Vierten Hochrangigen Forums zur 
Wirksamkeit der EZ in Busan im Jahr 2011, im 
Pariser Klimaabkommen der UN von 2015 und 
in den 2019 entwickelten Kampala-Prinzipien 
für eine effektive Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft in der EZ (siehe Kapitel 3.1).

In Deutschland griff erstmals die 
Bundesr egierung der 17. Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages im Jahr 2009 
die ZmPW in einem Koalitionsvertrag auf und 
das BMZ entwickelte eine Reihe von Strate-
gien und Initiativen, um das Engagement von 
Unternehmen gezielt zu fördern. Beispiele sind 
der Marshallplan mit Afrika (BMZ, 2020), der 
Compact with Africa (BMF, 2022) und die Stra-
tegie „Entwicklungs politik 2030“ (BMZ, 2018). 

Auch andere Geber im globalen Norden 
arbeiten seit den 1990er-Jahren verstärkt ent-
wicklungspolitisch mit der Privatwirtschaft  
zusammen. Ihre Ansätze unterscheiden sich, 
abhängig von der jeweiligen Regierungspolitik, 
nur geringfügig von der deutschen EZ. Das Ver-
einigte Königreich, die USA und Schweden stel-
len Partnerschaften zwischen Unternehmen 
aus dem globalen Norden und Süden in den 
Vordergrund. Sie sollen Wachstum fördern und 
Armut reduzieren, aber gleichzeitig auch die 
eigenen Ressourcen schonen oder hebeln. Aus-
tralien, Österreich und die Niederlande stellen 
die ZmPW jeweils in den Zusammenhang ihres 
entwicklungspolitischen Ziels, übergreifende 
Kohärenz zu schaffen (Kindornay und Reilly-
King, 2013). Einzelne Länder nutzen die ZmPW, 
um ihre kommerziellen Interessen zu verfolgen. 

In den Strategien und Instrumenten 
Deutschlands finden sich alle beschriebenen 
Motive für die ZmPW. Die Verfolgung kommer-
zieller Interessen, also die Außenwirtschafts-
förderung, ist im deutschen Kontext allerdings 
klar von der ZmPW getrennt, denn sie ist im 
Verantwortungsbereich des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Klima schutz (BMWK) 
angesiedelt. In der Praxis liegen die Politikfelder 
jedoch oft sehr nah beieinander. Zu den Inst-
rumenten der Außenwirtschaftsförderung zäh-
len neben der Beratung durch Germany Trade 
and Invest (GTAI) und die deutschen Auslands-
handelskammern auch Garantien für deutsche 

Unternehmen. Damit sollen Investitionstätigkei-
ten in Ländern des globalen Südens abgesichert 
werden, die in der Folge auch entwicklungs-
politische Wirkungen erzeugen können.

Für beide Politikfelder ZmPW und 
Außenhandelsförderung gibt es für Unter-
nehmen eine gemeinsame Ansprechstruktur, 
in der sie zu Instrumenten beider Ressorts ver-
mittelt werden. Zudem sollen beide Ansätze 
verstärkt koordiniert eingesetzt werden. Zivil-
gesellschaftliche Akteure warnen jedoch, dass 
die Aktivitäten der ZmPW nicht in armuts-
orientierter Entwicklungsfinanzierung, sondern 
womöglich in einer von Entwicklungsgeldern 
finanzierten klassischen Wirtschaftsförde-
rung münden (Morazán, 2017; VENRO, 2010).

Wenngleich in Deutschland verschie-
dene Regierungen über die Jahre hinweg 
immer Instru mente der ZmPW eingesetzt 
haben, so unterscheiden sich die Positionen 
der politischen Parteien zu diesem Ansatz teil-
weise erheblich (Deutscher Bundestag, 2022c; 
Zapf, 2021). Die CDU/CSU-Fraktion sieht sie 
als effektives Mittel zur Bekämpfung von 
Armut und von Fluchtursachen, wobei auch 
deutsche Unternehmen profitieren sollen. 
Die SPD hingegen betont, dass die ZmPW die 
Arbeitsbedingungen der Bevölkerung, insbe-
sondere von Frauen und vulnerablen Gruppen, 
durch die Unterstützung von Gewerkschaften 
verbessern soll. Auch Bündnis90/Die Grünen 
hebt die Erhöhung der Beteili gung von Frauen 
am Arbeitsmarkt hervor und verweist darauf, 
dass die ZmPW eine wichtige Rolle dabei 
spielt, Fachkräfte zu qualifizieren und Finanz-
mittel der öffentlichen EZ zu ergänzen. Darü-
ber hinaus betont die Partei den potenziellen 
ökologischen Mehrwert, der beispielsweise 
durch die Qualifizierung von Arbeitskräften 
in für die Energiewende relevanten Schlüssel-
technologien entstehen kann (Bundestags-
fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 2022). 
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Die FDP erachtet es als notwendig, Unter-
nehmen in die EZ einzubinden, um langfristige 
entwicklungspolitische Ziele nachhaltig zu 
erreichen. Sie warnt jedoch, wie auch der 
Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE), 
vor den bürokratischen Implikationen und 
Berichtspflichten, die sich unter anderem 
durch das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
(LkSG) ergeben (RNE und BMWK, 2024). 

Die Diskussionen um das deutsche und 
zuletzt das europäische Lieferkettengesetz 
reflektieren die unterschiedlichen politischen 

Sichtweisen bezüglich der Rolle privatwirt-
schaftlicher Akteure in Ländern des globalen 
Südens. Offenkundig ist auch, dass insbeson-
dere Gewerkschaften das Potenzial der Liefer-
kettengesetzgebung zur Verbesserung der 
Menschenrechtssituation entlang der Lieferket-
ten begrüßen (Beile und Vitols, 2024), während 
sich Unternehmensverbände diesbezüglich 
eher zurückhaltend äußern. In dieser Hinsicht 
hat sich unter anderem der Interessenvertreter 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
mit einem Positionspapier zu Wort gemeldet. 

Wie nimmt die deutsche Bevölkerung die ZmPW wahr?

Eine 2023 vom DEval in Auftrag gegebene repräsentative Befragung der deutschen Bevölkerung zeigt, 
dass diese die Privatwirtschaft nicht als prominenten entwicklungspolitischen Akteur wahrnimmt. 
Nur 27 Prozent der Bevölkerung glauben, dass das Engagement privatwirtschaftlicher Unternehmen zu 
einer nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung im globalen Süden beiträgt. Allerdings trifft dies in ähnlicher 
Weise auch für das Engagement der Bundesregierung und von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) zu, 
denen lediglich 35 Prozent der Befragten nachhaltige Wirkungen im globalen Süden attestieren. Dennoch 
sieht ein Großteil der Deutschen die Ziele „Es Menschen ermöglichen, […] eine Ausbildung zu machen oder 
sich Fähigkeiten anzueignen“ und „Arbeitsplätze zu schaffen und die Wirtschaft zu unterstützen“ als wichtige 
Ziele an, zu deren Umsetzung die EZ beitragen soll. Beide Ziele zählen zu den Kernzielen der ZmPW. 

Die Mehrheit der Befragten gab an, dass diese beiden Ziele wie auch die Privatwirtschaft als Akteur 
der EZ eine wichtigere Rolle einnehmen sollten. Als die zwei wichtigsten entwicklungspolitischen 
Akteure nannten sie die Europäische Union (EU) und die UN. Während deutsche Unternehmen von 
keiner Wählergruppe als besonders wichtige Akteure der EZ wahrgenommen werden, sind 24 Prozent 
der SPD-Wählenden (und damit die größte Gruppe innerhalb der SPD-Wählerschaft) der Meinung, 
dass deutsche Unternehmen wichtige EZ-Akteure seien. Bei der CDU/CSU sind es 23 Prozent und bei 
Bündnis90/Die Grünen 20 Prozent. Überraschenderweise herrscht diese Meinung bei nur 14 Prozent 
der FDP-Wähler*innen vor. 

Im Widerspruch dazu sind FDP-Wähler*innen am häufigsten der Meinung, dass die EZ am ehesten 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Unterstützung der Wirtschaft beitragen solle (30 Prozent), 
dicht gefolgt von den Wähler*innen von Bündnis90/Die Grünen (27 Prozent) und der SPD (27 Prozent). 
SPD-Wähler*innen sind ebenfalls am häufigsten der Meinung (31 Prozent), dass deutsche Unternehmen 
am ehesten etwas zur Bekämpfung der Armut in den Partnerländern beitragen könnten, während die 
AfD-Wähler*innen hier die geringste Zustimmung aufweisen (22 Prozent). Nur etwa zehn Prozent der 
Bevölkerung sind der Überzeugung, dass sich Deutschland entwicklungspolitisch engagieren sollte, 
um davon wirtschaftlich zu profitieren. 

Datenbasis: DEval-
Tracking durchgeführt 
von Repondi/Bilendi im 
Januar 2023, n = 2.000

Die EZ kooperiert bei 
der ZmPW vorrangig mit 
deutschen, europäischen 
und internationalen 
Unternehmen, um 
entwicklungspolitische 
Wirkungen in ihren 
Partnerländern zu erzielen.

Die Verpflichtungen und erwarteten 
Kosten zur Kontrolle menschenrechtlicher und 
anderer Sorgfaltspflichten werden dort als 
Risiko für das unternehmerische Engagement 
im globalen Süden interpretiert. Stattdessen 
solle „die EZ die Unternehmen des globalen 
Südens dazu befähigen, die Vorschriften des 
EU-Binnenmarktes einzuhalten“ (BDI, 2024).

1.2 Was ist die ZmPW –  
und was ist sie nicht? 
Die ZmPW ist vielschichtig im Hinblick 
auf die beteiligten Akteure, ihre Rollen so-
wie die eingesetzten EZ-Instrumente. So hat 
etwa ein privates Unternehmen aus dem 
globalen Norden, das sich an einer entwick-
lungspolitischen Maßnahme beteiligt, ein 
anderes Verständnis der Rolle der ZmPW in-
nerhalb der EZ als ein Finanzintermediär aus 
dem globalen Süden (siehe auch Kapitel 1.3). 

Weiterhin kommen viele verschie-
dene Instrumente zum Einsatz. Entspre-
chend ist die allgemein anerkannte Definition 
der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (Organisation 
for Economic Co-operation and Deve-
lopment, OECD) (2016) vergleichsweise 
umfassend. Sie beschreibt die ZmPW als 
„Kooperation zwischen staatlichen/öffent-
lichen Stellen der EZ einerseits und privat-
wirtschaftlichen Partnern andererseits zum 
Erreichen entwicklungspolitischer Ziele“. 
Die OECD erläutert, dass die verschiede-
nen Formen der ZmPW, die im Englischen 
Private Sector Engagement oder Private Sector 
for Development genannt wird, unterschied-
liche Formalisierungsgrade haben können 
– von eher informellen Multi-Akteurs-Part-
nerschaften und Dialogen bis hin zu streng
formalisierten Kooperationen in Form von
Verträgen mit Finanzierungsmodalitäten.

Im Unterschied zur ZmPW definiert 
die OECD (2016) die Privatsektorentwicklung 
(private sector development) als Aktivitäten von 
Regierungen und Entwicklungsorganisatio-
nen, um ein günstiges Umfeld für den Privat-
sektor in Partnerländern zu fördern. Diese 
Aktivitäten können Regulierungen, das Adres-
sieren von Marktfehlern als auch Interventi-
onen auf der Ebene einzelner Unternehmen 
beinhalten. Die ZmPW und Privatsektorent-
wicklung können daher aneinander anknüp-
fen, sich ergänzen oder sich überlappen. 

Das DEval nimmt in seinen Untersu-
chungen eine geografische Perspektive mit 
in seine Definitionen der ZmPW und der 
Privatsektorentwicklung auf (vgl. Byiers und 
Rosen gren, 2012): Die EZ kooperiert bei der 
ZmPW vorrangig mit deutschen, europäischen 
und internationalen Unternehmen, um 
entwicklungspolitische Wirkungen in ihren 
Partnerländern zu erzielen. Ausgenommen 
sind hierbei Beratungsfirmen oder Bauunter-
nehmen, deren Kerngeschäft darin besteht, 
die deutsche EZ zu unterstützen oder in 
ihrem Auftrag Infrastrukturprojekte zu imple-
mentieren. Bei der Privatsektorentwicklung 
hingegen arbeitet die EZ im Wesentlichen 
mit Regierungen, Organisationen und Unter-
nehmen aus den Partnerländern zusammen. 

Dieser geografische Fokus ist sinnvoll, 
um die unterschiedlichen Akteure mit 
ihren verschiedenen Rollen und Aufgaben 
genauer beschreiben und untersuchen zu 
können. Wo wurde beispielsweise privates 
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Kapital mobilisiert? Welchen Effekt hatte 
dies auf die involvierten Unternehmen in 
Deutschland oder im jeweiligen Partnerland?

Das BMZ nennt in seinem 2023 veröf-
fentlichten Strategiepapier „Nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung, Ausbildung und 
Beschäftigung“ drei Aktionsfelder: „Privat-
sektor- und Finanzsystementwicklung“, 
„Berufliche Bildung“ sowie „Handel, sozial-
ökologische Lieferketten und Infrastruktur“ 
(BMZ, 2023). In diesen drei Aktionsfeldern 
sollen, wo möglich, die Potenziale der ZmPW 
genutzt werden. Die beiden Letztgenann-
ten zielen auf die Integration von Märkten 
im globalen Süden ab – durch eine Verbesse-
rung der Infrastruktur, Handel, die Umset-
zung sozial-ökologischer Lieferketten sowie 
die Förderung beruflicher Bildung und guter 
Arbeitsbedingungen in den Partnerländern. 

Die Aktionsfelder überlappen sich in 
manchen Aktivitäten und beeinflussen sich 
gegenseitig. So führt etwa die Aus- und Fort-
bildung von Fachkräften durch lokale Institu-
tionen sowie durch deutsche Unternehmen, 
die in den Partnerländern eine Produkti-
onsstätte errichten wollen, zur Privatsekto-
rentwicklung vor Ort. Die Kooperation mit 
europäischen Unternehmen in Kombina-
tion mit politischen Reformen und Inves-
titionen seitens der Partnerländer kann zu 
einer sozialeren und ökologischeren Aus-
gestaltung von globalen Lieferketten und 
einer nachhaltigen Infrastruktur beitragen.

1.3 Wer sind die Akteure der ZmPW? 
Bei der ZmPW arbeiten öffentliche Akteure 
der deutschen EZ, insbesondere die Durch-
führungsorganisationen, mit privatwirtschaft-
lichen Akteuren und Organisationen der 
verfassten Wirtschaft zusammen, aber auch 
mit zivilgesellschaftlichen Trägern und NGOs. 

Die ZmPW in der BMZ-Strategie „Nachhaltige Wirtschafts-
entwicklung, Ausbildung und Beschäftigung“

Aktionsfeld 2:
Privatsektor- und

Finanzsystementwicklung  

Verbessertes Umfeld für den
Privatsektor und Entwicklung

lokaler Kapital- und Finanzmärkte   
in den Partnerländern  

Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft (ZmPW)

Hebelwirkung durch die Zusammenarbeit mit der deutschen, 
europäischen und internationalen Wirtschaft 

Verbesserte
Beschäftigungsfähigkeit von

Menschen in den
Partnerländern   

Aktionsfeld 3:
Sozial-ökologische

Lieferketten, Handel und
nachhaltige Infrastruktur 

Verbesserte Integration der
Partnerländer in Märkte und

Lieferketten  

Aktionsfeld 1: 
Beru�iche Bildung

Quelle: DEval, eigene Darstellung, angelehnt an die im BMZ-Strategiepapier „Nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung, Ausbildung und Beschäftigung“ genannten Aktionsfelder (BMZ, 2023).

Die öffentlichen Akteure, die in der 
deutschen EZ mit der Privatwirtschaft 
kooperieren, sind hauptsächlich die 
Entwicklungsbank der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW), die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) GmbH, die Deutsche Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft (DEG) und deren 
Töchter DEG Impulse und DEG Impact GmbH, 
die sequa gGmbH und die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt (PTB). Während die 
KfW und DEG als Akteure der Finanziellen 
Zusammenarbeit (FZ) insbesondere in der 
Finanzierung tätig sind, liegt der Schwerpunkt 
der anderen Organisationen auf Aktivitäten 
der Technischen Zusammenarbeit (TZ) 
wie Beratung, Kapazitätsentwicklung 
und Ermöglichung von Austausch. 

Die privatwirtschaftlichen Akteure sind 
im Wesentlichen Kooperationspartner oder 
Empfänger der FZ oder der TZ. Im Mittelpunkt 
stehen zum einen die Unternehmen, die finan-
zielle und personelle Investitionen in den 

Partnerländern vornehmen, ihre lokalen Mit-
arbeitenden ausbilden oder mit ihrer Tätigkeit 
im globalen Norden Auswirkungen auf Märkte 
und Unternehmen in Partnerländern haben. 

Zu den Finanzintermediären zäh-
len deutsche, europäische und interna-
tionale Finanzinstitutionen, Banken und 
Körperschaften sowie (institutionelle) Inves-
toren, Impact-Investoren und Fonds. Finan-
zintermediäre verwalten das ihnen von ihren 
Kunden zur Verfügung gestellte Kapital und 
legen es möglichst gewinnbringend an. Ins-
titutionelle Investoren sind etwa Pensions-
fonds, Versicherungen sowie Staats- oder 
Investmentfonds, die das gesammelte Kapi-
tal gebündelt an Kapitalmärkten anlegen 
(bpb, 2017). Wirkungsorientiertes Investie-
ren (impact investing) zielt hingegen auf eine 
möglichst nachhaltige Geldanlage ab, die 
finanzielle Zuwächse unter Einhaltung von 
ökologischen und sozialen Standards rea-
lisiert und dabei den Anspruch verfolgt, 
die entsprechenden Wirkungen zu mes-
sen (BII, 2024). Impact-Investoren wie die 
Bill & Melinda Gates Foundation oder die 
Bertelsmann Stiftung können dabei zum 
Beispiel auf sozialwirksame Immobilien-
projekte oder Green Bonds zurückgreifen. 

Für Investoren ist die Bankability, also 
die wirtschaftliche Tragfähigkeit von Pro-
jekten, entscheidend. Sie gilt als einer der 
größten Engpässe bei der Mobili sierung 
von Privat kapital für entwicklungspolitische 
Zwecke (Rana, 2017) und wirkt sich direkt auf 
die Risiko bereitschaft der Kapitalgeber aus. 
Bei der Beurteilung der Bankability ist unter 
anderem die Wahrscheinlichkeit der Zieler-
reichung maßgeblich, die in Ländern des 
globalen Südens aufgrund instabiler regu-
latorischer, politischer oder wirtschaftli-
cher Faktoren oftmals niedrig eingeschätzt 
wird. Dieses Risiko stellen die Investoren der 

erwarteten Rendite gegenüber. So zögern 
sie häufig, sich in unsicheren Märkten zu 
engagieren, die keine hohe Rendite verspre-
chen. Dies erschwert die ZmPW erheblich.

Weiterhin sind die Organisationen 
der verfassten Wirtschaft wie Kammern 
und Verbände wichtige Akteure der ZmPW. 
Sie informieren Unternehmen über 
Neuigkeiten im Hinblick auf Gesetzgebung 
und öffentliche Förderbedingungen und 
bieten ihnen Aus- und Fortbildungen sowie 
Beratungen an (siehe Seite 16). Neben 
öffentlichen und privatwirtschaftlichen 
Akteuren tragen auch NGOs und Gewerk-
schaften zur ZmPW bei, beispielsweise durch 
berufliche Bildung und die Mitwirkung an 
Themen- und Sektordialogen im Rahmen 
von Multi-Akteurs-Partnerschaften.

1.4 Welche Kernprobleme
adressiert die ZmPW?
In der klassischen Wirtschafts- und Handels-
theorie gelten diverse Bedingungen für effi-
zient allozierende Märkte. Das Modell der 
vollständigen Konkurrenz (nach Drewello 
et al., 2021, S. 39) sowie die Idee des perfek-
ten Wettbewerbs sind dadurch gekennzeich-
net, dass alle Marktteilnehmenden einen 
freien Zugang zum Markt haben und voll-
ständige Transparenz herrscht. Eine Vielzahl 
von Anbietern (Polypol) sowie Nachfragern 
erlaubt es den rational handelnden Akteuren, 
ihre Gewinne oder ihre Wohlfahrt zu maximie-
ren. Weiterhin wird angenommen, dass Eigen-
tumsrechte für alle Güter klar verteilt sind und 
durchgesetzt werden. Dadurch spiegeln die 
Preise aller Güter deren vollständige Produk-
tionskosten wider (Stiglitz, 2009). Technolo-
gien sind frei verfügbar und es handeln jene 
Länder mit den Gütern, die sie aufgrund ihrer 
spezifischen Arbeits- und Kapitalausstattung 
am kostengünstigsten produzieren können. 
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Staatliche und privatwirtschaftliche Hauptakteure der ZmPW

Akteure Aktivitäten

Staatliche Durchführungsorganisationen und Gesellschaften

Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH • Kapazitätsentwicklung
• Beratung und Matchmaking
• Themen- und Sektordialoge

Deutsche Entwicklungs- und Investitionsgesellschaft (DEG) 
DEG Impulse

• Beratung
• Finanzierung von Unternehmen

KfW Entwicklungsbank • Finanzierung von und mit Unternehmen

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) • Themen- und Sektordialoge

sequa gGmbH • Kapazitätsentwicklung
• Beratung und Matchmaking

Privatwirtschaftliche Akteure

Intermediäre: deutsche, europäische, und internationale Unternehmen 
aus diversen Sektoren (zum Beispiel Informationstechnologie, 
Energie, Landwirtschaft und produzierendes Gewerbe) 

• Aus- und Fortbildung
• Technologietransfer
• Verbesserung von

Beschäftigungsverhältnissen
• nachhaltigere Produktion
• Bereitstellung von Kapital

Intermediäre: Banken, Versicherungen und sonstige Finanzinstitutionen • Bereitstellung von Kapital
• Investmentmanagement

Industrie- und Handelskammern und Auslandshandelskammern 

• Kapazitätsentwicklung
• Beratung und Matchmaking

Handwerkskammern und Fachverbände  
(zum Beispiel Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) 
und Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband (DGRV)) 

Stiftungen  
(zum Beispiel Deutsche Sparkassenstiftung für internationale  
Kooperation e. V. (DSIK), Stiftung der Deutschen Wirtschaft (SDW)  
und Senior Expert Service (SES) 

Quelle: DEval, eigene Darstellung. 

Es kommt auf globalen 
und nationalen Märkten 
regelmäßig zu Marktversagen 
und -verzerrungen. Diese 
legitimieren aus staatlicher 
Sicht regulative Eingriffe, 
aber auch den Einsatz von 
Instrumenten der ZmPW. 

In der Realität treffen diese Annah-
men allerdings nicht zu (Stiglitz, 2009) 
und es kommt auf globalen und nationalen 
Märkten regelmäßig zu Marktversagen 
und -verzerrungen. Diese legitimieren 
aus staatlicher Sicht regulative Eingriffe, 
aber auch den Einsatz von Instrumenten 
der ZmPW. Die entwicklungspolitischen 
Herausforderungen können mithilfe wissen-
schaftlicher Denkschulen wie der Neoklassik, 
Institutionen ökonomik sowie der Wohlfahrts- 
und Umweltökonomie erklärt werden, die 
staatliche Eingriffe in die Wirtschaft unter 
bestimmten Bedingungen befürworten 
(Acemoglu et al., 2001, 2005; Frank, 1967; 
Krugman, 1987; Mazzucato, 2016; North, 1994; 
Ostrom, 2009; Prebisch, 1962; Sen, 1995, 2001; 
Stiglitz, 2009; Stiglitz und Weiss, 1981). 

Begründet wird die Notwendigkeit 
staatlicher Eingriffe im Allgemeinen mit 
einem Marktversagen und im Besonde-
ren mit der Absicht, (1) Ineffizienzen von 
Märkten zu beheben oder abzumildern, 
(2) neue Märkte zu schaffen und (3) soziale
und ökologische Ziele in bestehenden und
neuen Märkten umzusetzen. Auf dieser
grundsätzlichen Theorie aufbauend lassen
sich in den Ländern des globalen Südens
spezifische miteinander verschränkte ent-
wicklungspolitische Kernprobleme ableiten.
Mit dem umfangreichen Instrumentarium der
ZmPW will die EZ diesen Herausforderungen
begegnen, wobei je nach Kontext bestimmte
Instrumente besser geeignet sind als andere.

Marktversagen als ein entwicklungs-
politisches Kernproblem zeigt sich in den 
Partnerländern der deutschen EZ in verschie-
denen Ausprägungen. Im Fall von mono- oder 
oligopolistischen Märkten, die beispielsweise 
in rohstoffdominierten Volkswirtschaften auf-
treten, findet etwa nur ein verzerrter oder kein 
Wettbewerb zwischen Unternehmen statt. 

Durch Informationsasymmetrien, 
fehlende regulative Rahmenbedingungen 
und dysfunktionale politische Institutionen 
entstehen den Marktteilnehmenden hohe 
Trans aktionskosten und Effizienzverluste. 
Schließlich gelten Unsicherheiten über das 
Verhalten anderer Marktteilnehmender, 
schwierige Investitions bedingungen sowie 
Unsicherheit über die zu erwartende Steu-
erlast von Unternehmen (Cunningham, 
2011) als Risiken, die einer Teilnahme 
am Wettbewerb entgegenstehen.

Auch im globalen Norden treten 
vielfältige Marktverzerrungen auf, ins-
besondere wenn Unternehmen soziale 
und ökologische Kosten externalisieren. 
Die Externalisierung der Kosten, die durch 
die Erzeugung und Nutzung fossiler Energie 
entstehen, ist ein klassisches Beispiel hier-
für und erfordert öffentliche Regulierung 
beziehungsweise Subventionierung. 

Darüber hinaus soll die ZmPW dabei 
unterstützen, neue Märkte zu schaffen, die 
in den Partnerländern und den Ländern des 
globalen Nordens zur nachhaltigen Wirtschafts-
entwicklung beitragen. Dazu zählt etwa, die Ein-
führung neuer nachhaltiger Technologien zur 
Energieversorgung voranzutreiben (IEG, 2019; 
Mazzucato, 2016). Weitergehend kann die Ener-
gie- und Ressour cenbeschaffung im globalen 
Süden als „ökologische Strukturpolitik“ und – 
wie vom German Institute of Development and 
Sustainability (IDOS) – als wichtiger Bestandteil 
und Wesensmerkmal der deutschen EZ 
verstanden werden (Altenburg et al., 2022).
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Von der ZmPW adressierte Kernprobleme

Zugang zu Kapital: Einer der Gründe für einen eingeschränkten Zugang zu Kapital in den Partner-
ländern der EZ ist, dass inländische und ausländische Investoren das politische und finanzielle Risiko 
im Vergleich zur Renditeerwartung häufig als (zu) hoch bewerten. Dies hängt auch damit zusammen, 
dass einheimischen Unternehmen finanzielle Sicherheiten fehlen (etwa wegen unzureichender Eigen-
tumsrechte) oder keine verlässlichen Finanzinformationen vorweisen können. Dies schränkt die lokale 
Kapitalmarktentwicklung, die Mobilisierung von Privatkapital sowie die finanzielle Inklusion von margi-
nalisierten Gruppen ein.

Marktbezogene Informationen und Kenntnisse: Informationsasymmetrien zwischen Markt akteuren 
in den Partnerländern und im globalen Norden sowie zwischen Marktakteuren und Regulierungsbe-
hörden beeinträchtigen das Handeln von Unternehmen und Finanzinstitutionen im globalen Norden 
und Süden. Zum einen mangelt es oftmals an Transparenz im Hinblick auf bestehende Regularien, die 
Wettbewerbssituation und Marktpreise. Zum anderen existieren in den Partnerländern Defizite in den 
Bereichen technisches Know-how, Digitalisierung und Zugang zu (Aus-)Bildung – insbesondere für 
benachteiligte Gruppen. Dies erschwert Innovationen, Imitationen und Skalierungen in Produktion, 
Dienstleistung und Handel. 

Des Weiteren wissen viele Unternehmen im globalen Norden und Süden nicht um die Kooperations- 
und Geschäftspotenziale mit entwicklungspolitischer Wirkung sowie die EZ-Förderangebote. Dadurch 
bleiben Potenziale zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie von hochwertigen und günstigen Produkten 
und Dienstleistungen für die Verbraucher*innen ungenutzt. 

Produktionsbedingungen: Unternehmen lagern ökologische Kosten häufig an die Allgemeinheit aus, 
da Verbraucher*innen preissensibel reagieren. Oft mangelt es an staatlichen oder unternehmerischen 
Anreizen, in eine klimagerechte und ressourcenschonende Produktion zu investieren und damit ökologi-
sche Kosten zu internalisieren. Im globalen Süden fehlt es zudem häufig an Kenntnissen zur Implemen-
tierung nachhaltiger Technologien. 

Verschärft durch den internationalen Konkurrenzdruck ergeben sich direkte oder indirekte negative 
Effekte in Bezug auf Klimawandel, Biodiversität und allgemein eine gesunde Umwelt.

Arbeitsbedingungen: Unternehmen, die im globalen Süden operieren, fehlen oftmals das Bewusstsein, 
Kapazitäten und Anreize, um menschenrechtliche Sorgfaltspflichten und internationale Arbeitsnormen 
umzusetzen. Dies betrifft besonders Aspekte wie Arbeitsschutz, faire Entlohnung, die Gleichstellung 
der Geschlechter, Ungleichheit und Diskriminierung von marginalisierten Bevölkerungsgruppen, in-
klusive Geschäftsmodelle sowie im weiteren Sinne gute Regierungsführung und die Einhaltung von 
Governance-Regeln.

Regulierung und Rahmenbedingungen: Die Märkte in vielen Partnerländern der EZ gelten inter-
nationalen Unternehmen weithin als intransparent und ineffizient reguliert. Gründe hierfür sind unter 
anderem eine hohe Verschuldung sowie Defizite bei der Regierungsführung im Hinblick auf Demokra-
tie, Rechtssicherheit und effektive Korruptionskontrolle. Durch mono- oder oligopolistische Marktstruk-
turen sowie fehlende oder unzureichende Regulierung erhöht sich das Investitionsrisiko der Unternehmen 
und es kommt zu wirtschaftlichen Ineffizienzen mit negativen Folgen für die Verbraucher*innen.

Es wächst die Erkenntnis, 
dass einige entwicklungs-
politische Kernprobleme 
der Partnerländer auch 
im globalen Norden 
bearbeitet werden müssen.

Die aktuellen vielfältigen Krisen und die 
in den letzten Jahrzehnten stark zugenommene 
Globalisierung stellen die wirtschaftlichen Sys-
teme in den EZ-Partnerländern vor Probleme, 
zu deren Lösung die Mittel und Fähigkeiten 
privater Unternehmen beitragen sollen. Zudem 
wächst die Erkenntnis, dass viele entwicklungs-
politische Kernprobleme in den Partnerländern 
zumindest partiell auch im globalen Norden 
bearbeitet werden müssen. Das gilt etwa für 
die Ausgestaltung von ökologisch ausgerich-
teten Lieferketten und die Steigerung der 
Nachfrage nach fair gehandelten Produkten.

sollen die Outcomes dann zu entwicklungs-
politischen Wirkungen (Impact) beitragen, 
welche für gesellschaftliche Änderungen 
im Sinne nachhaltiger Entwicklung stehen. 

1.5 Wie soll die ZmPW wirken?
Die oftmals unzureichend regulierten Märkte 
im globalen Süden führen dazu, dass privat-
wirtschaftliches Engagement und Kapital 
nicht in dem Maße in die EZ-Partnerländer 
gelangen, wie es aus wirtschaftlicher und 
entwicklungspolitischer Perspektive zur 
Erreichung der SDGs wünschenswert wäre. 
Die ZmPW soll zur Lösung der auf Seite 18 
beschriebenen Kernprobleme beitragen, wie 
die skizzierte Wirkungslogik auf Seite 20 
und 21 illustriert. Kapitel 3 beschreibt, wie 
und mit welchen Instrumenten die ZmPW 
konkret umgesetzt wird, und befasst sich 
auch mit der Frage, ob die ZmPW die an 
sie gestellten Erwartungen erfüllen kann.

Die nachfolgende Wirkungslogik stellt 
die Effekte und Wirkungszusammenhänge dar, 
die von der ZmPW erwartet werden. So schaf-
fen Instrumente und Maßnahmen (Inputs) 
der ZmPW bestimmte Leistungen (Outputs). 
Die daraus resultierenden Verhaltensände-
rungen bei Akteuren im globalen Norden und 
Süden sollen wiederum direkte Wirkungen 
(Outcomes) bei den jeweiligen Zielgruppen 
hervorrufen – von der Partnerregierung bis hin 
zu einzelnen Haushalten. In ihrer Gesamtheit 

Zielgruppen
Die intendierten direkten Wirkungen sollen 
für die Zielgruppen im Partnerland erreicht 
werden. Dazu zählen insbesondere Inter-
mediäre im Sinne von Finanzorganisationen 
und Unternehmen sowie Haushalte und 
Beschäftigte. Für die Intermediäre, die in 
den Ausbau ihrer Lieferkette oder Tochter-
unternehmen im Partnerland investieren, 
können Wirkungen beispielsweise in der 
Schaffung von Arbeitsplätzen oder der 
Einführung von Umweltstandards bestehen. 

Die Zielgruppe der Haushalte besteht 
aus (Wirtschafts-)Einheiten mit mindestens 
einer Person, zum Beispiel Kleinbauern oder 
-bäuerinnen. Sie sind in informellen oder for-
mellen Arbeitsverhältnissen oder selbststän-
dig tätig. Außerdem konsumieren sie Produkte
und nehmen Dienstleistungen in Anspruch.
Haushalte können im Zuge von ZmPW-
Aktivitäten von zusätzlichen Arbeitsplätzen,
besserer Ausbildung, höheren Einkommen und
verbesserten Arbeitsbedingungen profitieren.

Außerdem lassen sich potenzielle 
Wirkungen auf Ebene des Partnerlandes im 
Übergang von den Zielgruppen auf eine aggre-
gierte wirtschaftliche und soziale Ebene und für 
die Regierung eines Landes messen, beispiels-
weise in Form von erhöhter Konsumnachfrage, 
wachsenden Steuereinnahmen, vermehrten 
Investitionen oder verbessertem Umweltschutz. 
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Wirkungslogik: von entwicklungspolitischen Kernproblemen zu den Wirkungen der ZmPW

KERNPROBLEME INSTRUMENTE LEISTUNGEN

Neue bzw. 
Zugang zu Kapital

größere 
Unternehmen

Skalen- und  

DIREKTE WIRKUNGEN

INTERMEDIÄRE

Nachhaltigere Liefer-/Wertschöpfungsketten

Erhöhte Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 

ENTWICKLUNGSPOLITISCHE
WIRKUNGEN

BEITRÄGE ZUR  
ERREICHUNG DER 

SDGs

Effizienzsteigerung Verbesserte Produktions-,  
Marktbezogene von bestehenden  Ausbildungs- sowie Umwelt-, Sozial- und 
Informationen Unternehmen Governance-Standards, ESG-Standards
und Kenntnisse

FINANZIERUNG MIT UNTERNEHMEN

Öffentliche Beiträge als Hebel 
für private Investitionen

Erhöhte  
Investitionstätigkeit

Neue 
KAPAZITÄTSENTWICKLUNG Technologien

Produktions-
Aus- und Fortbildung, Training, bedingungen Neue Standards

Kompetenzentwicklung
PARTNERLÄNDER

Signalwirkung auf ausländische 
Direktinvestitionen

BERATUNG UND MATCHMAKING
Mobilisierung 

Arbeits bedingungen Beratung, Begleitung Markteintritt, privater Mittel

Erhöhte Konsumnachfrage  
und Steuereinnahmen

Vernetzung

THEMEN- UND SEKTORDIALOGE
 Regulierung  Aus- und weitergebildete 

Langfristige Policy-Dialoge zwischen und Rahmen- Mitarbeitende
HAUSHALTE

Wirtschaft, Politik, Zivilgesellschaft  bedingungen
und Wissenschaft Schulungszentren

Trainings materialien

Netzwerkbildung, 

Verbesserter Zugang zu Basisinfrastruktur

Erhöhte Beschäftigung,  
Beschäftigungsfähigkeit und -sicherung

Einkommenssicherung und -erhöhung 

oder -ausbau Technologie- und Wissenstransfer

PRIVATSEKTORENTWICKLUNG

zum Beispiel Reformfinanzierung



Quelle: DEval, eigene Darstellung. 
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In ihrer Gesamtheit soll die ZmPW 
zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung im Partnerland beitragen. 
Die einzelnen Wirkpfade führen dabei über die 
angenommene Reduzierung von Armut (SDG 1) 
zu breitenwirksamem Wirtschaftswachstum und
mehr Beschäftigung (SDG 8), zur Förderung von 
Innovation (SDG 9) oder zu ökologisch nachhalti-
gem Produktions- und Konsumverhalten (SDG 12
und damit auch zur Bekämpfung des Klimawan-
dels in Form von Maßnahmen zur Anpassung 
und zur Minderung seiner Folgen (SDG 13). 

Ergebnisse und Wirkungen auf Ebene 
der Zielgruppen und der Gesellschaft werden 
vorwiegend im globalen Süden erwartet. Einig
der intendierten Effekte könnten auch den glo-
balen Norden betreffen, wie die Mobilisierung 
privater Mittel, die Einführung neuer Standard
oder eine erhöhte Investitionstätigkeit.

Klassische EZ-Maßnahmen zur 
Privatsektorentwicklung können die ZmPW 
sinnvoll ergänzen. Beispielsweise wird in 
einer Reformfinanzierung ein Kredit an die 
Regierung im Partnerland gegeben, welcher 
an Reformen zur Regulierung der Wirtschaft 
geknüpft ist. Diese Reform soll zu einer ver-
besserten Rechtssicherheit für Investitionen 
und dadurch zu einer Mobilisierung von 
weiterem privaten Kapital von inländischen 
oder internationalen Investoren führen. 

Wie so oft klaffen allerdings auch in der 
ZmPW Theorie und Wirklichkeit bisweilen ausei
nander. So ist eine der unterschwelligen Annah-
men der Wirkungslogik, dass die jeweiligen 
Akteursgruppen ihre unternehmerischen und 
entwicklungspolitischen Ziele ohne Zielkonflikt
verfolgen können. In der Praxis ist dies jedoch 
nicht unbedingt der Fall. Ein typisches Beispiel 
ist das unternehmerische Ziel der Kostenmini-
mierung, während die entwicklungspolitische 
Agenda eine faire Bezahlung von Beschäftigten 
und die Schaffung von menschenwürdigen 
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Arbeitsplätzen (decent jobs) anstrebt. In diesen 
und anderen Fällen besteht daher die Sorge, 
dass die öffentliche Förderung von Investitionen 
der Privatwirtschaft zu Mitnahmeeffekten 
führt, dass Unternehmen also eine Investition 
ohnehin durchgeführt hätten und die Förderung 
keine zusätzlichen entwicklungspolitischen 
Effekte bedingt (siehe Kapitel 3, insbesondere 
zur Überprüfung von Additionalität). 

Öffentliche Mittel für die ZmPW
Der Haushalt des BMZ (Einzelplan 23) 
enthält keinen Posten, der alle für die 
ZmPW verausgabten Mittel zusammenfasst. 
Stattdessen speisen mehrere Haushaltstitel 
diesen Ansatz. In seiner Stellungnahme zur 
Evaluierungssynthese des DEval zur ZmPW 
informierte das BMZ 2021, dass seit 2017 
die für die ZmPW verausgabten Mittel auf 
267 Millionen Euro gestiegen seien und sich 
damit mehr als verdoppelt hätten (BMZ, 
2022). Dieser Betrag entsprach circa 2,6 
Prozent des BMZ-Etats im Jahr 2021 in Höhe 
von 10,2 Milliarden Euro. Obwohl das BMZ 
(privaten) Unternehmen in seiner entwick-
lungspolitischen Agenda eine wichtige Rolle 
zuschreibt (BMZ, 2023), hat seither keine 
Fortschreibung des berichteten Wachstums 
stattgefunden. Die Volumina fast aller für 
die ZmPW relevanten Titel gingen – wie die 
Haushaltsmittel des BMZ insgesamt – zwi-
schen 2023 und 2024 zurück (BMZ, 2024). 

Ein genauer Überblick über alle für die 
ZmPW verwendeten Mittel ist nicht möglich, 
weil manche Titel vorrangig für die ZmPW 
aufgewendet werden (beispielsweise die Titel 
687 01 und 896 34) und andere nur anteilig. 
So werden im Rahmen des Haushaltstitels 
„FZ mit Regionen“ (FZ-R, 896 01) neben 
weiteren nicht-ZmPW-spezifischen Ausgaben 
Beteiligungen der KfW an Fonds finanziert, 
über die weiteres Kapital von deutschen 

 

 

oder europäischen Investoren mobilisiert 
wird (AfricaGrow). Auch im Kapitel 2302 
(Zivilgesellschaftliches, kommunales und 
wirtschaftliches Engagement) des BMZ-Etats 
werden teilweise Ansätze der ZmPW finan-
ziert. Dazu zählen auch die Entwicklungs-
partnerschaften mit der Wirtschaft, die im 
Wesentlichen aus dem develoPPP-Programm 
bestehen. Während hier mit großer Wahr-
scheinlichkeit der gesamte Betrag der ZmPW 
zugeordnet werden kann, werden einzelne 
Maßnahmen unter Umständen aus weiteren 
Titeln (mit-)finanziert. Wenn etwa die För-
derung von Beschäftigung im Vordergrund 
einer develoPPP-Maßnahme steht, werden 
hierfür Mittel aus dem Haushaltstitel für 
die Sonderinitiative „Gute Beschäftigung 
für sozial-gerechten Wandel“ verwendet. 

Um die einzelnen Titel und Maßnahmen 
zweifelsfrei dem ZmPW-Ansatz zuordnen zu 
können, bräuchte es einen übergeordneten ein-
heitlichen Identifizierungsschlüssel, beispielswei-
se in Form einer ZmPW-Kennung. Diese würde 
auch der Vereinheitlichung von Definitionen 
und Markern dienen, die die Durchführungs-
organisationen auf Maßnahmenebene indivi-
duell festgelegt haben (siehe Kapitel 3.1 und 3.6). 

Zudem setzen die KfW und die DEG 
Eigen- oder Marktmittel für ZmPW-Maßnah-
men ein, die sie zum Teil mit Haushaltsmitteln 
mischen. Die Volumina der Marktmittel 
für die ZmPW können höher als jene der 
Haushaltsmittel sein. Genaue Aussagen hierzu 
werden jedoch durch die unterschiedlich 
angewandten Definitionen und Kennungen 
von ZmPW-Maßnahmen erschwert. 

Entwicklung der für die ZmPW relevanten BMZ-Haushaltstitel

Haushalts- 
titel 

Bezeichnung 2021 2022 2023 2024

866 1 1 FZ-Darlehen 31 1 263 344 293

896 1 1 FZ-Zuschüsse 2.1 20 1 .975  1 .997 1 .779

896 01 FZ mit Regionen 579 1 70 16 2 1 57

687 01 Entwicklungspartnerschaften 
mit der Wirtschaft

267 19 0 18 9 16 7

685  01 Berufliche Aus- und Fortbildung 61 61 61 60

896 34 Sonderinitiative „Gute Beschäftigung 
für sozial-gerechten Wandel“

18 0 1 55 1 55 1 26

Die Beträge wurden dem Einzelplan 23 für die Jahre 2021, 2022, 2023 und 2024 des Bundeshaushalts entnommen und entsprechen dem 
Soll für jeden Haushaltstitel pro Jahr. Es werden nur Haushaltstitel dargestellt, die hohe Mittelanteile für Ansätze der ZmPW beinhalten. 

Quelle: Deutscher Bundestag, 2020; 2022a; 2022b; 2024. 

Amélie zu Eulenburg
Eval-AbteilungsleiterinD

Marian Wittenberg 
DEval-Evaluator 
(bis 01/2024)
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Höhe in Millionen Euro



Aus der Perspektive der KfW Entwicklungsbank:

„Politik und Wirtschaft müssen 
an einem Strang ziehen“ 

Um die Finanzierungslücke zur Erreichung der 
SDGs und der Ziele des Pariser Klimaabkom-
mens zu schließen, betrachten viele Akteure 
der EZ, insbesondere Förderbanken wie die 
KfW, die Mobilisierung privaten Kapitals als 
eine ihrer dringlichsten Aufgaben. Investiti-
onen in Entwicklungs- und Schwellenländer 
sind für ausländische private Kapitalgeber 
herausfordernd, denn mangels Marktkenntnis 
können sie Risiken schwer einschätzen und 
empfinden diese im Vergleich zur erwartbaren 
Rendite als zu hoch. Daraus entstehen Befürch-
tungen hinsichtlich der mit der Investition 
verbundenen Risiken etwa in Form von Trans-
fer-, Währungs-, Handels- und Ausfallrisiken. 

Risikominderung und Förderung 
positiver Effekte auf Umwelt  
und Gesellschaft
Genau hier, bei der Perzeption der Risiken auf 
den lokalen Finanzmärkten der Entwicklungs- 
und Schwellenländer, kann die KfW ansetzen 
und die Rahmenbedingungen für private Inves-
titionen sicherer gestalten. Dementsprechend 
zielt die FZ der KfW mit ihren Projekten darauf 
ab, (1) rechtliche Rahmenbedingungen über 
politikbasierte Finanzierung, (2) physische 
Rahmenbedingungen über Investitionen 
in die Infrastruktur und (3) systemische 
Rahmenbedingungen wie die Entwicklung des 
Finanzsystems zu verbessern. Konkret kann 
sie beispielsweise über Strukturierte Fonds 
mit der Übernahme von First-Loss-Tranchen, 
Garantien oder Versicherungen die Verlust-
risiken privater Investitionen reduzieren. 

Neben einem Mindestmaß an Rendite 
und Sicherheit, das kommerzielle Investoren  
als Grundbedingung für ein finanzielles 
Engagement ansehen, werden für sie 

auch positive Wirkungen auf Umwelt 
und Gesellschaft zunehmend wichtiger, 
insbesondere für philanthropische Investoren 
und Impact-Investoren. Daher setzt die FZ 
direkt bei solchen Investitionszielen an und 
gestaltet Anreize für private Investitionen in 
förderungswürdige Bereiche und Zielgrup-
pen, beispielsweise in Unternehmerinnen 
oder ökologisch relevante Start-ups. 

Beteiligung an Finanzfonds  
und Förderplattformen
Der Partech Africa II Fonds ist ein Beispiel 
für die Mobilisierung von Privatkapital auf 
dem afrikanischen Kontinent. Der Fonds stellt 
Startkapital für junge Tech-Unternehmen mit 
starkem Wachstumspotenzial zur Verfügung 
und warb bisher 245 Millionen Euro von Inves-
toren ein. Daran hatte die Investition der KfW 
über 45 Millionen Euro einen entscheidenden 
Anteil. Mit weiteren fünf Millionen Euro finan-
zierte die KfW im Auftrag des BMZ den Par-
tech-Akzelerator Chapter 54, der im Rahmen 
eines hochrangig besetzten Mentoringpro-
gramms europäische Start-ups auf ihre Inter-
nationalisierung in Richtung Afrika vorbereitet. 

Die Microfinance Enhancement Facility, 
ein FZ-Fonds, den die KfW 2009 zusammen mit 
der International Finance Corporation ins Leben 
gerufen hat, vergibt Darlehen an Mikrofinanz-
banken. Seit 2024 liegt sein Fokus auf der finan-
ziellen Inklusion von Frauen und er ist seither 
als Global Gender-Smart Fund (GGSF) am Markt 
aktiv. Im Jahr 2023 wurden 78 Prozent der Kre-
dite an Frauen vergeben. Neu eingeführt wird 
eine FZ-Begleitmaßnahme, um die Partnerban-
ken bei der finanziellen Inklusion von Frauen zu 
unterstützen. Langfristig wird eine Fondsgröße 
von circa 650 Millionen US-Dollar angestrebt.

Die Vorteile von  
Förderplattformen

Ergänzend zur Unterstützung einzelner 
Fonds versucht die KfW, mithilfe von Förder-
plattformen Investoren mit entwicklungspo-
litischen Projekten zusammenzubringen und 
Investitionshürden zu verringern. So können 
Plattformen die Transaktionskosten für Inves-
toren vermindern, die durch die Identifizierung 
und Vorabüberprüfung von Investitionsmög-
lichkeiten entstehen. Je nach Ausgestaltung 
und Auswahl der Maßnahmen können 
Plattformen sowohl für philanthropische 
Investoren, Impact-Investoren oder 
kommerzielle Investoren aufgesetzt werden. 
Die FZ arbeitet derzeit an verschiedenen 
Ansätzen wie der Power-to-X (PtX)-Plattform 
zur Förderung grüner Wasserstofftechnologien.

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, 
dass die Mobilisierung von privatem Kapital 
für entwicklungspolitische Ziele keine 
leichte und schnell zu lösende Aufgabe 
ist. Politik und Wirtschaft müssen lernen, 
gemeinsam marktfähige und skalierbare 
Finanzierungsinstrumente zu entwickeln. 
Es muss darum gehen, die benötigten Mittel 
nicht nur in einzelnen Erfolgsmodellen, 
sondern in großem Stil über die Kapitalmärkte 
in Entwicklungs- und Schwellenländer zu 
lenken. Die KfW spielt hier als ermöglichende 
Transformationsbank eine grundlegende Rolle.

Viele Akteure der EZ, 
insbesondere Förderbanken 
wie die KfW, betrachten 
die Mobilisierung privaten 
Kapitals als eine ihrer 
dringlichsten Aufgaben. 

Christian Krämer
Mitglied der Geschäfts-
bereichsleitung, 
KfW Entwicklungsbank
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2. Wie kooperieren
Entwicklungszusammenarbeit
und Privatwirtschaft ?

Welche Arten der Kooperation und  
welche Instrumente gibt es in der ZmPW?

Wie werden sie in der entwicklungspolitischen  
Praxis umgesetzt?

Welche Konzepte liegen ihnen zugrunde?



Die ZmPW wird über zahlreiche Finanzierungs-
modalitäten, Instrumente und Kooperations-
formen umgesetzt und kann entlang folgender 
Ansätze systematisiert werden: 

1. Ziele und intendierte Ergebnisse
der Kooperation
Beispiel: Armutsminderung durch den Auf-
bau nachhaltiger Wertschöpfungsketten
(Callan und Davies, 2013; Pérez-Pineda
und Wehrmann, 2021; Smith, 2013),

2. involvierte Akteure und deren Rolle
Beispiele: öffentliche Banken, die das
Risiko für private Investoren senken, damit
diese Kapital für entwicklungspolitische
Zwecke zur Verfügung stellen, sowie
Unternehmen, die sich im Verbund mit
Wirtschaftskammern in der Berufsbil-
dung engagieren (Heinrich, 2013).

3. Instrumente
Beispiele: Austauschplattformen und
finanzielle Zuschüsse für Unternehmen
(Di Bella et al., 2013),

4.Interventionsebenen
a. Makro-Ebene

Beispiel: Schaffung günstiger Rahmen-
  bedingungen für den Privatsektor, 

b.  Meso-Ebene
Beispiel: Fokussierung auf Markt-
verzerrungen und Ineffizienzen von
Märkten in Partnerländern und

c. Mikro-Ebene
B eispiel: Förderung der Entwicklung
des Privatsektors durch Unterstützung
von Finanz ierungen für kleinste,
kleine und mittlere Unternehmen
(KKMUs) und gezielte Kompetenz-
entwicklung von Beschäftigten.

Werden diese Ansätze (Bilal et al., 2014; Kindor-
nay und Reilly-King, 2013) in einen direkten Bezug 
zu den in Kapitel 1 vorgestellten entwicklungs-
politischen Kernproblemen gesetzt, lassen sich 
die fünf bereits in der Wirkungslogik auf Seite 20 
benannten Kategorien der ZmPW ableiten. 
Diese sind: 
1. Finanzierung mit Unternehmen,
2. Finanzierung von Unternehmen,
3. Beratung und Matchmaking,
4. Kapazitätsentwicklung und
5. Themen- und Sektordialoge.

2.1 Finanzierung  
mit Unternehmen
Private Unternehmen agieren bei der Finan- 
zierung mit Unternehmen meist ausschließlich 
als Finanzierungs- und nicht als Durchführungs-
partner für die Umsetzung der jeweiligen Maß-
nahme. Eventuell übernehmen sie auch die 
Rolle eines Investment-Managers. Das heißt, 
dass die deutschen und europäischen Unter-
nehmen indirekte entwicklungspolitische Wir-
kungen herbeiführen, während die finanzierten 
Unternehmen in den Partnerländern direkte 
entwicklungsp olitische Wirkungen erzielen. 

Die Finanzierung mit Unternehmen 
findet in Form von Kofinanzierungen, Bonds, 
Garantien, Zuschüssen und Fonds statt (König 
et al., 2020). Ein typisches Beispiel sind Struk-
turierte Fonds, bei denen private Investoren 
über rechtlich eigenständige Investmentfonds 
in entwicklungspolitische Maßnahmen inves-
tieren. In der Regel kombinieren die Fonds 
Haushaltsmittel des Bundes, Eigenmittel der 
KfW und/oder anderer Finanzinstitutionen 
mit Investitionen von privaten Kapitalgebern. 
Um die von diesen oft als zu hoch empfun-
denen Investitionsrisiken zu reduzieren, wird 
das Fondskapital meist in Tranchen eingeteilt. 
Die risikoreicheren Tranchen dienen als 

Beispiel: Finanzierung mit Unternehmen

Beispiel zur Finanzierung mit Unternehmen 

Mischung 
der Gelder 
(z.B. über 
Fonds)

Mikro-
finanzbank 
Partnerland 

Private 
Investoren

BMZ

Kre
dit

Kredit

Kredit

Beispielhafte Wirkungen

Erhöhter Umsatz und 
gesteigerte Produktion

Erhöhtes Einkommen

Wirtschaftswachstum

KFW
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Quelle: DEval, eigene Darstellung.

Risikopuffer für Investoren in risikoärmeren 
Tranchen. Öffentliche Geber beteiligen sich 
typischerweise an der risikoreichsten Tranche 
und übernehmen so einen Großteil des Investi-
tionsrisikos, da etwa potenzielle Verluste durch 
Kreditausfälle aufgefangen werden können.

Finanzierungen mit Unternehmen 
werden in der deutschen EZ etwa mithilfe 
des Fonds AfricaGrow, des InsuResilience 
Investment Fund und des eco.business Fund 
durchgeführt, die von Unternehmen wie 
Allianz, BlueOrchard oder Finance in Motion 
verwaltet werden. Diese Fonds mischen 
private und öffentliche Mittel, welche die 
KfW im Auftrag des BMZ verwaltet. Damit 
kann zusätzliches Kapital von deutschen und 
europäischen Investoren für entwicklungspo-
litische Ziele mobilisiert werden. Die Fonds 
investieren die Mittel in regionale Fonds und 
lokale Finanzinstitutionen im globalen Süden, 
die über das Know-how und die Kapazitäten 
verfügen, um in lokale Unternehmen zu inves-
tieren, damit Arbeitsplätze zu schaffen und 
nachhaltige und inklusive Geschäftsmodelle 
zu fördern. Die Investitionen führen auch 

zu einer höheren Liquidität der regionalen 
und lokalen Finanzinstitutionen wie Banken 
oder FinTechs, welche wiederum Versiche-
rungen und Kredite an Endkreditnehmende 
in den Partnerländern weitergeben und 
damit zu besseren Finanzdienstleistungen 
für Kleinstunternehmen beitragen. 

Auch wenn privatwirtschaftliche 
Akteure grundsätzlich das Interesse an der 
Risikominimierung (beispielsweise mittels 
Garantien) kennzeichnet, stellen sie keine 
homogene Akteursgruppe dar. Stattdessen 
haben Unternehmen, Finanzintermediäre und 
Wirtschaftsverbände oftmals unterschiedliche 
Interessen, die sich aus ihrer jeweiligen 
institutionellen Perspektive ergeben. 
Wie diese Perspektiven genau aussehen, 
warum und wie Fondsmanager*innen und 
Investor*innen auf Strukturierte Fonds 
setzen und wo sie die größten Potenziale 
für diese Zusammenarbeit sehen, erläutern 
Finanzintermediäre und Fondsmanager*innen 
im Gespräch auf Seite 66. Drei der vier 
Asset-Manager*innen vertreten eigene 
Finanzintermediäre, eine vertritt die KfW. 



Sie alle investieren mithilfe von Strukturier-
ten Fonds in Partnerländer der deutschen 
EZ, auch mit dem Ziel, entwicklungs-
politische Wirkungen zu realisieren.

2.2 Finanzierung  
von Unternehmen
Es gibt viele Instrumente, bei denen 
Unternehmen direkt Finanzierungshilfen 
erhalten. In der deutschen EZ sind dies unter 
anderem die Programme develoPPP und 
ImpactConnect. Die Unternehmen gehen 
hier eine Partnerschaft mit der GIZ oder der 
DEG ein. Ausschlaggebend für die Förderung 
ist, welche Ziele die Empfängerunternehmen 
mit den Maßnahmen verfolgen. Die deutsche 
EZ fördert hier insbesondere Aktivitäten von 
deutschen und europäischen Unternehmen, 
die bereits in Entwicklungs- oder Schwellen-
ländern mit Direktinvestitionen aktiv sind oder 
dort aktiv werden möchten. Die Förderung 
kann in Form von Eigenkapital- und Fremdka-
pitalfinanzierungen wie Darlehen oder durch 

den Kauf von Unternehmensanteilen erfolgen. 
Auch hier können grundsätzlich Garantien 
für etwaige Verluste privater Kapitalgeber 
vergeben werden, sollte ein förderungswür-
diges Unternehmen zahlungsunfähig werden. 
Im Wesentlichen sollen Unternehmen Anreize 
erhalten, um neue Geschäftsmodelle zu 
entwickeln und ihre Kooperationen und Inves-
titionen in den Märkten der EZ-Partnerländer 
hinsichtlich ihrer entwicklungspolitischen 
Wirkungen zu verbessern und auszuweiten. 

Die Finanzierungen sollen durch die 
Teilhabe am internationalen Handel, durch 
globale Lieferketten und verantwortungsvolles 
unternehmerisches Handeln zu einer nachhal-
tigen Entwicklung beitragen. Beispielsweise 
kann ein deutsches Unternehmen einen 
Kredit erhalten, um in einem Partnerland 
eine Produktionsstätte für nachhaltige 
Verpackungsmaterialien aufzubauen, einen 
Standort im globalen Süden mit erneuerbarer 
Energie zu versorgen oder umweltscho-
nende Landmaschinen zu finanzieren. 

Beispiel: Finanzierung von Unternehmen

Haushalts-
mittel

BMZ

Kredit/

Zuschuss

Schaffung von 
nachhaltigen 
und inklusiven 
Tourismusangeboten 

Deutsches 
Touristikunternehmen

Lokales 
Touristikunternehmen

Indigene 
Bevölkerungsgruppe

KFW DEG Impulse

BMZ

Quelle: DEval, eigene Darstellung.

Sobald die Finanzierung ausschließlich 
Unternehmen in den Partnerländern zugu-
tekommt, wird die Aktivität wie in Kapitel 1 
beschrieben der Privatsektorentwicklung 
zugerechnet und nicht der ZmPW. 

2.3 Beratung  
und Matchmaking
Die Kooperation dient nicht der Finanzierung 
von Maßnahmen, sondern widmet sich der 
fachlichen Beratung und der Vermittlung von 
marktspezifischen Informationen sowie Kontak-
ten zu Unternehmen im globalen Süden. Damit 
soll für privatwirtschaftliche Akteure des globa-
len Nordens die Transparenz von Märkten in 
den Partnerländern der EZ erhöht werden und 
sie sollen ihre Kenntnisse über diese Märkte 
ausbauen, um sich dort erfolgreich engagieren 
zu können. Die Beratung von Unternehmen 
erfolgt über die Agentur für Wirtschaft und 
Entwicklung (AWE), zu der auch die Business 
Scouts for Development gehören. Diese sind 
beispielsweise bei Branchen- und Spitzenver-
bänden der Wirtschaft, Kammern und Gewerk-
schaften im In- und Ausland tätig. Sie beraten 
zu Förder-, Finanzierungs- und Kooperati-
onsangeboten der EZ. Weiterhin sollen sie 
Unternehmen den Zugang zu Netzwerken 
erleichtern und die Entwicklung von Projekten 
unterstützen. Im Fokus stehen unter anderem 
Wirtschaftskooperationen zur Förderung der 
Klimaneutralität und Dekarbonisierung der 
Wirtschaft und der Aufbau nachhaltiger und 
resilienter Liefer- und Wertschöpfungsketten.

Die AWE betreut unter anderem den 
HelpDesk Wirtschaft und Menschenrechte, 
an den sich Unternehmen beispiels-
weise zur Umsetzung der menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten in ihrer 
Lieferkette beraten lassen können.

Auch Matchmaking-Plattformen gehören 
zu diesem Ansatz, wie das Import Promotion 

Beispiel: Der Helpdesk Wirtschaft und Menschenrechte 

Im Kontext des LkSG befassen sich viele Unternehmen mit der Frage, 
wie sie menschenrechtliche und umweltbezogene Sorgfaltspflichten effek-
tiv in ihren Geschäftsprozessen und in der Lieferkette verankern können. 
Mit dem Helpdesk Wirtschaft und Menschenrechte bei der AWE haben 
sie hierzu eine zentrale Anlaufstelle für eine kostenfreie Erstberatung. 
Seit 2017 hat der Helpdesk mehr als 3.600 Anfragen erhalten – Tendenz 
steigend, denn allein im Jahr 2022 waren es mehr als 1.000 Anfragen. 

Seit dem Inkrafttreten des LkSG im Januar 2023 wenden sich zuneh-
mend KKMUs an den Helpdesk, die sich aus intrinsischer Motivation oder 
aufgrund steigender Anforderungen ihrer Kunden mit ihrer menschenrecht-
lichen Sorgfalt befassen. Viele Lieferanten werden von ihren Großkunden 
aufgefordert, etwa bei menschenrechtlichen Risikoanalysen mitzuwirken. 

So kontaktieren viele Unternehmen den Helpdesk und klären mit 
dem Beratungsteam Fragen zur Erstellung von menschenrechtlichen 
Grundsatzerklärungen oder zur Durchführung von Risikoanalysen unter 
anderem im Hinblick auf Kinderarbeit, existenzsichernde Löhne und Ent-
waldung. Im Anschluss können die Unternehmen ihre Lieferanten genauer 
prüfen und geeignete Präventions- und Abhilfemaßnahmen umsetzen.

Beispiel zur Finanzierung von Unternehmen 
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Desk der sequa und die Plattform leverist.de der 
GIZ, über die sich Importeure und Exporteure 
aus dem globalen Süden und Norden vernetzen 
sowie Unternehmen Lieferketten aufbauen und 
neue Zulieferer und Abnehmer finden können. 
Das AGYLE African Leader Programme soll es 
zudem jungen Entscheidungstragenden aus 
afrikanischen und deutschen Unternehmen 
ermöglichen, sich zu vernetzen, um gemein-
same Projekte anzustoßen. Schließlich zielt 
das Lab of Tomorrow darauf ab, Beratung 
und Projektentwicklung zu vereinen, indem 
Unternehmen, NGOs, Selbstständige und 
staatliche Organisationen aus dem globalen 
Süden und Norden in mehrtägigen Workshops 
gemeinsam Geschäftsideen entwickeln, die in 
einem nächsten Schritt durch Instrumente 
der ZmPW unterstützt werden können.



Beispiel: Digital Skills Accelerator Africa e.V.

Mehr Aus- und Weiterbildung für neue Jobs
Unter der Marke „Invest for Jobs“ (Sonderinitiative „Gute Beschäftigung für sozial gerechten Wandel“) 
hat das BMZ eine Reihe von Angeboten für deutsche, europäische und afrikanische Unternehmen 
gebündelt, die sich in Afrika engagieren. Invest for Jobs unterstützt beispielsweise den Digital Skills 
Accelerator Africa (DSAA) e.V., ein 2019 gegründeter gemeinnütziger Verein mit inzwischen 20 deut-
schen, internationalen und afrikanischen Mitgliedsunternehmen aus der Digitalbranche. Der DSAA 
bietet Trainingsprogramme zu Softwareentwicklung, Data Science, Systemintegration, Cybersicher-
heit, Kundenservice und Cloud-Lösungen in sechs Partnerländern an – in Ägypten, Côte d’Ivoire, Ghana, 
Marokko, Ruanda und Senegal. Ziel des DSAA ist es, dass internationale und afrikanische Unterneh-
men gemeinsam praxis- und bedarfsorientierte Ausbildungsprogramme entwickeln und umsetzen. 
So sollen die Teilnehmenden Perspektiven für eine Anschlussbeschäftigung vor Ort erhalten. Die GIZ, 
die Invest for Jobs für das BMZ implementiert, unterstützt den DSAA mit Zuschüssen für die Umsetzung 
und Skalierung von Trainingsmaßnahmen und für die Weiterentwicklung von Ansätzen zur Gleichstel-
lung der Geschlechter und Inklusion. Dadurch sollen gezielt Frauen und Menschen mit Behinderun-
gen oder mit unterschiedlichen Bildungshintergründen von den Ausbildungsprogrammen profitieren.

Verfahren und entwicklungspolitische Wirkung 
Der DSAA wickelt die Trainingsmaßnahmen administrativ ab und übernimmt einen Teil der Kosten, wobei 
die Mitgliedsunternehmen einen Eigenbeitrag von mindestens 50 Prozent leisten müssen. Das Modell der 
Direktvergabe erlaubt es dem DSAA, nach einer Prüfung der Marktüblichkeit des Projektvorschlags durch 
eine externe Wirtschaftsprüfungsgesellschaft einen Leistungsvertrag mit dem jeweiligen Unternehmen 
zu schließen. Das Monitoring der geplanten Wirkungen erfolgt über gemeinsam festgelegte Kennzahlen 
und ist ein wichtiger Bestandteil des Vertrags. Im DSAA-Zuschussvertrag werden präzise Zielvorgaben 
hinsichtlich der Anzahl der geschaffenen Arbeitsplätze definiert. Zudem erfolgt die Mittelbereitstellung 
gestaffelt nach dem Erreichen von zuvor festgelegten Meilensteinen. 

Ein vom DSAA betriebenes Unternehmensnetzwerk dient als Wissensplattform und soll den Aus-
tausch über den Aufbau von Unternehmen in Afrika und die Entstehung neuer Partnerschaften fördern. 
Außerdem sollen die Unternehmen von Beratungsangeboten profitieren, die bei der Eruierung neuer 
Märkte und Beschäftigungspotenziale helfen sowie den Zugang zu lokalen Akteuren, Förderstellen und 
politischen Partnern erleichtern. 

Der DSAA möchte durch die Unterstützung von Invest for Jobs mit mehr als 30 Projekten etwa 
2.500 Trainingsmaßnahmen anbieten und will so in den nächsten Jahren bis zu 5.000 gute Arbeitsplätze 
vor Ort schaffen. 

2.4 Kapazitätsentwicklung
Entwicklungsorganisationen und deutsche 
oder europäische Unternehmen setzen 
gemeinsam in den Partnerländern Maßnahmen
zur Entwicklung von Kapazitäten um. Häufig 
handelt es sich dabei um vertraglich vereinbarte 
Partnerschaften zwischen EZ-Organisationen 
und privaten Unternehmen. Die Unternehmen 
erhalten dabei technische Unterstützung 
oder Beratung durch die EZ-Organisationen. 
In Deutschland sind dies in der Regel die 
GIZ, die DEG Impulse und die sequa. 

 

Auch von der GIZ kofinanzierte 
develoPPP-Projekte zur Förderung von 
Innovationen in der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft beinhalten Maßnahmen 
zur Kapazitätsentwicklung wie Schulungen 
sowie Aus- und Fortbildungskurse. Dies gilt 
auch für die von der sequa durchgeführten 
Berufsbildungs- und Verbandspartnerschaf-
ten, über die in den Partnerländern Kam-
mern, Verbände und Ausbildungszentren 
aufgebaut und gestärkt werden sollen. 

Beispiel: Bündnis für nachhaltige Textilien

Das 2014 gegründete Bündnis für nachhaltige Textilien (auch Textilbündnis genannt) ist eine Multi-
Akteurs-Partnerschaft, zu deren Mitgliedern Unternehmen, Verbände, NGOs, Gewerkschaften, 
Standardorganisationen1 sowie die deutsche Bundesregierung zählen. Das Textilbündnis ist ein 
freiwilliger Verbund, mit dem die deutsche EZ im Rahmen des Portfolios zur Förderung nachhaltiger 
Textillieferketten die Kooperation zwischen Privatwirtschaft, Zivilgesellschaft und Politik fördert. 
Ziel ist es, soziale und ökologische Standards entlang der Textillieferkette gemeinsam festzulegen 
und Unternehmen darin zu unterstützen, ihren Sorgfaltspflichten nachzukommen. Die zentralen 
Herausforderungen der Branche bestehen aus Sicht des Bündnisses insbesondere in existenz-
sichernden Löhnen für Arbeiter*innen am Beginn der Lieferketten und fairen Einkaufspraktiken, 
der Förderung von Kreislaufwirtschaft und Klimaschutz sowie im Sicherstellen von Geschlechter-
gerechtigkeit und Partizipation von Beschäftigten (etwa durch Beschwerdemechanismen). 

Die Arbeit des Textilbündnisses basiert auf drei Säulen:
1. Individuelle Verantwortung: Das Bündnis verlangt von seinen Unternehmensmitgliedern, dass sie zum 

Umsetzungsrahmen und -stand hinsichtlich ihrer unternehmerischen Sorgfaltspflichten berichten.
2. Gemeinsames Engagement: Die Mitglieder sollen Bündnisinitiativen anstoßen. Dies sind Projekte 

in Produktionsländern zu Themen wie existenzsichernde Löhne, biologische Rohstoffe wie Baum-
wolle oder Chemikalien- und Umweltmanagement. 

3. Gegenseitige Unterstützung: Das Textilbündnis fungiert als Lern- und Dialogplattform. Es werden 
etwa Webinare und Workshops organisiert und Informationsmaterialien bereitgestellt.

2024 zählte das Textilbündnis rund 120 Mitglieder. Die vertretenen Unternehmen decken knapp die 
Hälfte des Einzelhandelsumsatzes der deutschen Textilbranche ab.

Quelle: Heucher et al., 2023, S. 15, 63ff.

1  Als Standardorganisation werden Organisationen bezeichnet, die soziale und ökologische Standards und Normen für die Wirtschaft 
entwickeln und herausgeben, beispielsweise Fairtrade Deutschland e. V. 
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Themen- und Sektordialoge  
können Veränderungsprozesse 
bei den teilnehmenden 
Akteuren anstoßen, etwa die 
Einführung neuer Standards 
oder die effizientere 
Gestaltung von Kontroll- 
und Verwaltungsverfahren.

2.5 Themen- und Sektordialoge
Themen- und Sektordialoge sollen Markt-
verzerrungen und -versagen gemeinsam mit 
Akteuren aus Politik, Zivilgesellschaft, Wissen-
schaft und Wirtschaft adressieren. Der syste-
matische und oftmals langjährige Austausch 
kann in Form von nationalen und interna-
tionalen Partnerschaften und Initiativen 
organisiert sein. Wichtig ist das gemeinsame 
Interesse, das sich meistens sektorspezifisch 
oder thematisch eingrenzen lässt. 

Ein besonders prominentes Instru-
ment sind Multi-Akteurs-Partnerschaften, 
die das BMZ in einer Reihe von Sektoren 
einsetzt. Sie sind freiwillige Kooperationen 
mit vier Merkmalen (GIZ, 2024a): 

Die Akteure 
1. kommen aus mindestens drei

unterschiedlichen Sektoren
(Staat, organisierte Zivilgesellschaft,
Privatwirtschaft oder Wissenschaft),

2. arbeiten in organisierter und
langfristiger Form zusammen,

3. begegnen sich auf Augenhöhe und
4. wollen zum Gemeinwohl beitragen.

Themen- und Sektordialoge können 
abgestimmte Veränderungsprozesse bei 
den teilnehmenden Akteuren anstoßen, 
etwa die Einführung neuer Standards 
oder die effizientere Gestaltung von 
Kontroll- und Verwaltungsverfahren. 

Marian Wittenberg
DEval-Evaluator
(bis 01/2024)

Miriam Amine 
DEval-Teamleiterin
(bis 06/2023)

Dr. Cornelia Römling 
DEval-Teamleiterin

Aus der Perspektive einer bilateralen Geberorganisation:

Garantien: ein effizientes Instrument zur 
Mobilisierung von Privatkapital?

Manche Geberländer wenden identische oder 
ähnliche Instrumente wie Deutschland zur Finan-
zierung mit Unternehmen an. Andere benutzen 
ihre eigenen Instrumente. Ein Beispiel hierfür 
ist die Schwedische Agentur für Internationale 
Entwicklung (Swedish International Develop-
ment Agency, Sida), die seit rund 20 Jahren 
Garantien in Partnerländern vergibt, beispiels-
weise für Unternehmenskredite. So mobilisiert 
sie sehr erfolgreich ein Vielfaches an privatem 
Kapital im Vergleich zu dem geringen Einsatz 
an Haushaltsmitteln, laut OECD-Statistiken 
von 2012 bis 2020 knapp zwei Milliarden Euro. 
Deutschland gelang dies im selben Zeitraum 
lediglich für 316,6 Millionen Euro. Der Hebel vom 
eingesetzten öffentlichen Kapital zum erzielten 
(privaten) Kapital lag Ende 2022 laut Sida für 
das ausstehende Portfolio bei über 1 : 60.

Das „schwedische Modell“
Das „schwedische Modell“ baut auf zwei Prinzi-
pien auf: (1) Die Gebühren, die Unternehmen für 
die Inanspruchnahme einer Garantie von Sida 
zahlen, damit sie einen Kredit von einer Bank 
bekommen, können mit öffentlichen Mitteln 
bezuschusst werden, und (2) die Garantien von 
Sida können nicht nur spezifische Risiken wie 
die Zahlungsunfähigkeit oder Insolvenz von 
Unternehmen, sondern auch diverse andere 
Risiken absichern, solange diese nach gängigen 
Methoden mit einem Preis beziffert werden 
können. Das heißt, es können auch Risiken 
externer Schocks wie politische Unruhen 
im Land der Unternehmen oder Währungs-
schwankungen abgedeckt werden. Zudem ist 
es möglich, unterschiedliche Instrumente wie 
Anleihen oder ein gesamtes Investitionsportfolio 
einer Bank abzusichern. Bei der Bewertung 
der Risiken und der Kalkulation der Gebühr 
spielt das Swedish National Debt Office, 
eine Unterorganisation des schwedischen 
Finanzministeriums, eine entscheidende Rolle. 

Sida-Garantien mit  
zwei Komponenten 
Entsprechend der fallspezifischen Risiko-
kalkulation bestehen die Gebühren für die 
Inanspruchnahme einer Sida-Garantie aus einer 
Verwaltungs- und einer Risikokomponente. 
Sida führt diese Mittel einem Reservekonto 
für zukünftige Forderungen zu. Diese Reserven 
werden von der schwedischen Regierung „rück-
versichert”, ohne dass dafür finanzielle Rück-
stellungen gebildet werden müssen (unfunded 
guarantees). Das heißt, mögliche Ausfälle wer-
den durch alle eingezahlten Gebühren getragen, 
ohne dass dafür Haushaltsmittel aufgewendet 
werden müssen. Sollten Ausfälle die Summe 
des Reservekontos übersteigen, würde das 
schwedische Finanzministerium diese operativ 
ausgleichen und der Wert der Garantiereserve 
negativ werden. Dies war in den vergangenen 
rund 20 Jahren allerdings nie der Fall. Zahlungen 
aus öffentlichen Mitteln werden in diesem 
Modell nur dann geleistet, wenn die Gebühren 
für die Garantien bezuschusst werden. Damit 
ist dieses Instrument äußerst effizient.

Flexibilität ist großes Plus 
Ein weiterer Vorteil: Das Instrument kann sehr 
flexibel eingesetzt werden und verschiedene 
Laufzeiten, Sektoren, Finanzmodalitäten und 
sowohl private als auch öffentliche Akteure 
bedienen. Die Absicherung umfasst unter-
schiedliche Ebenen und Finanzaktivitäten – von 
der Kreditvergabe lokaler Finanzintermediäre 
an KKMUs und Mikrofinanz institutionen in 
Partnerländern über die Garantie von Kredit-
portfolios multilateraler Entwicklungs banken 
bis hin zur Finanzierung großer Infrastruktur-
projekte. Mit Blick auf den geografischen Fokus 
wurden 35 Prozent des Sida-Garantieportfolios 
zum Jahresende 2022 als global ausgewiesen, 
25 Prozent betrafen Investitionen in Asien 
und 19 Prozent Investitionen in Afrika.

Peter Hallbom
Leitender Transaktions-
Manager, Sida
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Aus der Perspektive der AWE:

Business Scouts for Development 
der AWE berichten

Aus Vietnam: Huyen Nhu Lanh
Für vietnamesische Unternehmen stellt die 
deutsche Wirtschaft, insbesondere ihr 
Industrie sektor, einen bedeutenden und poten-
ziellen Absatzmarkt für ihre Produkte dar. Je-
doch empfinden sie den deutschen Markt als 
äußerst anspruchsvoll, besonders aufgrund der 
strengen Importregelungen und -standards, die 
durch das LkSG, den CO2-Grenzausgleichsme-
chanismus (Carbon Border Adjustment Mecha-
nism) und die EU-Entwaldungsverordnung in 
jüngster Zeit noch weiter verschärft wurden. 
Daher haben lokale Unternehmen einen gro-
ßen Bedarf an Unterstützung, um sich an die 
Bedingungen des deutschen Marktes anzupas-
sen und ihre Lieferketten zu sichern.

Weil viele europäische Unternehmen ihr 
Portfolio an Zulieferern in Asien diversifizieren 
wollen, steigt ihre Nachfrage in Vietnam unter 
anderem im Maschinenbau, in der Verarbei-
tungsindustrie, Möbelherstellung, Agrarwirt-
schaft und in der Automobilindustrie. Daher 
wollen die Business Scouts for Development 
in Vietnam ein Bewusstsein für nachhaltige 
und klimaresiliente Lieferketten schaffen, etwa 
durch Fort- und Weiterbildungsangebote und 
die Vermittlung von technischem Know-how 
über standardisierte Tools. Weiterhin gehö-
ren die Vermittlung von Kontakten zwischen 
Zulieferbetrieben und Abnehmern und die 
Beratung bezüglich der Finanzierungsmöglich-
keiten über EZ-Instrumente zu ihrem Service-
portfolio. Dabei stehen insbesondere kleine 
und mittelgroße Unternehmen im Fokus. 

Aus Ghana: Stefanie Simon
Unternehmen in Ghana haben großes Interesse 
daran, Projekte mit der deutschen EZ umzuset-
zen. Die Unterstützungsbedarfe sind jedoch 
komplex: Deutsche Unternehmen suchen vor 
allem Informationen zum Markteinstieg, zu Aus-
bildung und zu Fachkräften sowie nach poten-
ziellen Partnern. Ghanaische Unternehmen 
hingegen haben vor allem Beratungsbedarf im 
Bereich Projektentwicklung und zu relevanten 
Netzwerken. Interesse an Kooperationen 
besteht insbesondere in den Sektoren Energie, 
Abfallmanagement, Wasser, Bauwesen, Informa-
tionstechnologie und Lebensmittelverarbeitung. 

Ghanaische und deutsche Unternehmen 
sehen häufig in den komplexen administrativen 
Prozessen eine Barriere zum Einstieg in die EZ. 
Darüber hinaus betrachten sie die Finanzierung 
von Projekten als Herausforderung. Sowohl 
lokale als auch deutsche mittelständische 
Unter-nehmen wollen oft zunächst kleinere 
Projekte implementieren, um zu erproben, wie 
sie EZ-Themen bestmöglich in ihre Arbeit integ-
rieren können. Dafür wünschen sie sich zugäng-
lichere Formate, weshalb der Fokus auf der 
Vermittlung von Kontakten und auf der Bera-
tung zu Förder- und Finanzierungsmöglichkei-
ten sowie zur Projektentwicklung liegt. 
Standardisierte Schulungsangebote wurden 
entwickelt, die niedrigschwellig den Unterstüt-
zungsbedarf beispielsweise von Shea-Unterneh-
merinnen aufgreifen, die ihre Produktion sozial 
und ökologisch nachhaltiger gestalten wollen. 

Unternehmen in Partnerländern 
haben oft großes Interesse 
daran, Projekte mit der 
deutschen EZ umzusetzen. 
Die Unterstützungsbedarfe 
sind jedoch komplex.

Aus Mexiko: Emmanuel Winker
Mexikanische Unternehmen zeigen ein 
stark steigendes Interesse am sozialen und 
öko logischen Wirtschaften. Unter dem 
Druck neuer Normen wird es für sie immer 
schwieriger, ihre Strategien und ihre Prozesse 
nachhaltig zu gestalten und an internationalen 
Umwelt- und Sozialstandards auszurichten. 
Dies schließt auch Maßnahmen wie die Erstel-
lung von Nachhaltigkeitsberichten ein. Ihr 
entwicklungspolitischer Unterstützungsbedarf 
betrifft vor allem Aus- und Weiterbildungs-
strukturen, um neue grüne Jobs zu schaffen. 
So wird etwa das von der EZ unterstützte 
Ausbildungsangebot „In-House Sustainability 
Manager“, das Führungskräfte verschiedener 
Branchen zu Nachhaltigkeitsmanager*innen 
ausbildet, stark nachgefragt. Darüber 
hinaus suchen lokale Unternehmen häufig 
Beratung zu nachhaltiger Finanzierung 
und anderen Fördermöglichkeiten für 
nachhaltige Investitionen. Insbesondere 
Unternehmen in den Sektoren Automobil, 
erneuerbare Energien, Logistik, Chemie, 
Pharmazie, Finanzen und Agrarwirtschaft 
haben Interesse am technischen Know-how 
aus Deutschland und an den Vernetzungs-
möglichkeiten, die die deutsche EZ bietet.

Emmanuel Winker
Business Scout for  
Development bei der 
Auslandshandels
kammer in Mexiko

Huyen Nhu Lanh
Business Scout for Deve-
lopment bei der Delega-
tion der Deutschen 
Wirtschaft in Vietnam 

Stefanie Simon
Business Scout for Deve-
lopment bei der Delega-
tion der Deutschen 
Wirtschaft in Ghana
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Evaluierungen und Studien des DEval zur 
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft 

Seit 2016 führte das DEval fünf strategische 
Evaluierungen und zwei Studien zur ZmPW 
durch. In drei Evaluierungen und zwei 
Studien wurden ausschließlich Instrumente 
der ZmPW untersucht, in zwei Evaluierungen 
wurden sowohl die ZmPW als auch die 
Privatsektorentwicklung betrachtet. 

Viele weitere DEval-Evaluierungen 
weisen Bezüge zur ZmPW oder Privatsektor-
entwicklung auf, etwa die Evaluierungen zu 
Reformpartnerschaften, Menschenrechten 
in der Entwicklungspolitik, Aid for Trade und 
zur Budgethilfe sowie die Evaluierungen und 
Studien zur Anpassung an den Klimawandel. 

Die Förderung nachhaltiger  
Lieferketten durch die deutsche EZ 
am Beispiel des Textilsektors (2023) 
Das DEval untersuchte das Zusammenspiel 
verschiedener Instrumente und Maßnahmen 
der EZ zur Förderung nachhaltiger globaler 
Lieferketten im Textilsektor. Die Evaluierung 
zeigt, dass die deutsche EZ relevante soziale 
und ökologische Herausforderungen in der 
Textillieferkette adressiert. Im Partnerland 
Bangladesch trägt sie etwa dazu bei, Men-
schenrechtsverletzungen und umweltschädli-
che Praktiken in Textilfabriken zu reduzieren.

In Deutschland unterstützt die EZ 
einkaufende Firmen dabei, ihren Sorgfalts-
pflichten besser nachzukommen. Jedoch gibt 
es Defizite bei der strategischen Steuerung 
durch das BMZ und bei der Kombination der 
genutzten EZ-Instrumente. Das DEval empfahl 
daher dem BMZ, als Steuerungsgrundlage 
ein übergeordnetes wirkungs- und hand-
lungsorientiertes Konzept für die Förderung 
nachhaltiger globaler Textillieferketten zu 
entwickeln und sich stärker für eine (inter-)
nationale Politikkohärenz einzusetzen.

;

DIE FÖRDERUNG NACHHALTIGER 
LIEFERKETTEN DURCH DIE  
DEUTSCHE ENTWICKLUNGS- 
ZUSAMMENARBEIT AM  
BEISPIEL DES TEXTILSEKTORS 

2023

Evaluierungssynthese Zusammen-
arbeit mit der Privatwirtschaft (2021)
In dieser Studie wurde untersucht, ob die 
ZmPW als entwicklungspolitischer Ansatz 
ihre Ziele erreicht und ob sie zusätzliche 
Ressourcen zur Erreichung der SDGs mobili-
siert. Zuvor wurde diese Frage nur für einzelne
Maßnahmen und Instrumente erforscht. 
Diese Lücke wurde mit der Evaluierungs-
synthese geschlossen, indem bestehende 
nationale und internationale Evidenz zur 
ZmPW systematisch analysiert wurde.

In den knapp 50 betrachteten Evaluie-
rungen und Studien wird vor allem über posi-
tive Effekte in Form einer Mobilisierung von 
Kapital und Beschäftigung sowie im Hinblick 
auf Wissenstransfer und Umwelteffekte verwie-
sen. Tiefergehende Analysen, unter anderem 
zur Qualität der Evaluierungen, deuten jedoch 
auf eine positive Verzerrung der Ergebnisse 
hin. So wurden Effekte auf höheren Ebenen 
(Outcomes und Impact) in den zugrundeliegen-
den Evaluierungen geschätzt statt gemessen 
und nicht-intendierte negative Effekte in der 
Regel nicht berücksichtigt. Das DEval empfahl 
daher generell für die Evaluierung der ZmPW, 
Indikatoren zu definieren, die Additionalität 
stärker zu messen und das Wissensmanage-
ment in diesem Bereich zu intensivieren.

 

Strukturierte Fonds (2020)
Strukturierte Fonds sind ein innovativer 
Finanzierungsansatz, um private Akteure in 
die Entwicklungsfinanzierung einzubinden. 
Zum Zeitpunkt der Evaluierung war wenig 
über die Wirksamkeit dieses Fondstypus 
bekannt, der sich im Spannungsfeld 
zwischen dem Anspruch an finanzielle 
Nachhaltigkeit und der Erreichung ent-
wicklungspolitischer Ziele bewegt.

Im Rahmen der Evaluierung stellte 
das DEval fest, dass Strukturierte Fonds 
grundsätzlich geeignet sind, um zusätzliches 
Kapital für die EZ zu mobilisieren und bei der 
Finanzierung von KKMUs zu Stabilität und 
finanzieller Nachhaltigkeit der Finanzinter-
mediäre beizutragen. Auch wurde gezeigt, 
dass Endkreditnehmenden durch Strukturierte 
Fonds der Zugang zu Kapital erleichtert 
wird. Gleichwohl wurde die Existenz des 
Spannungs felds zwischen entwicklungs-
politischen Zielsetzungen und der privat-
wirtschaftlichen Orientierung an finanzieller 
Risikominimierung und Nachhaltigkeit bestä-
tigt. Das DEval empfahl daher, dass das BMZ 
und die KfW die finanzielle Nachhaltigkeit der 
Fonds sicherstellen und eine Exit-Strategie 
für öffentliche Geber definieren sollten. 

D
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Zusammenarbeit mit der Privat-
wirtschaft im Agrarsektor (2018)
Das entwicklungspolitische Potenzial der 
Privatwirtschaft ist besonders für den Agrar- 
und Ernährungssektor interessant, da dieser 
für die Hunger- und Armutsbekämpfung 
eine bedeutsame Rolle spielt. Das DEval 
untersuchte das Portfolio der deutschen TZ 
zur Kooperation mit der Privatwirtschaft 
im Agrarsektor zu einer Zeit, als nur wenige 
Erkenntnisse zu diesem Ansatz und seiner 
Wirksamkeit vorlagen. Es bestätigte, dass die 
Kooperation zum Erreichen entwicklungs-
politischer Ziele beiträgt oder beitragen 
kann. Die Evidenz weist darauf hin, dass das 
entwicklungspolitische Potenzial bei einkaufen-
den Unternehmen in Partnerländern hoch ist. 
Allerdings sollten sowohl der antizipierte Mehr-
wert als auch die Schnittmengen zwischen 
entwicklungspolitischen und unternehmeri-
schen Zielen deutlicher benannt und damit 
auch effektiver verfolgt werden. Dies betrifft 
beispielsweise die Weitergabe von Wissen 
und Technologien sowie die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und die dadurch ermöglichten 
Einkommenszuwächse. Während das DEval den
Aufbau der AWE als Anlaufstelle für private 
Unternehmen begrüßte, empfahl es, verstärkt 
auf langfristige Partnerschaften zu setzen.

 

Entwicklungspartnerschaften  
mit der Wirtschaft – das Programm  
develoPPP.de (2017)
Das DEval analysierte die Umsetzung und 
das Wirkungspotenzial des develoPPP.de- 
Programms, das heute nur noch develoPPP 
heißt. Das Ergebnis: Das Programm trägt zu 
einem Wissens- und Technologietransfer 
in Entwicklungs- und Schwellenländer bei. 
Weiterhin wurde in einer gesonderten Port-
folio-Analyse des Programms festgestellt, 
dass die Verteilung von develoPPP-Projekten 
über Länder hinweg grundsätzlich entwick-
lungspolitischen Lenkungsprinzipien entsprach. 
So wurden bis 2016 etwa das Armuts- und 
das Demokratie niveau von Partnerländern als 
strukturelle Einflussfaktoren auf die Förderung 
von develoPPP.de-Projekten identifiziert.

Zudem seien unternehmerische Ziele 
und entwicklungspolitische Interessen auf 
Ebene einzelner Maßnahmen oft heterogen. 
So stehe die gezielte Förderung marginalisier-
ter Bevölkerungsgruppen etwa im Fokus der 
EZ, sie können von privatwirtschaftlichen 
Akteuren aber nicht ohne Weiteres durch ihr 
Kerngeschäft bedient werden. Das Programm 
trage daher nicht per se zu inklusivem Wirt-
schaftswachstum und zur Verminderung der 
Armut in den Partnerländern bei. 

Landwirtschaftliche  
Wertschöpfungsketten (2016)
Die Förderung landwirtschaftlicher Wert-
schöpfungsketten dient in der deutschen 
und internationalen EZ dazu, kleinbäuerliche 
Betriebe in nationale und internationale Pro-
duktions- und Handelsprozesse einzubinden. 
Dadurch sollen Verbesserungen unternehme-
rischer Prozesse angestoßen werden, die mit-
telfristig zu menschenwürdiger Beschäftigung 
und höheren Einkommen beitragen sollen. 
Seit der Nahrungsmittelkrise 2007/2008 
wird die Förderung von landwirtschaftlichen 
Wertschöpfungsketten auch zunehmend als 
Mittel zur Ernährungssicherung gesehen. 

Anhand der Kriterien des Entwick-
lungsausschusses (Development Assistance 
Committee, DAC) der OECD wurde festge-
stellt, dass die Förderung zur Armutsmin-
derung und Ernährungssicherheit beiträgt. 
Allerdings zeigte sich im Rahmen der Evaluie-
rung, dass die Marktanbindung von Bevölke-
rungsgruppen eine entscheidende Bedingung 
ist, damit diese von dem marktwirtschaftli-
chen Ansatz profitieren können. In extremer 
Armut lebende Menschen müssen daher 
über andere Maßnahmen erreicht werden. 

EVALUIERUNG DES  
DEVELOPPP.DE-PROGRAMMS

2017

Land wir t schaftLiche  
wer t schöpf ung sket ten

2016
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3. Wie wirksam ist die
Zusammenarbeit mit der
Privatwirtschaft?

Welche Herausforderungen existieren  
für die Evaluierung der ZmPW?

Wie kann finanzielle und entwicklungspolitische 
Additionalität gemessen werden und welche Effekte 
der ZmPW hat das DEval für Intermediäre, 
Haushalte und Partnerländer ermittelt?

Welche Erkenntnisse hat das DEval seit 2016 aus einer 
unabhängig-evaluatorischen Perspektive zur ZmPW 
bereitgestellt und wie wurden sie genutzt?



3.1 Herausforderungen  
bei der Evaluierung der ZmPW
Die Evaluierung von Maßnahmen der ZmPW 
dient der Rechenschaftslegung und dem insti-
tutionellen Lernen. Durch die Untersuchung 
der intendierten und tatsächlich erzielten 
Wirksamkeit stellt sie Evidenz zur Verfügung, 
die im Idealfall zu einer effektiveren Politik 
führt. Die Ergebnisse und Wirkungen der 
ZmPW zu messen, ist allerdings mit einer 
Reihe von Herausforderungen verbunden. 

In der nationalen und internationalen 
Evaluierungspraxis zur ZmPW zeigen sich 
vor allem Schwierigkeiten bei der Erfassung 
der Additionalität von Maßnahmen und bei 
der Messung von entwicklungspolitischen 
Wirkungen auf höherer Interventionsebene 
(Outcome und Impact). So lautete auch ein 
erster Befund der DEval-Evaluierungssyn-
these zur ZmPW, dass viele nationale und 
internationale als relevant identifizierte 
Studien und Evaluierungen aufgrund ihrer 
unzureichenden Qualität mit Blick auf 
diese beiden Punkte nicht in die finale 
Untersuchung aufgenommen werden konnten 
(Habbel et al., 2021). Im Einzelnen traten 
die folgenden Herausforderungen auf:

∙ Erschwerte Identifikation von
ZmPW-Projekten durch fehlende
oder uneinheitliche Kennungen
Es ist schwierig, Maßnahmen im Bereich der
Kooperation mit dem Privatsektor zu identi- 
fizieren, weil für sie Kennzeichnungssysteme
auf nationaler wie internationaler Ebene ent- 
weder fehlen oder ungenau sind. Mitunter
liegen Daten zu Maßnahmen vor, allerdings
ist es im Rahmen projektübergreifender Eva- 
luierungen oft nicht möglich, sie als solche zu
erkennen. Schließlich decken die Maßnahmen
meist mehrere Sektoren ab, was den Aufbau
eines Kennungssystems zusätzlich erschwert.

∙ Eingeschränkter Zugang zu Daten
Daten und Berichte von (nicht an den Bör-
sen notierten) Unternehmen und Banken
sind aufgrund des Banken- und Geschäfts-
geheimnisses nicht öffentlich und häufig nur
schwer zugänglich. Die vertrauliche Hand-
habung von Informationen soll Kundendaten
schützen oder illegitime Wettbewerbsvor-
teile und finanzielle Verluste verhindern.
Aber für Evaluierungen stellt sie angesichts
der ohnehin oft schon schwierigen Wir-
kungsmessung in der EZ ein besonderes
Hindernis dar. Möglich wird der Zugang zu
Daten oftmals nur, indem umfangreiche
Vertraulich keitsvereinbarungen geschlossen
werden. Alternativ müssen Auswertungen
in den Evaluierungsberichten nur aggregiert
oder anonymisiert erfolgen (Dembele et al.,
2020; Heucher et al., 2023; Orth et al., 2020).

∙ Reduzierte Datenqualität durch
unzureichende Monitoringsysteme
Ein einheitliches, transparentes Monito-
ringsystem ist nicht nur die notwendige
Grundlage für die Wirkungsmessung und
Evaluierung von Projekten, sondern sie liefert
auch stichhaltige Argumente für die Kom-
munikation in einem kontrovers diskutierten
Themenfeld. Entsprechend negativ wirkt sich
ein unzureichendes Monitoring aus, welches
in vielen der vom DEval untersuchten Eva-
luierungen zur ZmPW festgestellt wurde.
Stammen Daten etwa aus den Prüfprozessen
zur Investitionsvorbereitung (auch due
diligence genannt), fehlt es oftmals an Indi-
katoren, denen die Daten zugeordnet werden
können. Das hat zur Folge, dass die Nach-
haltigkeit der Projekte und ihre Wirkungen
auf übergeordneter entwicklungspolitischer
Ebene schwer zu bewerten und dement-
sprechend schlecht zu kommunizieren sind.
In nur wenigen der vom DEval untersuchten

Evaluierungen beziehen sich die erhobenen 
Indikatoren auf die Zielgruppe beziehungs-
weise das Partnerland, was die Erfassung von 
Outcomes erschwerte (Habbel et al., 2021). 

∙ Kein einheitliches Verständnis zur
Messung von Additionalität
In Evaluierungen wird die Additionalität von
Maßnahmen und Instrumenten nur selten und
nicht anhand von einheitlichen Maßstäben be-
trachtet. Sie ist aber gerade in der ZmPW von
essenzieller Bedeutung, damit öffentliche Mit-
tel keine Aktivitäten finanzieren, die ohnehin
vom Privatsektor umgesetzt worden wären.

Messung von Additionalität  
und Kapitalmobilisierung
Die Überprüfung der Additionalität ist wichtig, 
um herauszufinden, ob die öffentlichen Mittel 
effektiv und effizient eingesetzt werden und 
entwicklungspolitische Wirkungen erzeugen. 
Die Blended Finance Principles der OECD (2018) 
sind hier maßgeblich für die internationale 
EZ und unterscheiden zwischen finanzieller 
und entwicklungspolitischer Additionalität:

1. Finanzielle Additionalität: Eine Investition der
Privatwirtschaft, die im Rahmen einer EZ-Maß-
nahme erfolgt, hätte es ohne die öffentliche
Beteiligung nicht – oder nicht zu denselben
Bedingungen und Konditionen – gegeben.

2. Entwicklungspolitische Additionalität:
Die Ergebnisse oder Wirkungen einer in
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft
öffentlich finanzierten Intervention wären
ohne den öffentlichen Beitrag nicht oder
nicht in derselben Güte erfolgt.

Für beide Formen von Additionalität gilt: 
Sie sollten sowohl ex-ante, als auch ex-post 
geprüft und bewertet werden.

Ex-ante-Messung  
der finanziellen Additionalität 
Um die finanzielle Additionalität einer Maßnah-
me während der Vorbereitung eines Projekts zu 
überprüfen, sollten die beteiligten Akteure die 
angebotenen Finanzierungsbedingungen genau 
überprüfen und dokumentieren. Beispiele sind 
Kredite, die nur von den öffentlichen Gebern 
in lokaler Währung oder mit langen Laufzeiten 
und/oder Zinsbindung vergeben werden. 
Die Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (European Bank for Reconstruction 
and Development, EBRD) stellt zum Beispiel auf 
diese Weise vor einer Finanzierungszusage fest, 
ob die Antragsteller über Möglichkeiten einer 
alternativen Finanzierung verfügen (EBRD, 2018).

Die Bewertung sollte grundsätzlich 
auch Annahmen und Risiken hinsichtlich der 
fortdauernden Additionalität der Maßnahmen 
beinhalten. Eng damit verbunden ist die 
Prüfung möglicher Verdrängungseffekte 
(crowding-out). Sie liegen vor, wenn die öffentli-
che Investition eine vorgesehene private Inves-
tition ersetzt. Prinzipiell kann jeder Eingriff der 
öffentlichen Hand in wirtschaftliche Aktivitä-
ten zu einer Marktverzerrung führen. Dabei 
hängt die Bewertung von dem Verhältnis der 
eingesetzten öffentlichen Mittel zu der privat 
vorgesehenen Investitionssumme beziehungs-
weise den zusätzlich mobilisierten Mitteln ab.

Eine Methode zur Messung von 
Additionalität zeigt die DEval-Evaluierung 
des develoPPP-Programms auf. Hier wurde 
der Zufluss deutscher Direktinvestitionen in 
die Projektländer mit den Investitionen des 
Programms verglichen. Es wurde untersucht, 
ob sich die Höhe der Direktinvestitionen der 
Privatwirtschaft, die auch ohne die Zuschüsse 
durch das develoPPP-Programm in ein Land 
flossen, auf die Wahrscheinlichkeit auswirkte, 
dass die Unternehmen einen develoPPP-
Förderantrag stellten (Hartmann et al., 2017). 
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Finanzielle Additionalität oder Crowding-out?

Benchmark Keine 
Additionalität

Additionalität Partielles
Crowding-out

Komplettes
Crowding-out

Investitions-
höhe (ohne

Unterstützung)

Finanzielle
Unterstützung

Für Projekt-
investitionen 
vorgesehene 
Mittel ohne 

Unterstützung

Für Projekt-
investitionen 
vorgesehene 
Mittel ohne 

Unterstützung

Für Projekt-
investitionen 
vorgesehene 
Mittel ohne 

Unterstützung

Für Projekt-
investitionen 
vorgesehene 
Mittel ohne 

Unterstützung

Für Projekt-
investitionen 
vorgesehene 
Mittel ohne 

Unterstützung

Finanzielle
Unterstützung

Zusätzlich akku-
mulierte Mittel

Finanzielle
Unterstützung Finanzielle

Unterstützung

Quelle: Winckler Andersen et al., 2021.

Die Evaluierung zeigt, dass die ausländischen 
Direktinvestitionen die Antragswahrschein-
lichkeit für develoPPP-Projekte nicht erhöhten. 
Dies ist ein Indiz dafür, dass die develoPPP-
Projekte additional sind und ohne Unterstüt-
zung nicht durchgeführt worden wären. 

Bei der Evaluierung von Strukturier-
ten Fonds betrachtete das DEval, ob die Fonds 
in Regionen investieren, die die global agie-
renden rein privatwirtschaftlichen Mikro-
finanzfonds weniger abdecken. Investieren 
Finanzintermediäre der Strukturierten Fonds 
auch direkt in die durch die Fonds refinanzier-
ten Finanzinstitutionen, ist die Additionalität 
der Mittel dieser Investoren nicht gegeben, 
da die Risikoabsicherung durch die öffent-
lichen Gelder im Fonds offensichtlich nicht 
für eine Investition benötigt wird. 

Die Fonds werden als additional bewer-
tet, wenn sie in Regionen, Sektoren, Länder 
und Finanzinstitutionen mit hohem Bedarf 
an und schlechtem Zugang zu Finanzierung 
investieren. Gleichzeitig zeigt sich hier ein 
Spannungsverhältnis zwischen finanzieller 
Nachhaltigkeit und Additionalität: Dort, wo 
Investitionen aufgrund eines hohen ange-
nommenen Risikos ohne Förderung nicht 
stattfinden, ist es gleichzeitig wahrscheinlich, 
dass ihre finanzielle Nachhaltigkeit einge-
schränkt ist. Dieses Spannungsverhältnis lösen 
die Fonds, indem sie in Regionen mit hohem 
Finanzierungsbedarf investieren und in Finanz-
institutionen, die die gewünschten Endkredit-
nehmenden zwar erreichen, jedoch schon eher 
etablierte Finanzinstitutionen mit geringerem 
Investitionsrisiko sind (Orth et al., 2020).

Ex-post-Messung  
der Kapitalmobilisierung
Die Prüfung der finanziellen Additionalität ex-
post beleuchtet dagegen, ob sich der Einsatz 
der öffentlichen finanziellen Mittel im Hinblick
auf die erreichte Mobilisierung zusätzlichen 
privaten Kapitals gelohnt hat. Zur Bestimmung
dieser Hebelwirkung muss die genaue Höhe 
der Finanzierung durch die Privatwirtschaft 
ermittelt werden (Winckler Andersen et al., 
2021), wobei sie sich nicht einfach am Gesamt-
volumen der mobilisierten Mittel ablesen lässt 
(Hartmann et al., 2017). Unterschiedliche Defi-
nitionen, was als mobilisiertes Kapital gilt, 
beeinflussen die Messung der Hebeleffekte 
und sollten transparent dargestellt werden 
(Orth et al., 2020). Zum anderen sollte eine 
vollständige Analyse auch das verwendete 

 

 

Finanzierungsinstrument und die Governance-
Struktur des Finanzsystems berücksichtigen 
(Winckler Andersen et al., 2021). 

Im Rahmen der DEval-Evaluierung 
zu Strukturierten Fonds wurde eine solche 
Analyse durchgeführt. Wie in der Abbildung 
unten dargestellt, unterscheidet sich die 
Höhe des mobilisierten privaten Kapitals je 
nach angewandter Definition oder Art der 
Messung erheblich. So berücksichtigt der 
OECD-DAC-Ansatz lediglich die Mittel, die auf 
die Risikoübernahme durch den öffentlichen 
Geber zurückzuführen sind (gelber Balken). 
Andere Ansätze beziehen alle eingebrachten 
privaten Mittel mit ein (blauer Balken). Dies 
verändert die Bewertung der erzielten Wir-
kungen deutlich, da die mobilisierten privaten 
Mittel geringer ausfallen (Orth et al., 2020). 

Private Mittel und mobilisierte private Mittel
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Die Abbildung stellt 
acht in der Evaluierung 
Strukturierter Fonds 
untersuchte Fonds 
im Vergleich dar. 
Aus Gründen der 
Anonymisierung werden 
sie als Fonds 1 bis 8 
bezeichnet.



Die Bewertung des 
entwicklungspolitischen 
Mehrwerts von Maßnahmen 
ist auch kompliziert, weil sich 
dieser oftmals auf die Meso- oder 
Länderebene bezieht und damit 
über die Mikro-Ebene eines 
Unternehmens hinausgeht. 

Auch der Begriff „Kapitalhebelung“ wird 
unterschiedlich definiert. In der Berichterstat-
tung an die Fonds-Investoren wird die Hebel-
wirkung häufig als Verhältnis öffentlicher 
Investitionen zu allen anderen in den Fonds 
angelegten Mitteln angegeben. Dies impli-
ziert, dass neben den privaten Mitteln auch 
die Mittel der Finanzintermediäre durch den 
Finanzierungsansatz der Strukturierten Fonds 
gehebelt werden. Doch es handelt sich eben 

nicht bei allen Mitteln der Finanzintermediäre 
um gehebeltes Kapital (Orth et al., 2020). 
Um eine transparente Darstellung der unter-
schiedlichen Hebelwirkung zu erreichen, sollte 
bei der Mittelherkunft zwischen privaten 
Mitteln und Mitteln der Finanzintermediäre 
unterschieden und der Anteil dieser Mittel 
am Gesamtvolumen der Fonds bewertet 
werden. So lässt sich die Gefahr einer Über-
schätzung des Hebelvolumens reduzieren. 

Beispiel: Privatkapitalmobilisierung für den Klimaschutz

Das DEval analysierte in einer makro-quantitativen Studie zur Minderung von Treibhausgasemissionen 
die Mobilisierung privaten Kapitals durch Fonds- und Direktbeteiligungen des BMZ (Wencker et al., 
2024). Die Analyse widmet sich den von der KfW treuhänderisch verwalteten Fonds- und Direkt-
beteiligungen des BMZ mit einem Marker für Klimawandelminderung (KLM-Marker) im Zeitraum 
von Januar 2017 bis Juni 2023.

Um das Mobilisierungspotenzial von Maßnahmen, die für die Minderung von Treibhausgasen relevant 
sind, zu bewerten, wurden 19 Fonds- und Direktbeteiligungen im minderungsrelevanten Bereich mit 
60 nicht-minderungsrelevanten Fonds- und Direktbeteiligungen des BMZ verglichen. Hierfür wurde die 
Kontrollgruppe so gewichtet, dass sie den minderungsrelevanten Maßnahmen bis auf ihre Minderungs-
relevanz möglichst ähnlich ist.

Die Analyse zeigt, dass Privatkapitalmobilisierung für Klimaschutz und saubere Energien – trotz 
großen Interesses von privaten Investoren (Bernhard-Rau et al., 2022) – bislang nicht besser als in 
anderen Bereichen gelingt. Auch eine höhere Risikoübernahme führte bislang nicht zu einer besseren 
Kapital mobilisierung. Vor dem Hintergrund, dass das BMZ vor allem im minderungsrelevanten Bereich 
in Strukturierte Fonds investiert, sollte die Effektivität und Effizienz dieses Instruments im weiteren 
Zeitverlauf kritisch überprüft werden.

In Anbetracht der Auswirkungen des Klimawandels erscheint ein stärkerer Einsatz privater Mittel 
für die globalen Anstrengungen zur Minderung von Treibhausgasemissionen dringend geboten. Entspre-
chend gilt es, Marktchancen, Innovationspotenzial und die Zukunftssicherheit sauberer Technologien 
stärker in Wert zu setzen. Dies kann darauf hinwirken, alle Finanzströme konsistent auf den Pfad 
nachhaltiger Emissionssenkung zu bringen. 

Eine Bewertung, inwiefern bestimmte Strategien der Privatkapitalmobilisierung für den Klimaschutz 
geeigneter sind als andere, ist auf Basis der Analyse des mobilisierten Kapitels und des Hebels nicht 
möglich. Diese Daten sind nicht hinreichend, um Erkenntnisse darüber zu gewinnen, inwiefern andere 
Instrumente erfolgreicher gewesen wären. Beispielsweise kann eine hohe Mobilisierungswirkung darauf 
hindeuten, dass private Investitionen auch ohne öffentliche Unterstützung stattgefunden hätten. Daher 
sollte die Effektivität von Privatkapitalmobilisierung auch zukünftig differenziert evaluiert werden.

Entwicklungspolitische  
Additionalität
Der Grundgedanke bei der Bewertung ent-
wicklungspolitischer Additionalität ist, dass 
die Wirkungen einer in Zusammenarbeit mit 
der privaten Wirtschaft öffentlich finanzierten 
Intervention ohne den öffentlichen Beitrag 
nicht oder nicht in derselben Güte erfolgt 
wären. Hierfür hat sich noch keine standar-
disierte Evaluierungspraxis etabliert. Idea-
lerweise müssten die additionalen Beiträge 
der Unternehmen zunächst benannt, dann 
dokumentiert und gegebenenfalls quantifiziert 
werden (AfDB et al., 2018; Winckler Andersen 
et al., 2021). Diese Vorgehensweise erfordert 
von den Investoren allerdings Kenntnisse des 
EZ-Projektmanagements sowie zeitliche und 
personelle Ressourcen. Beides ist oftmals 
nicht vorhanden. Stattdessen sind persönliche 
Einschätzungen durch Mitarbeitende von 
Unternehmen oder EZ-Organisationen 
häufig das Mittel der Wahl, um die entwick-
lungspolitische Additionalität von Projekten 
zu beurteilen. Solche Einschätzungen 
basieren häufig nicht auf nachvollziehbaren 
Kriterien oder Kennzahlen und gehen mit 
dem Risiko eines Positiv-Bias einher. 

Unternehmen stärker für entwicklungs-
politische Fragestellungen zu sensibilisieren, 
könnte ein Ansatzpunkt sein, um die Bewer-
tung des entwicklungspolitischen Mehrwerts 
von Investitionen zu verbessern. Als Indikator 
könnten etwa Veränderungen in den Zielset-
zungen der Unternehmen dienen, die den 
EZ-Projekten und deren Zielgruppen zugute-
kommen (Habbel et al., 2021; Heucher et al., 
2023). Die beteiligten öffentlichen EZ-Akteure 

könnten diesbezüglich Hilfestellung geben 
und die Unternehmen mit positiven Praxis-
beispielen des EZ-Monitorings unterstützen.

Die Bewertung des entwicklungspoli-
tischen Mehrwerts von Maßnahmen ist auch 
kompliziert, weil sich dieser oftmals auf die 
Meso- oder Länderebene bezieht und damit 
über die Mikro-Ebene eines Unternehmens 
hinausgeht. Wie die Evaluierungssynthese des 
DEval zeigt, betreffen relevante Effekte etwa 
das Einkommen bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen, strukturelle Veränderungen von Märk-
ten und Verbesserungen von CO2-Bilanzen. 

Was bedeutet dies für Regionen und 
Länder, in denen die Privatwirtschaft bevorzugt 
Partnerschaften mit öffentlichen EZ-Akteuren 
eingeht? In der Portfolioanalyse des DEval zum 
develoPPP-Programm (Lücking und Rogge-
mann, 2016; Hartmann et al., 2017) wurde 
mithilfe statistischer Verfahren der Zusam-
menhang von länderspezifischen Faktoren 
und der Wahrscheinlichkeit der Beantragung 
oder Bewilligung von Fördermitteln unter-
sucht. Interessanterweise wurden im Laufe der 
Zeit immer mehr develoPPP-Projekte in Län-
dern, die politisch stabiler und demokratischer, 
aber auch ärmer sind, beantragt und bewilligt.2 

2 Warum ärmere Länder, insbesondere solche mit niedrigeren mittleren Einkommen, von Unternehmen bei der Antragstellung bevor-
zugt werden, konnte nicht abschließend geklärt werden. Es ist jedoch denkbar, dass das Programm eher Unternehmen anspricht, die 
einen EZ-Beitrag leisten möchten, die bereits mit Büros der Durchführungsorganisationen in den Partnerländern kooperiert haben 
oder von denen angenommen wird, dass die Wahrscheinlichkeit für eine Bewilligung der Anträge dadurch erhöht wird (Lücking und 
Roggemann, 2016, S. 42 f.). 
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Die DEval-Evaluierung zu Strukturier-
ten Fonds zeigt wiederum, dass die Fonds 
verstärkt in Ländern mit einem höheren 
mittleren Einkommen agieren (Orth et al., 
2020). Kritische Stimmen werfen privat-
wirtschaftlichen Akteuren vor, mit solchen 
Investitionen möglichst hohe Gewinne 
bei geringem Aufwand erzielen zu wollen.

Eine Finanzierung kann unter Umstän-
den aber auch in einem höherentwickelten 
Partnerland entwicklungspolitisch additional 
sein. Hierfür sollten jeweils der Sektor, der 
Markt und die Region betrachtet werden, 
in denen ein Projekt umgesetzt wird. Wenn 
diese im Vergleich zur sonstigen Struktur und 
Performance des Landes unterentwickelt sind, 
kann die Investition durchaus einen entwick-
lungspolitischen Mehrwert generieren. Um 
solche Effekte zu bewerten, kann beispiels-
weise ein Index genutzt werden, der sich an 
gängigen Governance-Indikatoren orientiert 
und ins Verhältnis zur Effektstärke der Additi-
onalität gesetzt wird (Hartmann et al., 2017). 

Messung von Wirkungen
Im Vordergrund vieler Evaluierungen steht 
die Messung von Wirkungen auf verschiede-
nen Ebenen und für spezifische Zielgruppen. 
Angelehnt an die in Kapitel 1 illustrierte Wir-
kungslogik für die ZmPW werden Wirkungen 
typischerweise bei Unternehmen, Finanzin-
termediären, Haushalten und Regierungen 
erwartet und bestehen etwa in der Mobilisie-
rung von zusätzlichem (privatem) Kapital oder 
der Einführung von Technologien und Arbeits-
standards. Längerfristige entwicklungspoliti-
sche Wirkungen wie Strukturänderungen im 
Partnerland oder nachhaltige Einkommens-
zuwächse bei den Zielgruppen sind sehr viel 
komplexer zu identifizieren und zu messen. 

Die folgenden Abschnitte geben einen 
Überblick über die Effekte und Wirkungen, 
die das DEval in den untersuchten ZmPW-
Maßnahmen und -Instrumenten identifiziert 
hat. Dabei wird zwischen direkten Effekten 
und übergeordneten Wirkungen unterschie-
den und es werden daraus abgeleitete Emp-
fehlungen nach den drei Zielgruppen der 
ZmPW vorgestellt: Intermediäre, Haushalte 
und Partnerländer. 

Als Evidenzgrundlage dient die DEval-
Evaluierungssynthese „Zusammenarbeit mit 
der Privatwirtschaft“. Sie fasst die Erkennt-
nisse von 51 deutschen und internationalen 
Evaluierungen und Studien zusammen, die aus 
308 Evaluierungen und Studien zur ZmPW 
ausgewählt wurden. Sie zeigen positive 
und negative Wirkungen von Maßnahmen 
der ZmPW in allen Kategorien und bei 
allen Zielgruppen entlang der in Kapital 1 
vorgestellten generischen Wirkungslogik 
auf. Die Kategorie „Finanzierung von Unter-
nehmen“, öffentlich-private Partnerschaften 
(public-private partnerships), Zuschüsse wie 
im develoPPP-Programm sowie Fremd- und 
Eigenkapitalfinanzierungen wurden besonders 
häufig untersucht. Die Ergebnisse der Evalu-
ierungssynthese wurden mit Erkenntnissen 
aus weiteren DEval-Evaluierungen ergänzt.
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Exkurs: Ansätze und Methoden des DEval zur Wirkungsmessung 

Alle Evaluierungen des DEval zur ZmPW basieren 
auf einem theoriebasierten Ansatz (Astbury und 
Leeuw, 2010; Chen, 2015; Funnell und Rogers, 2011) 
und einer auf den jeweiligen Evaluierungsgegen-
stand zugeschnittenen Wirkungslogik, wie sie in 
Kapitel 1 bespielhaft dargestellt ist (siehe Seite 20). 
Anhand dieser Wirkungslogiken identifiziert 
das DEval Annahmen, die den Interventionen 
zugrunde liegen, und überprüft diese empirisch. 
Ein theoriebasierter Ansatz für komplexe Maßnah-
men – wie sie in der ZmPW häufig vorkommen –, 
erfordert es vielfach, verschiedene quantitative 
und qualitative Methoden zur Datenerhebung 
und -auswertung anzuwenden (Stern et al., 2012; 
White, 2009; White und Phillips, 2012).

Kontributionsanalysen
Mit Blick auf die Anwendung qualitativer 

Methoden konnten im Rahmen mehrerer DEval-
Evaluierungen – unter anderem bei der Evalu-
ierung der Förderung nachhaltiger Lieferketten 
in der EZ (Heucher et al., 2023) – Probleme der 
Datenverfügbarkeit durch Kontributionsanalysen 
aufgewogen werden. Die Kontributionsanalyse ist 
ein theoriebasiertes Design für die Evaluierung 
von Wirkungen. Ihr liegt die plausible Verknüpfung 
von Ursache-Wirkungs-Beziehungen auf Basis der 
Wirkungslogik zugrunde und sie wird zur systemati-
schen Untersuchung genutzt, ob die angenomme-
nen Wirkungszusammenhänge unter Beachtung 
von Annahmen, Risiken und Alternativerklärungen 
der Realität standhalten. Um die angenommenen 
kausalen Effekte zu prüfen, werden die Faktoren 
des aufgestellten Wirkungsmodells durch Indika-
toren operationalisiert. Für die gewählten Indika-
toren müssen Daten vorliegen, anhand derer der 
angenommene Zusammenhang geprüft werden 
kann (Heucher et al., 2023; Orth et al., 2020).

Differenz-von-Differenz-Ansatz
Zu den quantitativen, quasi-experimentellen 

Methoden gehört der in mehreren DEval-
Evaluierungen genutzte Differenz-von-Differenzen 
(DvD)-Ansatz. Mit seiner Hilfe soll die Frage der 
Kausalität beantwortet werden, das heißt, ob eine 
Intervention tatsächlich zu dem gewünschten 
Effekt geführt hat beziehungsweise ursächlich 
für einen beobachteten Effekt ist. Was ist also das 
Kontrafaktum? Was wäre ohne die Intervention 
oder mit einer anderen Maßnahme passiert? 
Bei der Evaluierung von Strukturierten Fonds 

wurde mithilfe eines DvD-Ansatzes die Entwick-
lung von Mikrofinanzinstitutionen mit und ohne 
Intervention verglichen. Die Evaluierungsdesigns, 
die den kausalen Effekt einer Maßnahme durch 
experimentelle oder quasi-experimentelle Verfah-
ren messen, werden als rigorose Wirkungsevaluie-
rungen bezeichnet und werden vom DEval unter 
anderem in einem eigens eingerichteten Förder-
programm aufgegriffen (Faust, 2020; Krämer et al., 
2021; Faust/Bruder et al., 2019; DEval, 2024).

Im Vergleich zu experimentellen Methoden, 
bei denen die Interventionsgruppe und die 
Kontrollgruppe zufällig ausgewählt werden, 
wird in quasi-experimentellen Ansätzen wie 
DvD die Kontrollgruppe im Nachgang konstruiert. 
Sie soll der Interventionsgruppe so ähnlich wie 
möglich sein und wird nicht von der Intervention 
adressiert. In beiden Gruppen werden die Zielindi-
katoren vor und nach der Intervention gemessen. 
Können in der Versuchsgruppe Veränderungen 
festgestellt werden, die in der Kontrollgruppe 
ausbleiben, ist es wahrscheinlich, dass die 
Intervention für den Effekt verantwortlich ist.

Voraussetzungen für die DvD-Methode
Die DvD-Methode stellt allerdings hohe 

Ansprüche an die Datengrundlage, die in Maß-
nahmen der ZmPW nur teilweise in ausreichen-
dem Umfang existiert. Der öffentlich verfügbare 
MIX-Market-Datensatz der Weltbank enthält jähr-
liche Daten zu Mikrofinanzinstitutionen weltweit
(World Bank, 2024). Auf diesen Datensatz griff
das DEval bei seiner Evaluierung von Strukturier-
ten Fonds zurück. Anhand der für unterschiedliche
Jahre verfügbaren Daten zu Mikrofinanzinstitu-
tionen (MFI), darunter Informationen zu deren
Größe, finanzieller Performance und Zielgrup-
penorientierung, wurden Veränderungen der
Versuchs- und Kontrollgruppe analysiert. Dabei
verglich das DEval zwei Zeitpunkte, um den Ein-
fluss der Fonds auf die MFI aufzuzeigen: ein Jahr
vor der Fondsgründung und das aktuelle Jahr.

Weitere Voraussetzungen für die Anwen-
dung der DvD-Methode sind, dass das Wirkungs-
modell sehr genau konstruiert ist, die Indikatoren 
zu den Wirkungsebenen passen und die Daten für 
die Indikatoren genau sind. Darüber hinaus müs-
sen Vorkehrungen getroffen werden, damit kei-
ne nicht-untersuchten Effekte die Kontrollgruppe 
und/oder die Interventionsgruppe beeinflussen 
und damit die Ergebnisse verzerren.



3.2 Wirkungen  
der ZmPW auf Intermediäre

3.2.1 Intermediäre als Investoren
Intermediäre sind in der ZmPW beispielsweise 
Kapitalgeber, institutionelle Investoren oder 
Impact-Investoren. Die ZmPW-Maßnah-
men – vor allem in der Dimension „Finan-
zierung mit Unternehmen“ – können bei 
deutschen, europäischen und internationa-
len Investoren Mittel für die Umsetzung der 
SDGs mobilisieren, so ein Ergebnis der Eva-
luierungen des DEval. Die Höhe der mobili-
sierten Mittel variiert erheblich, von einigen 
Tausend bis zu mehreren Millionen US-Dollar. 

Es besteht Potenzial, die bei Investoren 
mobilisierten Summen zu erhöhen. Die 
Anteile der privaten Mittel lagen bei den vom 
DEval untersuchten Strukturierten Fonds durch-
schnittlich bei etwa 22 Prozent, gegenüber 
36 Prozent der Mittel von öffentlichen Gebern 
und 40 Prozent von Finanzinstitutionen. 
Im Rahmen der Evaluierung gaben private 
Investoren vereinzelt an, mehr Risiko tragen 
zu wollen. Solche Möglichkeiten gilt es besser 
zu nutzen. Zudem fehlt den Fonds gemäß 
den Untersuchungen des DEval eine klare 
Akquisestrategie für private und institutionelle 
Investoren, um die dort vorhandene Risikobe-
reitschaft voll auszuschöpfen und damit mehr 
Mittel zu mobilisieren (Orth et al., 2020).

Auch Studien anderer Institutionen 
zeigen, dass die Mobilisierung von Privatka-
pital bislang weit hinter den Erwartungen 
zurückbleibt (World Bank, 2021; OECD, 
2020, 2023; Lee, 2017). Um die bestehende 
Finanzierungslücke für die Erreichung der 
SDGs zu reduzieren, fordert beispielsweise 
die unabhängige Sachverständigengruppe der 
G20, dass multi laterale Entwicklungsbanken 
Privatkapital in Höhe von 500 Milliarden US-
Dollar bis 2030 mobilisieren. Die Differenz zu 

den jährlich mobilisierten etwa 63 Milliarden 
US-Dollar ist immens (Forster und Lee, 2024). 

Von entscheidender Bedeutung wird 
daher die Hebelwirkung von öffentlichen 
Mitteln zur Mobilisierung privaten Kapitals 
sein. Diese soll sich laut den multilateralen 
Entwicklungsbanken und dem Internationalen 
Währungsfonds in einem Verhältnis zwischen 
1 : 2 und 1 : 5 bewegen: Für einen von den 
Institutionen in den Privatsektor investierten 
US-Dollar sollen zwei bis fünf US-Dollar an 
zusätzlichen privaten Investitionen mobilisiert 
werden (World Bank et al., 2015, S. 2). Derzeit 
werden für einen von multilateralen und 
internationalen entwicklungspolitischen 
Finanz institutionen eingesetzten US-Dollar 
jedoch nur 0,75 US-Dollar-Cent in Entwick-
lungsländern mobilisiert und in Niedrigein-
kommensländern lediglich 0,37 US-Dollar-Cent 
(Attridge und Engen, 2019). 

Weiterhin bringt die Koordination 
der Investitionen öffentlicher und privater 
Geber hohe Transaktionskosten mit sich. 
Dies liegt unter anderem an der aufwen-
digen Definition und Messung von Zielen, 
insbesondere zur Kapitalmobilisierung. In der 
Anfangsphase einer Kooperation muss daher 
oftmals sehr viel Zeit investiert werden 
(Habbel et al., 2021). So empfahl das DEval 
in seiner Evaluierungssynthese zur ZmPW 
den beteiligten Akteuren, Maßnahmen nach 
Möglichkeit längerfristig zu planen, um den 
in der Anfangsphase hohen Aufwand später 
kompensieren zu können (Habbel et al., 2021). 
Im Rahmen der Evaluierung der Strukturierten 
Fonds empfahl das DEval, die Fondsstrukturen 
zu vereinfachen und verschiedene Investoren-
typen wie öffentliche und kommerzielle Inves-
toren, Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen 
sowie Stiftungen und NGOs anzusprechen, 
um so die Mobilisierung privater Mittel 
attraktiver zu gestalten (Orth et al., 2020). 

3.2.2 Intermediäre als Implementierer 
Die in EZ-Maßnahmen eingebundenen Interme-
diäre fungieren oftmals zusätzlich zu ihrer Funk-
tion als Finanzierer auch als Implementierer, 
indem sie beispielsweise Unternehmen beraten. 
Damit tragen sie direkt zur Umsetzung entwick-
lungspolitischer Maßnahmen und potenziell zur 
Erreichung der SDGs bei. Ein Beispiel für sol-
che Effekte ist ein Finanzintermediär im globalen 
Süden, der von einem deutschen Investor eine 
öffentlich geförderte Kreditlinie erhält und damit
nun vermehrt KKMUs bedienen kann. Damit 
wird kleinen und mittleren Unternehmen sowie 
Haushalten der Zugang zu Kapital erleichtert 
und es entstehen positive Einkommenseffekte. 

Das DEval fand in seinen Evaluierun-
gen heraus, dass Intermediäre zur Wissens- 
und Kapazitätsentwicklung beitragen, aber 
auch zur finanziellen Tragfähigkeit von Inves-
titionen, die über Kreditvergaben aus den 
Strukturierten Fonds ermöglicht worden sind.
Es beobachtete zudem, dass nicht in allen 
intendierten Fällen die Portfolios auf spezifi-
sche Zielgruppen wie KKMUs oder vulnerable
Haushalte ausgerichtet waren, was für die 
Erreichung von entwicklungspolitischen Zielen 
besonders wichtig wäre. 

Das DEval empfahl daher, ZmPW-
Maßnahmen so zu konzipieren, dass sie 
mehr Unternehmen erreichen und diese ihre 
Angebote attraktiver gestalten, etwa durch 
eine intensivere Öffentlichkeitsarbeit und 
Akquise durch die EZ (Hartmann et al., 2017; 
Kaplan et al., 2018). Außerdem sollten die 
Maßnahmen wirkungsorientierter ausgerichtet 
werden. So könnten bei Strukturierten Fonds 
Finanzintermediäre mit einem stärkeren 
Fokus auf entwicklungspolitisch relevante 
Sektoren und Zielgruppen ausgewählt 
werden oder die Finanzierung an Aktivitäten 
in diesen Sektoren und für die Zielgruppen 
geknüpft werden (Orth et al., 2020). 
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Beispiele für DEval-Evidenz: Wirkungen bei Unternehmen 
und Finanzintermediären

In der DEval-Evaluierungssynthese zur ZmPW wurden besonders 
häufig positive Effekte der EZ-Maßnahmen auf den Wissens- und Techno-
logietransfer, die Wissensgenerierung und die Aus- und Weiterbildung 
in den Finanzinstitutionen und Unternehmen aufgezeigt (Habbel et al., 
2021). Zudem wurde festgestellt, dass sich Intermediäre zum Teil verstärkt 
zu entwicklungspolitisch relevanten Zielgruppen hin orientieren. 

Die Evaluierung zu Strukturierten Fonds zeigt, dass die Fonds die 
finanzielle Nachhaltigkeit der Finanzinstitutionen in Entwicklungs- und 
Schwellenländern erhöhen, indem sie diese mit zuverlässiger Finanzierung 
versorgen und Know-how für den Kapazitätsaufbau zur Verfügung stellen 
(Orth et al., 2020). So können die Institutionen ihre Finanzierungsstruktur 
diversifizieren und professionalisieren und so ihren Zugang zu anderen 
Finanzierungsmöglichkeiten verbessern. In einigen Fällen führt die Kapazi-
tätsentwicklung zu einer Vereinfachung des Zugangs zu Finanzprodukten 
für die Zielgruppen, etwa durch die Entwicklung von neuen bedarfsorien-
tierten Produkten oder durch Schulungen für Endkreditnehmende. 

In der Evaluierung zu landwirtschaftlichen Wertschöpfungsketten 
wird die Förderung landwirtschaftlicher Wertschöpfungsketten als 
effektiv bewertet, wenn zum Beispiel über eine Modernisierung der 
landwirtschaftlichen Produktion und Weiterverarbeitung kleinbäuerliche 
Betriebe in nationale oder internationale Produktions- und Handelspro-
zesse eingebunden werden (Kaplan et al., 2016). Die Förderung bewirkt 
insbesondere Produktivitätssteigerungen sowie Verbesserungen im 
Qualitätsmanagement und in der Vermarktung. 

Im Rahmen der Evaluierung des develoPPP-Programms wurden 
vor allem Einstellungs- und Verhaltensänderungen bei europäischen 
Unternehmen untersucht. Das Ergebnis: Das Wissen zur Funktion 
und Struktur der EZ steigt, es gibt jedoch keine stärkere entwicklungs-
politische Sensibilisierung (Hartmann et al., 2017). Darüber hinaus 
nutzen Unternehmen Lernerfahrungen aus develoPPP-Programmen 
in neuen Märkten unter anderem für ihre internationalen Geschäfte 
und integrieren die Projektaktivitäten im Nachgang oftmals in ihr 
Kerngeschäft. So können sie ihre Wettbewerbsfähigkeit erhöhen.

 

 

 



Obwohl nicht alle Unternehmen 
und Finanzinstitutionen 
in der EZ engagiert sind, 
stellen die universal gültigen 
Menschenrechte einen 
verbindlichen Rahmen 
für ihr Handeln dar. 

Beispiele für DEval-Evidenz: Wirkungen auf Menschenrechte  
sowie Umwelt- und Sozialstandards

Im Rahmen der DEval-Evaluierung zur Förderung nachhaltiger Lieferketten wurden am Beispiel 
des Textilsektors die Wirkungen der ZmPW auf sozial und ökologisch nachhaltige globale Lieferketten 
analysiert (Heucher et al., 2023). Es zeigte sich, dass einkaufende Unternehmen durch die EZ-Aktivitäten 
ihren unternehmerischen Sorgfaltspflichten etwa zur Achtung der Menschenrechte entlang ihrer 
Lieferkette aktiver nachkommen. Weiterhin wurden mit der Verabschiedung des LkSG die rechtlichen 
Rahmenbedingungen verbessert. Auch in den Partnerländern werden Wirkungen angestrebt, insbe-
sondere in den Textilfabriken. Allerdings zeigt die Evaluierung am Beispiel von Bangladesch, dass die 
Wirkungen nicht sehr stark ausgeprägt sind (Heucher et al., 2023). Das Evaluierungsteam kam zu dem 
Schluss, dass die identifizierten Veränderungen nicht ausreichen, um maßgeblich zum Schutz der 
Arbeiter*innen vor Arbeitsunfällen, zur Reduzierung des Ressourcenverbrauchs und der Umweltver-
schmutzung sowie zur Verbesserung der Interessenvertretung von Arbeitnehmer*innen beizutragen. 

In der Evaluierungssynthese zur ZmPW werden insbesondere für den Bereich „Finanzierung mit 
Unternehmen“ positive Effekte auf die Einführung von Standards (zum Beispiel Arbeits- und Sicher-
heitsstandards sowie Umwelt- und Nachhaltigkeitsstandards) und Zertifizierungen für Intermediäre 
genannt (Habbel et al., 2021). Auch im Hinblick auf Ausbildung und Weiterbildung wird von positiven 
Effekten in Form von Weiterbildungen zu Umwelt- und Sozialstandards berichtet. Dies gilt auch für 
nachhaltige Liefer- und Wertschöpfungsketten vor allem in Maßnahmen zur Finanzierung von Unter-
nehmen (Habbel et al., 2021), weil eine stärkere Zusammenarbeit zwischen europäischen und lokalen 
Unternehmen, die Einführung neuer Standards und die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit lokaler 
produzierender Betriebe zu beobachten sei.

Bei Strukturierten Fonds werden unter anderem die Umwelt-, Sozial- und Governance-Standards  
(environmental, social and corporate governance standards, ESG-Standards) genutzt, um über eine 
Finanzierung zu entscheiden. Schneidet eine Finanzinstitution hier schlecht ab, wird einer Finanzie-
rung oftmals nur zugestimmt, wenn Begleitmaßnahmen zur Umsetzung der Standards stattfinden. 
Hinsichtlich der Einhaltung von Menschenrechten sind besonders der Schutz der Kunden und die 
Vermeidung von deren Überschuldung wichtig. Verschiedene Initiativen sollen diesen Schutz verbessern 
und zu fairen Finanzierungskonditionen verhelfen, zum Beispiel die Responsible-Finance-Prinzipien und 
die Smart Campaign zum Schutz von Mikrofinanzempfängern. Das Evaluierungsteam befand jedoch, 
dass – wenn Prinzipien zum Schutz von Kunden bei der Auswahl von Finanzinstitutionen beachtet 
werden – nur wenige Institutionen an diesen Initiativen teilnehmen würden und die Richtlinien zum Teil 
vage seien, nicht eingehalten würden oder nur schwer nachgehalten werden könnten (Orth et al., 2020).

Öffentliche Akteure wie die DEG könn-
ten durch neue Investitionsstrategien dazu 
beitragen, dass Unternehmen nachhaltiger 
handeln (siehe Seite 74). Die DEG will ihr 
Portfolio bis 2040 klimaneutral strukturieren, 
um zur Begrenzung der Klimaerwärmung 
auf maximal zwei Grad beizutragen. 

3.2.3 Intermediäre als Schützer von  
Menschenrechten sowie Umwelt-  
und Sozialstandards
Auch wenn Unternehmen und Finanzinstitu-
tionen nicht in der EZ engagiert sind, stellen 
die universal gültigen Menschenrechte einen 
verbindlichen Rahmen auch für ihr Handeln 
dar (Polak et al., 2022). Doch wie gestaltet sich 
der Schutz der Menschenrechte in der ZmPW 
konkret? Einerseits zeigt etwa die develoPPP-
Portfolioanalyse des DEval, dass Unternehmen 
bei ihrer Standortwahl systematisch demokra-
tischere Regime bevorzugen, wo gemeinhin 
Menschenrechte besser verwirklicht werden 
als in autokratischeren Regimen. Andererseits 
äußern zivilgesellschaftliche Organisationen 
Bedenken hinsichtlich der Sensibilität der 
ZmPW gegenüber menschenrechtlichen 
Aspekten in den Partnerländern. Sie nehmen 
an, dass Unternehmen ihre Sorgfaltspflichten 
und weitere menschenrechtliche Anforderun-
gen nicht aktiv erfüllen würden, weil damit ein 
administrativer Aufwand und gegebenenfalls 
höhere Kosten verbunden seien. 

Das DEval befasste sich in seinen 
ZmPW-Berichten mit der Achtung der 
Menschenrechte und der Einhaltung sozialer 
und ökologischer Standards und untersuchte 
in seinen Evaluierungen der Wertschöpfungs- 
und Lieferketten den Menschenrechtsansatz 
in der Privatsektor- und Finanzsystementwick-
lung. Es analysierte zum Beispiel, inwieweit in 
ZmPW-Maßnahmen die Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation 

(International Labour Organisation, ILO) 
geachtet werden, zu denen die Vereinigungs-
freiheit, das Recht auf Kollektivverhandlungen, 
die Beseitigung der Zwangsarbeit, die 
Abschaffung der Kinderarbeit und das 
Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf gehören. Zudem nahm das 
DEval anlassbezogen die Umsetzung der 
auf den Kernarbeitsnormen aufbauenden 
Performance Standards on Environmental and 
Social Sustainability der International Finance 
Corporation (IFC) in den Blick, welche für 
deutsche Entwicklungsakteure einen wichti-
gen Referenzrahmen darstellen (IFC, 2012). 

Die Evaluierungen des DEval zeigen 
zum Teil positive Wirkungen der Intermediäre 
auf die Menschenrechtssituation auf und 
zeigen zudem, dass soziale und ökologische 
Standards teilweise angewendet werden. 
Es überwog aber eine eher kritische Bewertung 
dessen, was die ZmPW hierzu erreicht. So sind 
menschenrechtliche Prüfungen und Vorgaben 
für Maßnahmen und Unternehmen oftmals 
nicht systematisch in Prozessen verankert und 
entfalten keine ausreichende Wirkung, um 
umfassend zur Beachtung der Menschenrechte 
und zur Einhaltung sozialer und ökologischer 
Standards beizutragen (Hartmann et al., 2017; 
Kaplan et al., 2018; Polak et al., 2021). 
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In der Evaluierung zur Förderung 
nachhaltiger Lieferketten empfahl das DEval 
dem BMZ, ein übergeordnetes wirkungs- und 
handlungsorientiertes Konzept zu entwickeln 
und freiwillige Initiativen wie das Textilbündnis 
zu stärken (Heucher et al., 2023). Damit sollen 
Unternehmen darin gestärkt werden, ihren 
unternehmerischen Sorgfaltspflichten nachzu-
kommen. Das DEval knüpfte damit an ähnliche 
Empfehlungen an, die in den Evaluierungen 
zur ZmPW im Agrarsektor und in der Evalu-
ierung des develoPPP-Programms gegeben 
wurden, etwa zu Risikoanalysen, Richtlinien, 
Beschwerdemechanismen und Monitoring 
(Hartmann et al., 2017; Kaplan et al., 2018). 

3.3 Wirkungen der  
ZmPW auf Privathaushalte 
Die Wirkungen der ZmPW auf die Zielgruppe 
der privaten Haushalte untersuchte das DEval 
im Hinblick auf direkte und übergeordnete 
Wirkungen. Die Evaluierungen zeigen für 
alle Kategorien und Instrumente der ZmPW 
positive direkte Wirkungen für Haushalte 
auf – unter anderem kurzfristige Beschäfti-
gungseffekte, höhere Einkommen und den 
Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten durch 
die finanzierten Finanzinstitutionen in Struk-
turierten Fonds. Dabei werden gemäß den 
Evaluierungen jedoch nicht notwendigerweise 
Arbeitsbedingungen signifikant verbessert 
oder besonders vulnerable Gruppen erreicht 
(Habbel et al., 2021). Hierfür könnten die 
Instrumente aber konzeptionell angepasst 
werden. So betreffen die für die Zielgruppe 
der Haushalte relevanten Empfehlungen des 
DEval oftmals die Konzeption und Ausrichtung 
der Programme, die Auswahl der Intermediäre 
und deren Aktionsrahmen (siehe Kapitel 3.2.3). 

Beispiele für DEval-Evidenz: wirtschaftliche Wirkungen 
bei Zielgruppen

Die Evaluierungssynthese zur ZmPW zeigt eine Vielzahl direkter und 
entwicklungspolitischer Wirkungen für Haushalte auf (Habbel et al., 
2021), insbesondere positive Beschäftigungs- und Einkommenseffekte. 
Allerdings ist der Forschungsaufwand oft zu hoch, um festzustellen, 
ob Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt nur verlagert, 
gesichert oder tatsächlich neu geschaffen wurden. In den untersuchten 
Evaluierungen und Studien werden neue Arbeitsstellen teilweise als kurz-
fristig oder schlecht bezahlt beschrieben. Auf entwicklungspolitisch über-
geordneter Ebene hingegen wird in der Evaluierungssynthese zur ZmPW 
vor allem über positive Wirkungen für Haushalte bezüglich Armutsredu-
zierung, Geschlechtergerechtigkeit und verbesserter Lebensbedingungen 
berichtet (Habbel et al., 2021). Jedoch wurden diese Wirkungen aufgrund 
von Herausforderungen bei der Messung oft nur geschätzt, was zu einem 
Bias bei der Wirkungseinschätzung führen kann.

Die Evaluierung zu Strukturierten Fonds befasst sich mit der Frage, 
ob die unterstützten Finanzinstitutionen den Kreditnehmenden ein 
besseres Angebot zur Verfügung stellen als andere nicht-unterstützte 
Finanzinstitutionen (Orth et al., 2020). Zwar sei das Angebot an Finan-
zierungen ausgeweitet worden, aber weder seien die Kreditkonditionen 
angepasst noch das Angebot insbesondere für entwicklungspolitisch rele-
vante Haushalte wie Kleinstunternehmer*innen oder Endkreditnehmende 
ohne Sicherheiten ausgeweitet worden. 

Bei der Evaluierung des develoPPP-Programms fanden sich nur 
begrenzte Wirkungen auf Haushalte (Hartmann et al., 2017). Eine Über-
setzung des Wissens- und Technologietransfers durch develoPPP-Projekte 
in Einkommens- und Beschäftigungseffekte bei der lokalen Bevölkerung 
gelänge nur begrenzt. Die Projekte würden oft nur kleine Gruppen der 
Bevölkerung abdecken, sodass weiterreichende Veränderungen eher 
nicht  zu erwarten seien.

Die Maßnahmen zur Förderung landwirtschaftlicher Wertschöp-
fungsketten führen bei Haushalten zu höheren Einkommen und zu 
mehr Beschäftigung. Einige Zielgruppen werden jedoch weniger erreicht, 
zum Beispiel Personen, die nicht unmittelbar marktfähige, risikoaverse 
kleinbäuerliche Betriebe führen, und chronisch Arme (Kaplan et al., 2016). 
In der Evaluierung des DEval wurde die entwicklungspolitische Wirksam-
keit als eingeschränkt bewertet, beispielsweise durch Eintrittsbarrieren 
für einen Teil der entwicklungspolitisch relevanten Haushalte aufgrund 
mangelnder Ausstattung mit Ressourcen wie Land, Wissen und Kapital. 

In den Evaluierungen zu landwirtschaft-
lichen Wertschöpfungsketten und zur ZmPW 
im Agrarsektor wird darauf hingewiesen, 
dass die Förderung bestimmte Gruppen 
nicht erreicht. Dazu gehören beispielsweise 
klein-bäuerliche Betriebe, die an der Grenze 
zur Marktfähigkeit stehen, oder verkaufende 
Unternehmen im Gegensatz zu einkaufenden 
Unternehmen. Dementsprechend empfahl das 
DEval in der Evaluierung zur ZmPW im Agrar-
sektor, verstärkt inklusive Geschäftsmodelle 
besonders für verkaufende Unternehmen zu 
fördern, um entwicklungspolitisch besonders 
relevante Haushalte zu erreichen und zur 
Vermögensbildung beizutragen (Kaplan et 
al., 2018). Menschen, die von starker Armut 
betroffen sind, könnten dagegen nicht – oder 
nur indirekt – über die Förderung landwirt-
schaftlicher Wertschöpfungsketten erreicht 
werden und müssten mithilfe anderer Maßnah-
men unterstützt werden (Kaplan et al., 2016).

Vereinzelt wurden in den Untersuchun-
gen der Evaluierungssynthese negative Effekte  
identifiziert: So verursachten einige Maßnah- 
men der ZmPW Preiserhöhungen und neue 
Abhängigkeitsverhältnisse für Haushalte. 
Dies war zwar die Folge einer verbesserten 
Qualität von Dienstleistungen und Produkten, 
schloss jedoch durch den Preisanstieg beson-
ders vulnerable Gruppe von ihrer Nutzung 
aus. Und: Nach dem Rückzug der EZ sank die 
Dienstleistungsqualität wieder, womit die posi-
tiven Wirkungen rückgängig gemacht wurden. 

In manchen Evaluierungen und Studien 
zum Landwirtschaftssektor wird ebenfalls 
berichtet, dass große Abnahmefirmen durch 
die Integration von Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern in die Wertschöpfungskette vereinzelt 
neue und asymmetrische Abhängigkeitsver-
hältnisse schaffen: Kleinbäuerliche Betriebe 
sind mit verschiedenen strukturellen Hinder-
nissen bei der Integration in internationale 

Wertschöpfungsketten konfrontiert, zum Bei-
spiel mit einem Konkurrenznachteil gegenüber 
größeren Erzeugern hinsichtlich des Zugangs 
zu Kapital oder Lagerflächen und ihrer daraus 
resultierend mangelnden Fähigkeit, die 
erforderlichen Qualitäts- und Mengenanfor-
derungen zu erfüllen. Diese Position können 
große Unternehmen durch ihre Funktion als 
Gate Keeper zu vielversprechenden Märkten 
ausnutzen, sodass kleinbäuerliche Betriebe 
nur durch niedrige Löhne für ihre Mitarbeiten-
den (oftmals Familienangehörige) eine Wett-
bewerbsfähigkeit erreichen (BASIC, 2014). 

3.4 Das Spannungsfeld  
zwischen unternehmerischen und  
entwicklungspolitischen Zielen 
In der ZmPW ist es oft schwierig, privatwirt-
schaftliche profitorientierte Bestrebungen 
mit entwicklungspolitischen Zielsetzungen 
wie der Reduzierung von Armut oder der 
Unterstützung besonders vulnerabler Gruppen 
in Einklang zu bringen. Um dem zu begegnen, 
hat die Globale Partnerschaft für Entwicklungs-
zusammenarbeit (Global Partnership for 
Effective Development Cooperation, GPEDC) 
die sogenannten Kampala Prinzipien für 
eine effektive ZmPW in der EZ entwickelt. 
Die GPEDC ist ein Multi-Stakeholder-Forum, das 
sich um die wirksame und effektive Zusammen-
arbeit von Regierungen, bi- und multilateralen 
Organisationen, der Zivilgesellschaft und 
des Privatsektors bemüht (UNDP, 2024). 

Die Existenz eines Spannungsfelds 
zwischen unternehmerischen und entwick-
lungspolitischen Zielen wird in vielen DEval-
Evaluierungen bestätigt (Hartmann et al., 
2017; Habbel et al., 2021). Insbesondere in der 
Anfangszeit einer Kooperation führt dies zu 
hohen Transaktionskosten und Synergieeffekte 
treten nicht automatisch ein. Beides beein-
trächtigt die Effizienz des Ansatzes.
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Die Empfehlungen des DEval hierzu 
zielen darauf ab, dass entwicklungspoliti-
sche und unternehmerische Akteure bei 
der Entwicklung von Maßnahmen frühzei-
tig gemeinsame Ziele identifizieren und aus-
handeln sollten. Dabei sollte transparent 
mit den verschiedenen Zielgruppen umge-
gangen werden und Spannungsfelder soll-
ten expliziert werden (Hartmann et al., 
2017). Schließlich sollte die Erreichung der 

gemeinsamen Ziele kontinuierlich über-
prüft werden (Habbel et al., 2021). 

Längerfristige Kooperationen sind von 
Vorteil, damit sich der anfängliche Aufwand 
zur Identifizierung von gemeinsamen Zielen 
im späteren Verlauf auszahlt. Auch legt das 
DEval in der develoPPP-Evaluierung sowie 
in der Evaluierung zu landwirtschaftlichen 
Wertschöpfungsketten dar, dass die Verein-
barkeit der Ziele besser gelänge, wenn die 

Beispiele für DEval-Evidenz: Spannungsfelder zwischen  
unternehmerischen und entwicklungspolitischen Zielen

In den Evaluierungen und Studien, die im Rahmen der Evaluierungssynthese zur ZmPW 
untersucht wurden, sind wenige Fälle aufgeführt, in denen die privatwirtschaftlichen Akteure ihren 
ökonomischen Mehrwert priorisieren und keine positiven entwicklungspolitischen Effekte stattfinden 
(Habbel et al., 2021). Dies tritt bei allen untersuchten Kooperationsformen auf und ist zum Beispiel der 
Fall, wenn kommerziell weniger relevante Bevölkerungsgruppen nicht erreicht werden, obwohl sie am 
meisten von der Maßnahme profitieren würden, wenn ihre sozioökonomische Situation verbessert 
würde. Zudem wurden keine entwicklungspolitischen Effekte beobachtet, wenn die Projektsteuerung 
vorwiegend bei den privatwirtschaftlichen Partnern liegt. 

Laut der Evaluierung zu Strukturierten Fonds verfolgen die privatwirtschaftlichen Partner entwick-
lungspolitische Ziele so weit, wie sie unter der Bedingung finanzieller Nachhaltigkeit erreicht werden 
können. Es werden etwa entwicklungspolitisch relevante Haushalte in Form der Endkreditnehmenden 
insbesondere dadurch erreicht, dass durch die Fonds finanzierte MFI mehr Kredite an vulnerable End-
kreditnehmende wie frauengeführte Kleinstunternehmen vergeben (Orth et al., 2020). Jedoch wird der 
Zugang für besonders vulnerable Gruppen, die etwa über keine Sicherheiten wie den Besitz von Land 
oder Wohnraum verfügen, nicht erleichtert.

Auch für das develoPPP-Programm wurde deutlich, dass der entwicklungspolitische Mehrwert der 
Entwicklungspartnerschaften sinkt, wenn es nur geringe Überschneidungen zwischen entwicklungs-
politischen und unternehmerischen Zielen gibt (Hartmann et al., 2017). Mitnahmeeffekte von Seiten der 
Unternehmen können nicht ausgeschlossen werden. Die im Zentrum der EZ stehenden marginalisierten 
und vulnerablen Bevölkerungsteile sind als Zielgruppen (Konsument*innen oder Produzent*innen) für die 
Unternehmen meist weniger relevant. So kann laut der Evaluierung nicht davon ausgegangen werden, 
dass develoPPP-Projekte per se zu inklusivem Wirtschaftswachstum und Armutsminderung in den 
Partnerländern beitragen.

Die Evaluierung zu landwirtschaftlichen Wertschöpfungsketten zeigt, dass ein entwicklungs-
politischer Mehrwert nur entstehen kann, wenn die Unternehmensaktivitäten im Rahmen der ZmPW 
zum Kerngeschäft beitragen und wenn Entwicklungspolitik und Unternehmen gemeinsam Schnittstellen 
für ihre Zusammenarbeit und für die Erreichung von Zielen identifizieren (Kaplan et al., 2016). 

EZ-Aktivitäten eines Unternehmens einen 
Beitrag zu dessen Kerngeschäft leisten 
(Hartmann et al., 2017; Kaplan et al., 2016).

3.5 Wirkungen auf Ebene  
des Partnerlandes
In der Evaluierungssynthese des DEval werden 
Effekte gesondert für die Partnerländer 
aufgezeigt (Habbel et al., 2021): Positive 
direkte Wirkungen der ZmPW wurden für die 
Netzwerkbildung im Partnerland etwa in Form 
von Geschäftsbeziehungen und für den Dialog 
auf politischer Ebene beispielsweise zwischen 
Ministerien festgestellt. Es wurde auch häufig 
berichtet, dass politische Reformen in einzel-
nen Sektoren stattfinden und somit nationale 
Gesetze, Regelwerke, Strategien oder 
Richtlinien zur Zertifizierung geändert werden. 
Dies betrifft insbesondere Maßnahmen im 
Rahmen von Themen- und Sektordialogen. 
Mit Blick auf die Eigenverantwortung der 
Partnerregierungen (ownership) wurde im 
Rahmen einiger Evaluierungen beobachtet, 
dass Regierungen selbst in einen Struktu-
rierten Fonds investieren oder zusätzlich 
eigene Beratungsmaßnahmen durchführen. 

Hinsichtlich entwicklungspolitischer 
Wirkungen wird in vielen der in der 
DEval-Evaluierungssynthese untersuchten 
Evaluierungen und Studien der Synthese über 
Wirkungen auf die Umwelt, auf die Markt- 
und Sektorentwicklung und Signalwirkungen 
berichtet. So reduzieren die Partnerländer 
durch Maßnahmen der ZmPW Treibhausgase 
und Schadstoffemissionen, sparen Energie 
ein, verlangsamen die Entwaldung und bauen 
erneuerbare Energien aus. Im Rahmen der 
Markt- und Sektorentwicklung werden neue 
Geschäftsmodelle und Produkte aufgesetzt 
und neue Akteure betreten den Markt. Damit 
entstehen weitergehende Effekte und Impulse 
in Märkten, insbesondere in den Sektoren 

Die Kampala-Prinzipien

Die Kampala-Prinzipien (GPEDC, 2019) geben wichtige Orientierung und 
Hilfestellung zur Transparenz und Rechenschaftspflicht sowie zur Messung 
des Mehrwerts der ZmPW. Sie werden oftmals mit den Blended Finance 
Principles der OECD (2018) zusammengedacht und konstatieren, dass 

1. die Partnerländer die Verantwortung haben, die Zusammenarbeit
zu koordinieren und Kohärenz mit nationalen Entwicklungszielen
sicherzustellen,

2. es das Ziel der ZmPW ist, entwicklungspolitische Resultate mit
gegenseitigem Nutzen zu realisieren,

3. es wichtig ist, einen fortlaufenden Dialog zwischen allen privatwirt-
schaftlichen, öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Stakeholdern
zu fördern,

4. die Messung und Verbreitung der Ergebnisse der ZmPW Transparenz
und Rechenschaft ermöglichen und

5. dass niemand in der Zusammenarbeit zurückgelassen werden darf
(gemäß dem Prinzip Leave no one behind der Agenda 2030 der
Vereinten Nationen) und konstant Risiken abgefedert werden müssen.

Quelle: GPEDC, 2019.  
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erneuerbare Energien, Agrarwirtschaft, 
Infrastruktur, Telekommunikation und 
Finanzwesen. Außerdem können durch 
die Maßnahmen Kredite in Lokalwährungen 
anstatt in Fremdwährungen bereitgestellt 
werden, was das Wechselkursrisiko der 
Kreditnehmenden senkt. Signalwirkungen 
wurden für die Mobilisierung weiterer Mittel, 
die Pilotierung neuer Maßnahmen und 
Instrumente sowie für die Weiterentwicklung 
und Vertiefung von Sektoren identifiziert.

Jedoch stellt sich die Frage, inwieweit 
einzelne positive Impulse tatsächlich in nütz-
lichen und nachhaltigen Reformen münden. 
Die Effekte wurden nur in wenigen Evaluierun-
gen als dauerhaft beschrieben. In einem Fall 
trug eine ZmPW-Maßnahme dazu bei, dass 
sich in bislang zuschussfinanzierten Sektoren 



marktbasierte Finanzierungen etablierten. Ver-
einzelte Evidenz deutet auf die Steigerung von 
Produktion, Investitionen und Exporten hin, 
jedoch bleibt unklar, ob diese möglicherweise 
Verdrängungseffekte auslösen. Zudem ist es 
generell schwer zu messen, inwieweit einzelne 
Maßnahmen und kleine Investitionssummen 
Wirkungen auf die Wirtschaftsentwicklung 
eines ganzen Landes haben können. Ähnlich ist 
es bei der EZ-Förderung von Liefer- und Wert-
schöpfungsketten. Zwar wird in einigen Berich-
ten von der Einführung neuer Standards und 
der Stärkung der Wettbewerbs- und Export-
fähigkeit lokaler Produzenten berichtet, deren 
Dauerhaftigkeit und Breitenwirksamkeit wird 
jedoch nur angenommen und nicht bewiesen.

Zudem wurden in der Evaluierungs-
synthese des DEval hemmende und för-
dernde Rahmenbedingungen für den Erfolg 
von Maßnahmen der ZmPW identifiziert. 
Wie in Kapitel 1 aufgezeigt, stellen Defizite 
der gesetzlichen und regulatorischen Rahmen-
bedingungen in vielen Fällen den Grund für 
eine Unterstützung im Rahmen der ZmPW 
dar. Andererseits beeinflussen die Rahmenbe-
dingungen maßgeblich den Verlauf der Maß-
nahmen. Machbarkeitsstudien sind daher ein 
geeignetes Mittel, um vor dem Beginn einer 
Maßnahme die Entwicklung von relevanten 
Märkten realistisch einzuschätzen. 

Weiterhin zeigen einige Evaluierungen 
und Studien, dass Maßnahmen der ZmPW 
erfolgreicher sind, wenn sie auch den Zielen 
und Reformvorhaben der Partnerregierungen 
entsprechen. Im Rahmen der Synthese 
wurden Stakeholder deutscher ZmPW-Maß-
nahmen gefragt, inwiefern die Maßnahmen 
und Instrumente auf Portfolioebene inein-
andergreifen. Die Antworten lassen Schlüsse 
auf der Ebene der Partnerländer zu, in denen 
häufig mehrere Ansätze und Instrumente 
der ZmPW zur Anwendung kommen. Die 

Stakeholder äußerten die Priorität, dass die 
verschiedenen Instrumente und Maßnahmen 
der ZmPW wie Projektanbahnung und 
-entwicklung, Beratung, Implementierung und
Finanzierung stärker ineinandergreifen sollten,
um Synergien zu schaffen. Maßnahmen, die
beispielsweise mit deutschen Finanzinter-
mediären durchgeführt würden, sollten auch
den Zielen von Maßnahmen zur Projekt-
entwicklung in den Partnerländern und von
Reformfinanzierungsmaßnahmen auf Ebene
der Regierungen entsprechen. Beratungen
auf der Makroebene, zum Beispiel mit Regie-
rungseinheiten oder Zentralbanken, könnten
dazu beitragen, Maßnahmen zur Kapitalmarkt-
förderung passgenauer abzustimmen, da diese
stark von Regularien und Rahmenbedingun-
gen in den Partnerländern abhängen würden.

Synergien zwischen  
Reformpolitikförderung und ZmPW

Die EZ schafft über Instrumente der 
ZmPW für Unternehmen und Finanzinter-
mediäre Anreize, damit sie trotz herausfordern-
der Rahmenbedingungen in Partnerländern 
im globalen Süden investieren. Wenn sich 
die staatlichen Rahmen bedingungen dort 
verbessern, dann kann sich der Privatsektor 
weniger eingeschränkt entwickeln. Manche 
Instrumente der ZmPW können effektiver 
angewendet oder – im besten Fall – überflüs-
sig werden. Die Rahmenbed ingungen für die 
Privatwirtschaft können durch Themen- und 
Sektordialoge und insbesondere durch politik-
basierte Ansätze der Privatsektorentwicklung 
verbessert werden. Dazu zählt auch das Inst-
rument der (sektoralen) Budgethilfe, die inzwi-
schen als Reformfinanzierung (Bielek, 2019) 
oder Reformpolitikförderung (policy-based 
lending, development policy loans) 
bezeichnet wird und bei den multilateralen 
Entwicklungsbanken breit eingesetzt wird.

Die EZ schafft über Instrumente 
der ZmPW für Unternehmen und 
Finanzintermediäre Anreize, 
damit sie trotz herausfordernder 
Rahmenbedingungen in 
Partnerländern im globalen 
Süden investieren. 

Das DEval bewertete in seinen 
Evaluierungen und Synthesen zur allgemeinen 
Budgethilfe, Sektorbudgethilfe und zu 
Reformpartnerschaften diese politikbasierten 
Ansätze positiv (Krisch et al., 2015; Orth et al., 
2017, 2018; Roxin et al., 2022). Insbesondere in 
der Synthese zur ZmPW hob es positive Wir-
kungen auf das öffentliche Finanzwesen und 
die Strukturierung der Regierungsausgaben 
hervor, aber auch Beiträge zur Verbesserung 
der makroökonomischen Stabilität der Partner-
länder (Orth et al., 2017). Auch die Reformpart-
nerschaften bewertete das DEval hinsichtlich 
ihrer Effektivität positiv (Roxin et al., 2022). 
Bis zum jetzigen Zeitpunkt wurden vor allem 
die Voraussetzungen für Folgewirkungen 
geschaffen, also Gesetze, Dekrete, Regulierun-
gen und Verordnungen erarbeitet sowie erste 
Umsetzungsschritte wie die Gründung oder 
der Umbau von Institutionen unternommen. 
Wirkungen hinsichtlich der Verbesserung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und 
der Steigerung von Investitionen sind laut 
der Evaluierung erwartbar und in Einzelfällen 
bereits eingetroffen (Roxin et al., 2022).

Politikbasierte Finanzierungen unter- 
scheiden sich von anderen Ansätzen der 
ZmPW aufgrund ihrer makroökonomischen 
Wirkungen, die auf der Intention basieren, die 
Rahmen bedingungen für den Privatsektor zu 
verbessern. Als Erfolgsfaktoren identifizierte das 
DEval Ownership der Regierungen des Partner-
landes und die (stringente) Konditionalität 
von Aktivitäten und Finanzierung (Orth et al., 
2017; Roxin et al., 2022), die aber die Geberge-
meinschaft vor teils große Herausforderungen 
stellt. In seiner Evaluierung zur Zukunft der 
integrierten politikbasierten EZ hob das DEval 
hervor, dass die Kombination der Budgethilfe 
mit Komponenten der TZ, des Politikdialogs 
und der Konditionalität besonderer relevant 
und wirksam sein kann (Orth et al., 2018).

Trotz vieler positiver Befunde weist 
die Evidenz bei diesem Ansatz auch auf 
Herausforderungen hin. So ist zum einen 
die Ausgestaltung der Konditionalität maß-
geblich für die tatsächliche Effektivität des 
Reformhebels. Sie wird aber oftmals falsch 
gestaffelt oder zu schwach definiert, indem 
ein zu niedriges Anspruchsniveau angelegt 
wird (Schmitz, 2006). Tritt der Fall ein, dass 
die Sanktion verhängt werden soll, stehen 
dem bisweilen operative oder politische 
Intentionen entgegen. Ein Beispiel ist der 
Mittelab flussdruck, also der Druck, die zur 
Verfügung stehenden Mittel bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt ausgeben zu müssen 
oder die Kredite fortlaufend zu vergeben, 
um die Rückzahlung von alten Ausständen 
zu ermöglichen (Schmitz, 2006, S. 12). 
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DEval-Evaluierungen und -Studien zur ZmPW entlang  
der Kooperationsformen (Anzahl in Klammern)

Kapazitäts entwicklung (7)

Beratung und Matchmaking (2)

Finanzierung von Unternehmen (5)

Finanzierung mit Unter nehmen (2)

Sektor-und Themendialoge (2)

Quelle: DEval, eigene Darstellung.

Auch die Konkurrenz zwischen Gebern 
um Sichtbarkeit und Einfluss kann sich nach-
teilig auf eine nachdrücklichere Reformpolitik 
auswirken und gibt dem Partnerland die 
Möglichkeit, nicht erwünschte Maßnahmen 
hinauszuzögern oder durch die Wahl anderer 
Partner ganz zu umgehen (Roxin et al., 2022; 
Ashoff, 2004; Faust, 2012). Schließlich stellt 
sich vor dem Gesichtspunkt der Wahrung der 
Menschen rechte und des Prinzips Leave no one 
behind die Frage, wie die Budgethilfe in fragilen 
Staaten und autoritären Systemen angewendet 
werden soll. Denn als Teil von EZ-Allokations-
entscheidungen ist auch die Budget hilfe mit 
dem Spannungsfeld konfrontiert, das sich aus 
der angestrebten Unterstützung besonders 
bedürftiger Bevölkerungsgruppen und 
deren geografischer Verordnung in oftmals 
schlecht regierten und autoritären Ländern 

ergibt (Wencker, 2022). Angesichts der 
Erwartung, zusätzlich einen größtmöglichen 
Nutzen für die Privatsektorentwicklung und 
Maßnahmen der ZmPW zu entfalten, erhöht 
sich die Komplexität dieses Zielkonflikts. 

Auch die Weltbank will die Budget-
hilfe enger mit anderen politikbasierten 
Ansätzen verknüpfen, um die Rahmenbe-
dingungen in den Partnerländern zu verbes-
sern. Diese Ansätze sollen systematisch mit 
EZ-Instrumenten – explizit auch mit Maß-
nahmen der ZmPW –ergänzt werden. 

Dies ist eine der Veränderungen, 
die die Weltbank gegenwärtig im Rahmen 
eines umfangreichen Reformprozesses 
umsetzt, um neben der Bekämpfung von 
Armut auch mehr Investitionen in den 
Erhalt eines bewohnbaren Planeten zu 
tätigen (CGD, 2024; World Bank, 2023). 

Beispiel: Neuerungen bei develoPPP

Von 2017 bis 2023 wurde das develoPPP-Programm einem umfangreichen Reformprozess unterzogen. 
Dieser beruhte auf den Erfahrungen der Programmumsetzung seit 1999, den Rückmeldungen der 
Stakeholder aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft und auf der 2017 veröffentlichten Programm-
evaluierung des DEval. Ein Ziel der Reform war, die Wirksamkeit der Projekte für die EZ systematischer 
zu messen und deren Effizienz zu steigern. Dafür wurden die Fördermechanismen genauer auf die 
verschiedenen Zielgruppen wie lokale oder junge Unternehmen zugeschnitten. Zudem wurden 
Prozesse standardisiert und digitalisiert und die unterschiedlichen Stärken der beiden Durchführungs-
organisationen GIZ und DEG klarer herausgestellt. 

Erweiterter Zugang 
Seit 2018 können sich neben europäischen Unternehmen auch Unternehmen aus Entwicklungs- 
und Schwellenländern bei develoPPP bewerben, um mit ihren Initiativen zur Lösung lokaler Probleme 
beizutragen. Damit folgten die GIZ und DEG Impulse einer Empfehlung des DEval, denn solide lokale 
Unternehmen vereinen Marktexpertise mit hoher kultureller Sensibilität und langfristigen Interessen im 
jeweiligen Zielland – alles wichtige Erfolgsfaktoren für wirksame Entwicklungspartnerschaften. Mittler-
weile übernehmen bei 68 Prozent aller laufenden Projekte lokale Unternehmen die Federführung.

Während develoPPP Classic weiterhin die Zusammenarbeit mit etablierten mittelständischen 
und großen Unternehmen umfasst, wurde das Programm um die Komponente develoPPP Ventures 
zur Start-up-Förderung erweitert. Damit soll jungen Unternehmen mit Innovationskraft, die in einem 
Partnerland registriert sind, über die erste Schwelle der Finanzierbarkeit geholfen werden. Vorausset-
zung ist, dass die Unternehmen bereits mit einem innovativen, entwicklungsrelevanten Geschäftsmo-
dell mit hohem Skalierungspotenzial am Markt aktiv sind. Der öffentliche Beitrag zur Förderung des 
Kerngeschäftausbaus beträgt bis zu 100.000 Euro und gegebenenfalls weitere 100.000 Euro bei Errei-
chung festgelegter Indikatoren. Neben der finanziellen Förderung erhalten die Jungunternehmer*innen 
Beratungs leistungen. Dem Hinweis der DEval-Evaluierung folgend, „dass sich entwicklungsrelevante 
Wirkungen als Nebeneffekt aus dem unternehmerischen Handeln ergeben“ sollen, werden gezielt 
solche Start-ups unterstützt, deren Geschäftsmodell darauf abzielt, die Lebensbedingungen von 
Menschen in den Partnerländern zu verbessern. 

Trennscharfe Unterstützung
Seit 2018 setzen nur noch zwei Durchführungsorganisationen, die DEG Impulse und die GIZ, 
das develoPPP-Programm im Auftrag des BMZ um. Die beiden fokussieren die Unterstüt-
zung auf ihre jeweilige Kernkompetenz: Die DEG Impulse unterstützt Partnerunternehmen durch 
Finanzierungs expertise und unternehmerisches Know-how dabei, Projekte eigenverantwortlich vor 
Ort umzusetzen. Die GIZ setzt Projekte gemeinsam mit Unternehmen vor Ort um, begleitet diese 
fachlich und unterstützt bei der lokalen Verankerung sowie bei der Einbindung lokaler Stakeholder.

Quelle: DEval, 2023.
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develoPPP-Förderinstrumente

Zielgruppe Junge Unternehmen 
und Start-ups

Etablierte 
Unternehmen

Projekt-
förderung

Art der 
Förderung

Wachstums-
förderung

100.000 bis
2 Millionen Euro 

Umfang der 
Förderung

bis zu 
100.000 Euro 

develoPPP Classic
develoPPP Ventures
(verfügbar in Ghana, Kenia, 

Nigeria und Tansania)

Quelle: GIZ, 2024b.

3.6 Bereitstellung und Nutzung 
von Evidenz

Das DEval ist mandatiert, durch die 
Bereitstellung von Evidenz und daraus abge-
leitete Empfehlungen zu einer langfristigen 
Verbesserung der EZ beizutragen. Daher stellt 
es nicht nur den unmittelbar beteiligten Akteu-
ren seine Erkenntnisse zur Verfügung, sondern 
genauso Parlament und Öffentlichkeit.

Um systematisch nachzuhalten, 
inwiefern die Zielgruppen seine Empfehlungen 
umsetzen, führt das DEval im Nachgang 
seiner Evaluierungen immer ein Umsetzungs-
monitoring durch. Dabei beleuchtet es für jede 
Evaluierungsempfehlung, ob die jeweiligen 
EZ-Institutionen auf Basis der Empfehlungen 
ihre Arbeitsweise überprüft und entsprechend 
verändert haben. Der erste DEval-Synthese-
bericht zum Monitoring der Umsetzung von 
Evaluierungsempfehlungen (DEval, 2023) zeigt 
auf, inwieweit die Akteure der ZmPW die 
Empfehlungen aus drei ZmPW-Evaluierungen 

des DEval angenommen und umgesetzt 
haben. Die Reform des develoPPP-Programms 
(Hartmann et al., 2017) ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie eine Evaluierung Veränderungen 
anstoßen kann (siehe Seite 63). Darüber 
hinaus intendiert das DEval, seine Evidenz 
aus Evaluierungen in Reformprozesse zur 
ZmPW einzuspeisen, wie beispielsweise 2023 
in den agilen Prozess der BMZ-Stabsstelle 
für Nachhaltige Entwicklungsfinanzierung. 

Den unter anderem durch die Empfeh-
lungen des DEval angestoßenen Verbesse-
rungen der EZ-Praxis stehen Hinweise auf 
hartnäckige Herausforderungen gegenüber. 
So identifizierte das DEval das Auseinander-
klaffen von entwicklungspolitischen Zielen 
und unternehmerischen Absichten wiederholt 
als Hemmnis bei der Durchführung von 
ZmPW-Maßnahmen, zum Beispiel beim 
develoPPP-Programm (Hartmann et al., 
2017) und im Rahmen der Evaluierungs-
synthese zur ZmPW (Habbel et al., 2021). 

In der deutschen EZ gibt es 
keine einheitliche Kennung 
für Maßnahmen im Bereich 
der ZmPW. Es ist zu prüfen, 
inwieweit die bestehende 
PPP-Kennung so angepasst 
werden kann, dass ihre 
Verbindlichkeit erhöht wird.

Das DEval befand es auf Basis der  
Evaluierungssynthese zur ZmPW (Habbel 
et al., 2021) und der Evaluierung Strukturierter 
Fonds (Orth et al., 2020) für notwendig, dass 
die Additionalität von ZmPW-Maßnahmen 
in Zukunft geprüft und dokumentiert wird. 
Die Empfehlung des DEval lautete, dass die 
GIZ, die KfW und andere bi- und multilaterale 
Akteure der ZmPW zukünftig bei der Konzep-
tion, Implementierung und Evaluierung von 
entsprechenden Maßnahmen und Instrumen-
ten die finanzielle und die entwicklungspoliti-
sche Additionalität untersuchen sollten. 

Schließlich hat das DEval bereits 
mehrmals kritisiert, dass es in der deutschen 
EZ keine Kennung für Maßnahmen im 
Bereich der ZmPW gibt. Die Evaluierung der 
ZmPW im Agrarsektor (Kaplan et al., 2018) 
schlussfolgerte: Es sei zu prüfen, inwieweit 
die bestehende PPP-Kennung so angepasst 
werden kann, dass ihre Verbindlichkeit erhöht 
wird. Im Rahmen der Evaluierungssynthese 
zur ZmPW (Habbel et al., 2021) tauchte 
die Problematik, ZmPW-Maßnahmen zu 
identifizieren, erneut auf und wurde durch die 
Anwendung von künstlicher Intelligenz gelöst. 
Diese und weitere Herausforderungen gilt 
es für die Zukunft zu adressieren, damit die 
deutsche EZ mehr Klarheit darüber gewinnt, 
welche Rolle die ZmPW in der EZ spielen soll. 

Magdalena 
Orth-Rempel
DEval-Teamleiterin

Dr. Cornelia Römling 
DEval-Teamleiterin
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Aus der Perspektive von Finanzintermediären und Fonds-Management:

Die richtige Balance zwischen Risiko und Ertrag
Positionen von Martin Ewald (Allianz Global Investors), Elvira Lefting (Finance in Motion),  

Stephanie Lindemann-Kohrs (KfW) und Alessandra Nibbio (Blue Orchard)

Risikobereitschaft und die Rolle  
der Strukturierten Fonds 

Stephanie Lindemann-Kohrs: Die vielen 
aktuellen politischen Krisen in der ganzen 
Welt erhöhen das bereits vorher schon 
ausgeprägte Risikoprofil und führen 
dazu, dass Privatanleger*innen noch 
zögerlicher sind, in Entwicklungsländern 
zu investieren. Strukturierte Fonds sind 
daher für die Erschließung neuer Märkte, 
neuer Regionen und neuer Sektoren 
unerlässlich, um den Privatanleger*innen 
eine Risikominderung zu ermöglichen. 

Elvira Lefting: Wir dürfen auch nicht ver-
gessen, dass sich gelegentlich Risiken mate-
rialisieren, wie wir in der Ukraine gesehen 
haben. Dies wird von den privaten Investoren 
modelliert. Die Frage ist daher, was sie als 
Risiko einschätzen und wie das Risiko für sie 
weiter verringert werden kann. Die sehr klare  
Governance-Gestaltung der Strukturierten 
Fonds schafft Vertrauen. Je bekannter die 
Struktur eines Fonds den Privatanleger*innen 
ist, desto besser verstehen sie ihn. Das Glei-
che gilt für Kapitalstapel und Anleihen. 

Martin Ewald: Die Risikobereitschaft 
als allgemeines Konzept ist sehr schwer 
zu fassen, und ich glaube nicht, dass es 
möglich ist, sie zu erhöhen. Steigende Zinsen 
machen es für Aktienanleger*innen in den 
Schwellenländern schwieriger, Renditen zu 
erzielen, die deutlich über den risikofreien 
Renditen liegen, welche Anleger*innen 
zum Beispiel in OECD-Ländern erzielen 
können. Entscheidungsträger*innen 
müssen das richtige Gleichgewicht 
zwischen Risiko und Ertrag finden. 

Daher fördern wir im Rahmen unserer 
Blended-Finance-Instrumente wie dem 
Emerging Market Climate Action Fund den 
Dialog über das angemessene Verhältnis 
zwischen Risiko und Rendite. Dies zahlt 
sich aus, weil wir durch den Dialog Privat-
kapital in großem Umfang mobilisieren. 

Alessandra Nibbio: Zudem ist Vertrauen sehr 
wichtig. Wenn Investoren ein Gütesiegel von 
Akteuren wie dem BMZ und der KfW sehen, 
hilft ihnen das, Vertrauen in den Entwick-
lungswert einer bestimmten Strategie zu setzen. 
Und das wiederum erhöht ihre Bereitschaft, 
ihr Kapital für Entwicklungsfinanzierungen 
in Schwellenländern einzusetzen, welche 
normalerweise als risikoreicher gelten als 
Standardinvestitionen (plain vanilla investment)  
in entwickelten Märkten. 

Additionalität, Wirkung  
und Berichterstattung 

Nibbio: Das Prinzip eines Strukturierten Fonds 
ist es, neue Investitionsmöglichkeiten zu finden, 
in denen es eine Marktlücke gibt. Wir wenden 
Additionalität sowohl auf der finanziellen 
als auch auf der entwicklungspolitischen 
Seite an. Dazu gehört auch der Aufbau von 
Kapazitäten, den wir dank der Zuschüsse von 
Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen leisten 
können. Wir messen die Additionalität über 
mehrere Dimensionen, beispielsweise ob wir 
für eine bestimmte Kundengruppe, wie eine 
lokale Gemeinschaft, additional sind. Zudem 
bewerten wir die Additionalität anhand einer 
Reihe von festgelegten Indikatoren, wie des 
Beitrags des Investors, der Einordnung der 
Wirkung oder des Grads des Einflusses. 

Wenn Investoren ein 
Gütesiegel von Akteuren 
wie dem BMZ und der 
KfW sehen, hilft ihnen 
das, Vertrauen in den 
Entwicklungswert einer 
bestimmten Strategie 
zu setzen. Und das 
wiederum erhöht ihre 
Bereitschaft, ihr Kapital für 
Entwicklungsfinanzierungen 
in Schwellenländern 
einzusetzen.

Lefting: Additionalität ist schwer zu messen, 
da dies den Nachweis erfordern würde, 
dass eine Wirkung ohne unsere Investitionen 
nicht eintreten würde. Daher bewerten wir 
unseren Beitrag zur Wirkung von Investitionen 
allgemeiner anhand des harmonisierten 
Rahmens der multilateralen Entwicklungs-
banken für Additionalität bei Operationen 
im Privatsektor. In der Investitionsphase 
prüfen wir insbesondere die auf dem Markt 
verfügbaren Finanzierungsbedingungen und 
stellen darüberhinausgehende Finanzierungen 
bereit, beispielsweise mit längeren Laufzeiten 
oder, was sehr wichtig ist, in Landeswährung. 

Lindemann-Kohrs: Strukturierte Fonds 
sind sehr individuell und es ist wichtig, 
sie stärker zu standardisieren. Die Prozesse 
sind nicht nur komplex, sondern zwischen 
den einzelnen Fonds auch unterschiedlich. 
Fondsmanager*innen müssen auf unter-
schiedliche Berichtsanforderungen und 
verschiedene ökologische sowie soziale 
Herausforderungen reagieren. Es wäre daher 
hilfreich, ein Instrument für die Berichterstat-
tungsanforderungen und einen Standard für 
die ökologischen und sozialen Anforderungen 
zu schaffen. Damit würde es viel einfacher 
werden, privates Kapital zu mobilisieren. 

Ewald: Es ist sehr schwierig, das Konzept 
der Additionalität in der Praxis anzuwenden. 
Außerdem sehe ich einen Zielkonflikt darin, 
dass sehr spezifische, kleine Ziele mit großer 
Wirkung es privaten Fondsmanager*innen 
nicht erlauben, ein ausreichend großes 
Instrument zur Mobilisierung von Privatka-
pital in erheblichem Umfang aufzubauen. 
Daher muss ein Dialog zwischen öffent-
lichen und privaten Akteuren ergründen, 
ob eine wünschenswerte große Wirkung 
nicht zu gering ist, um Kapital in großem 
Maßstab zu mobilisieren. Dieser Zielkonflikt 
schränkt auch Strukturierte Fonds ein. 
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Vielversprechende Sektoren  
und Regionen für die Mobilisierung  
von privatem Kapital 

Ewald: Das größte Potenzial sehe ich in der 
Dekarbonisierung der Großindustrie. Es fließt 
nicht genug privates Kapital in die schnell 
wachsenden Entwicklungsländer, um sie 
nicht nur bei der Dekarbonisierung ihrer 
Energie erzeugung, sondern auch innerhalb 
der Wertschöpfungskette ganzer Branchen 
zu unterstützen. Auch der Naturschutz ist 
entscheidend. Durch ihn werden der Erhalt der 
Wälder und die biologische Vielfalt gefördert, 
was wiederum Auswirkungen auf die Lebens-
grundlagen der Menschen hat. Mit relativ 
geringem Volumen kann eine enorme Wirkung 
erzielt werden. Das Wald- und Klimaschutz-
programm REDD+ zum Beispiel ist nicht per-
fekt, aber zumindest funktioniert es. Dennoch 
erhält es nicht genügend Kapitalzugang. 

Lindemann-Kohrs: Private Investoren 
sind sehr daran interessiert, in den Klima-
schutz und bis zu einem gewissen Grad 
in die Anpassung an den Klimawandel zu 
investieren. Im Gesundheitssektor sehen 
wir eine gewisse Bereitschaft privater 
Investoren, in Risikokapital gesellschaften 
zu investieren, die innovative Produkte und 
Dienstleistungen entwickeln. Auch im Bereich 
der Gleichstellung der Geschlechter gibt es 
noch viel ungenutztes Potenzial. Lediglich 
sieben bis acht Prozent der Unternehmen 
im Agrarsektor werden von Frauen geleitet, 
obwohl Betriebe, in denen Frauen eine 
Führungsrolle haben, in den meisten Fällen 
sehr erfolgreich sind. Regional sehe ich 
gewisse Einschränkungen: Private Investoren 
sind sehr zurückhaltend, in fragilen Regionen 
zu investieren. Mit Ausnahme Südafrikas ist 
Afrika nach wie vor ein herausfordernder 
Kontinent für private Investoren. 

Nibbio: Einige Sektoren wie das Bildungs-
wesen oder auch der Infrastruktursektor sind 
kompliziert, dennoch haben im Laufe der 
Jahre Beiträge des Privatsektors zugenom-
men. Auch das Gesundheitswesen könnte 
ein Sektor werden, den der Privatsektor 
entdeckt. Wir sehen auch eine Verlagerung 
auf Sektoren wie etwa Infrastruktur, erneuer-
bare Energien und Energieeffizienzprojekte. 
Wir haben uns in letzter Zeit verstärkt in 
Südostasien engagiert. Dort gibt es einige 
junge öffentliche Einrichtungen, die einen 
Beitrag zur Impact-Finanzierung leisten und 
das Interesse des Privatsektors geweckt 
haben. In Afrika wird die Schaffung von 
Kapitalmärkten in einigen Ländern, insbe-
sondere in Westafrika, das größte Potenzial 
für die Erzielung von Wirkungen haben. 

Lefting: Ich beobachte, dass der Agrarsektor 
mehr und mehr an Bedeutung gewinnt. 
Für Investoren ist es sehr attraktiv, in nach-
haltige Wertschöpfungsketten von wichtigen 
Rohstoffen wie Tee, Kaffee oder Kakao mit 
einer klaren Strategie zu investieren. Außer-
dem würde ich mir einen ganzheitlicheren 
Ansatz bei der Förderung von nachhaltigen 
Investitionen wünschen. Wir haben uns 
keinen Gefallen damit getan, den Klimazielen 
hinterherzulaufen und dabei nicht ganzheitlich 
zu denken. Neben Energie kann auch Wasser 
gespart werden. Die Bodenerosion kann 
eingedämmt und gleichzeitig Energie gespart 
werden. Bei der Betrachtung von Regionen 
müssen wir einen differenzierten und maßge-
schneiderten Ansatz wählen: Lateinamerika 
und Südostasien sind zum Beispiel sehr 
attraktive Regionen für private Investoren, 
während andere Regionen mehr Unterstüt-
zung benötigen, um ihr Wirkungspotenzial 
voll auszuschöpfen. Genau hier können Struk-
turierte Fonds einen wichtigen Beitrag leisten. 

Zukünftige Bedarfe,  
Ideen für Verbesserungen 

Nibbio: Aufgrund der Unterschiede zwischen 
dem öffentlichen und dem privaten Sektor ist 
es schwierig, diese zusammenzubringen. Ihre 
Bedarfe, Anforderungen und Ziele überschnei-
den sich nicht immer vollständig. Das macht 
die Verhandlungen manchmal mühsam. Die 
Vereinfachung von Prozessen und die früh-
zeitige Einbindung des Privatsektors in einen 
Prozess würden daher helfen, bestimmte 
Herausforderungen zu überwinden. 

Lefting: Die KfW macht einen hervor-
ragenden Job, aber sie fungiert immer 
als Filter und es gibt keinen direkten 
Dialog zwischen dem BMZ und der 
Privatwirtschaft. Die Institutionalisierung 
eines solchen Austauschs zwischen dem 
Ministerium und der Privatwirtschaft 
würde massiv helfen. Darüber hinaus muss 
die Flexibilität verbessert werden. Es ist 
schwierig, große Investitionen mit engen 
Vorgaben zu tätigen, etwa mit einer Bran-
chen- oder Ländervorgabe. Dadurch dauert 
es viel länger, einen Fonds zu skalieren 
und ihn für den privaten Sektor attraktiv 
zu machen; das wirkt kontraproduktiv. 

Ewald: Wir brauchen Berechenbarkeit, 
langfristige pragmatische Planung, Trans-
parenz und die Bereitschaft, schnell zu 
handeln. Darüber hinaus brauchen wir mehr 
Wettbewerb und mehr Akteure, die mehr 
Kapital mobilisieren können. Außerdem 
müssen wir unser Ökosystem von Investoren 
im Bereich Blended Finance aufbauen. 

Lindemann-Kohrs: Und wir benötigen 
auf jeden Fall mehr standardisierte 
Strukturen und eine stärkere Anglei-
chung der Berichtsanforderungen.

Martin Ewald
Ehemaliger Geschäfts-
führer des Londoner 
Büros und leitender 
Portfolio manager des 
Private Equity Impact 
Investing Teams der 
Allianz Global Investors 

Elvira Lefting
Geschäftsführerin 
von Finance in Motion

Alessandra Nibbio
Leiterin der Blended-
Finance-Abteilung 
bei BlueOrchard

Stephanie  
Lindemann-Kohrs
Abteilungsleiterin für 
Fondsbeteiligungen 
der Entwicklungsbank
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Aus der Perspektive von Entwicklungsbanken:

Das Prinzip der Additionalität in der ZmPW

Das Additionalitätsprinzip der multilateralen 
Entwicklungsbanken und internationalen 
Finanzinstitutionen (development finance 
institutions, DFI) hat zunehmend die 
Aufmerksamkeit der Politik auf sich 
gezogen. Der Wert, den DFI in die von 
ihnen finanzierten Projekte und Programme 
einbringen und der über den Wert anderer 
Quellen und privater Akteure hinausgeht, 
ist aus zwei Gründen von grundlegender 
Bedeutung: (1) Er rechtfertigt die Verwendung 
öffentlicher Mittel zur Unterstützung der 
Entwicklung des Privatsektors, die angesichts 
der hohen Opportunitätskosten dieser Mittel 
zunehmend von den Regierungen überprüft 
wird; (2) er stellt den Entwicklungsbeitrag 
von DFI-Projekten im Vergleich zu dem 
anderer Marktteilnehmender wie Impact-
Investoren oder Partner-DFI dar. Trotz der 
Relevanz dieses Aspekts wurde in der DEval-
Evaluierungssynthese zum Engagement des 
Privatsektors (Habbel et al., 2021) festgestellt, 
dass die Additionalität in den untersuchten 
Studien nur selten und damit nicht ausrei-
chend berücksichtigt wurde. Dies bestätigt 
Ergebnisse eines früheren Berichts der 
Evaluation Cooperation Group (ECG, 2020).

Die DFI betrachten Additionalität 
hauptsächlich auf Projektebene und stützen 
sich dabei auf bestimmte Merkmale, um 
die Additionalität ihrer Intervention zu 
belegen. Dabei umfasst Additionalität 
finanzielle und/oder nicht-finanzielle Aspekte 
(im Folgenden als entwicklungspolitische 

Additionalität bezeichnet) der Interventionen. 
Elemente entwicklungspolitischer Additio-
nalität wie die Risikominderung, Festlegung 
von Standards und der Kapazitätsaufbau 
haben im Laufe der Zeit mehr Aufmerk-
samkeit erlangt als Elemente finanzieller 
Additionalität, zu denen Konditionen und 
Bedingungen, innovative Finanzierungsstruk-
turen und die Mobilisierung von Ressourcen 
gehören. Dies ist zum Teil auf die zuneh-
mende Verfügbarkeit privater Finanzierungen 
zurückzuführen, wodurch die finanzielle 
Additionalität der DFI abnimmt. Zudem 
wird die entwicklungspolitische Additionalität 
in der Genehmigungsphase von Projekten 
und nach deren Abschluss stärker geprüft.

Das Ausmaß, inwieweit Additionalität eva-
luiert werden kann, hängt von der Qualität der 
in den Projektunterlagen und Datensystemen 
der DFI verfügbaren Informationen ab, aber 
auch davon, inwieweit sie die Aufmerksamkeit 
des jeweiligen Managements erhält. Die 
multilateralen Entwicklungsbanken haben 
Fortschritte dabei gemacht, Additionalitäts-
elemente von Projekten zu identifizieren und 
Systeme sowie operative Leitlinien für deren 
Bewertung vor und während der Projekt-
durchführung zu entwickeln (AfDB et al., 
2018). Dennoch stehen Evaluierungsteams 
bei der Bewertung der Validität und Stärke der 
Additionalität eines Projekts hinsichtlich der 
Verfügbarkeit von Informationen und passen-
der Methoden vor großen Herausforderungen 
(ADB, 2022; EBRD, 2018; IDB, 2023; IEG, 2022). 

Herausforderungen:  
Informationsdefizit und  
Evaluierungsansätze
Trotz der oben erwähnten Fortschritte sind 
weiterhin nur wenige Informationen über 
die finanziellen Bedingungen zum Zeitpunkt 
der Genehmigung und des Abschlusses 
von Projekten verfügbar. In den meisten 
Projektunterlagen fehlen Marktdaten und 
eine ausführliche Diskussion alternativer 
Finanzierungsquellen. Dies erschwert die 
Bewertung der finanziellen Additionalität. 
Der Versuch, die Marktbedingungen 
mehrere Jahre nach der Projektgenehmigung 
im Rahmen einer Ex-post-Evaluierung zu 
rekonstruieren – und anhand von Annahmen 
über alternative Finanzierungsmöglich-
keiten, die in der Vergangenheit in Bezug 
auf die verschiedenen Risikoebenen der 
Projekte, Märkte und Länder bestanden, 
zu interpretieren – mutet „heroisch“ an. 

Die Ermittlung des Finanzbedarfs eines 
Privatkunden anhand seiner Unternehmens-
daten ist eine Möglichkeit, die Aussagekraft 
von Angaben zur finanziellen Additionalität 
eines Projekts zu beurteilen. Sie erfordert 
eine zeitaufwendige „forensische“ Überprü-
fung der Finanzierungsquellen des Unter-
nehmens (Fremd-/Eigenkapital) und ihrer 
Bedingungen zum Zeitpunkt der Projektge-
nehmigung. Ein weiterer Bewertungsansatz 
ist die Überprüfung von Entwicklungen der 
Fondsauszahlungen während der Projekt-
durchführung, die auf eine Minderung der 
finanziellen Additionalität hindeuten könnten. 
Dazu gehören beispielsweise nur teilweise 
oder gar nicht genutzte Auszahlungen von 
Mitteln, vorzeitige Rückzahlungen oder der 
Abschluss des Projekts vor der Auszahlung.

Eine weitere Herausforderung bei 
der Evaluierung entwicklungspolitischer 
Additio-nalität stellen unzureichende 
Informationen über die Motivation und 
Kapazitäten der Kunden sowie über mögliche 
Wirkungspfade von Projekten dar. In den 
Projektunterlagen existieren in der Regel 
keine detaillierten Informationen darüber, 
wie und über welche Kanäle die DFI ihren 
Mehrwert erbringen werden. Es bleibt etwa 
eine ausführliche Begründung aus, warum 
die Intervention der DFI notwendig ist, 
um die hohen ESG-Standards zu erreichen, 
die die Additionalität begründet haben. 
Meist findet auch keine detaillierte Diskus-
sion darüber statt, inwieweit der private 
Kunde in der Lage ist, diese Standards selbst 
zu verbessern, oder welche zunehmende 
Additionalität ein weiteres Projekt mit 
einem weiteren Kunden rechtfertigt. 

Um diese Herausforderungen zu 
bewältigen, umfasst eine Ex-post-Evaluierung 
der entwicklungspolitischen Additionalität 
zunächst immer ein gewisses Maß an 
Prozessnachverfolgung, um zu bestätigen, 
über welche Kanäle die DFI das Projekt 
und/oder den privaten Kunden beeinflusst 
oder unterstützt hat. Außerdem müssen 
Art und Umfang der Unterstützung 
durch die DFI bewertet werden. Wenn zu 
technischen Aspekten zusammengearbeitet 
wird oder Beratungen stattfinden, kann 
dies beispielsweise ein starker Indikator für 
entwicklungspolitische Additionalität sein.
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Herausforderungen  
bei der Interpretation von  
Ergebnissen zur Additionalität 
In Anbetracht des dynamischen und 
sich weiterentwickelnden Konzepts der 
Additio nalität müssen Evaluierungsteams 
über das erforderliche Wissen verfügen, 
um Theorien des Wandels aufzustellen, 
die eine solche Entwicklung erfassen. Sie 
müssen zudem die Entwicklungsergebnisse 
bewerten und den Beitrag des Projekts 
zu Themen wie Klimawandel, zu Sektoren 
wie Infrastruktur, Finanzen und Industrie 
oder zu Instrumenten wie Eigenkapital 
und Blended Finance ermitteln können. 

Je nach Sektor gibt es unterschiedliche 
Merkmale der Additionalität: Das Additionali-
tätsprofil der Finanzmärkte unterscheidet sich 
beispielsweise von dem des Infrastruktursek-
tors. Auch der Entwicklungsgrad eines Sektors  
beeinflusst die Additionalitätsmerkmale, die 
sich im Laufe der Zeit ändern können, wenn 
die Märkte anspruchsvoller werden. Einige DFI 
verwenden deshalb Kriterien, die den Entwick-
lungsstand der Märkte oder Sektoren berück-
sichtigen. Sie unterscheiden dabei zwischen 
Projekten, bei denen die Additionalität offen-
kundig ist, und solchen, bei denen ein stärkerer
Nachweis der Additionalität erforderlich ist. 

Die sich ändernden Bedürfnisse der 
Privatkunden und damit das Verständnis für 
die Umstände und Anreize der Kunden sind 
ebenfalls entscheidend für die Bewertung der 
Additionalität. In Bezug auf die entwicklungs-
politische Additionalität könnte beispielsweise 
ein Beratungsdienst zur Unterstützung einer 

 

Marktstudie hinzugefügt werden, um die 
interne Bewertung des Projekts zu verbessern. 
Entspricht ein solcher Zusatz nicht den 
Bedürfnissen des Kunden, erhöht sich die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Projektkom-
ponente nicht erfolgreich sein wird. Bei einer 
Ex-post-Evaluierung der Additionalität ist 
der Nachweis erforderlich, dass der Kunde 
den Bedarf an Beratung oder technischer 
Unterstützung im Projekt selbst erkannt und 
daraus resultierend beispielsweise einen Teil 
der Kosten für die technische Unterstützung 
oder Beratung selbst finanziert hat. 

Maßnahmen zur Förderung der Additiona-
lität bergen bisweilen das Risiko, den privaten 
Kunden Wettbewerbsvorteile zu verschaffen 
oder den Markt zu verzerren. Dies kann etwa 
bei geberfinanzierter technischer Hilfe oder 
bei staatlichen Zuschüssen der Fall sein, die 
im Rahmen von Blended Finance gewährt 
werden. Diese stellen für die Evaluierung 
eine besondere Herausforderung dar, um 
den Umstand des Marktversagens und der 
notwendigen Risikominderung mit den 
gewährten Subventionen in Beziehung zu 
setzen. Zudem muss eingeschätzt werden, 
inwieweit sich die Bedingungen während der 
Laufzeit des Projekts geändert haben. Dieser 
Aspekt gewinnt umso mehr an Bedeutung, 
als immer mehr Finanzinstrumente eingesetzt 
werden, die das Projektrisiko verringern 
und private Investoren anlocken sollen 
und auf solche finanziellen Vorteile setzen. 

Maßnahmen zur Förderung 
der Additionalität bergen 
bisweilen das Risiko, 
den privaten Kunden 
Wettbewerbsvorteile 
zu verschaffen oder 
den Markt zu verzerren.

Results Management Frameworks 
Die DFI haben Informationsmanagement- 
systeme entwickelt, um die verschiedenen 
Merkmale der Additionalität zu ermitteln 
und so die verschiedenen Beiträge der 
DFI zu unterscheiden. Einige Systeme wie 
das DELTA-Tool der IDB Invest (IDB, 2023) 
bewerten die Additionalität zusammen 
mit der entwicklungsp olitischen Wirkung 
des Projekts. Bei anderen DFI werden die 
Relevanz der Additio nalität, ihr Ausmaß 
und ihre Effekte jedoch nicht berücksichtigt. 
Stattdessen reicht es aus, dass die DFI 
bestätigt, ein Finanzpaket und Bedingungen 
angeboten zu haben, die den Kunden nicht 
daran gehindert haben, sich für eine andere 
private Finanzierungsquelle zu entscheiden. 
Dies könnte dazu führen, dass andere Finan-
zierungsquellen effektiv verdrängt werden.

Die Integration von DFI-Systemen zur 
Analyse der Additionalität und der entwick-
lungspolitischen Wirkung ihrer Interventionen 
kann dazu beitragen, dass Projektziele, 
Projektbeiträge und die erwarteten Ergebnisse 
kohärent dargestellt werden. Sie birgt aber 
auch Risiken, etwa dadurch, dass sich Stärken 
und Schwächen der beiden Dimensionen 
Additionalität und Wirkung durch die Integra-
tion „aufaddieren“. Ein weiteres Risiko ergibt 
sich bei der Betrachtung des Additionalitäts-
profils einerseits und der erwarteten Wirkun-
gen andererseits. So kann beispielsweise für 
ein Infrastrukturprojekt, das zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Regulierung des Sektors 
beiträgt, diese Wirkung sowohl als Grund 
zur Förderung entwicklungspolitischer 
Additionalität als auch als tatsächlich 
eingetretene entwicklungs politische 
Wirkung angerechnet werden, wodurch 
das Risiko einer Doppelzählung entsteht.

Eine Verbesserung der Ergebnismanage-
mentsysteme birgt das Potenzial, Daten zur 
Additionalität (und zur entwicklungspoliti-
schen Wirkung) von DFI-finanzierten Pro-
jekten zu sammeln. Die Ermittlung und 
Speicherung von Daten zu den verschiedenen 
Quellen und Arten der finanziellen und ent-
wicklungspolitischen Additionalität, zu den 
relativen Stärken und Schwächen und zum 
Vorhandensein bestimmter Finanzinstrumente 
kann eine aggregierte Analyse der Beiträge 
von DFI über Märkte, Sektoren und Länder 
hinweg ermöglichen. Eine solche Datenbank 
könnte den DFI helfen, Trends und Ergebnis-
muster zu erkennen, die beispielsweise bei der 
Formulierung von Länder- und/oder Sektor-
strategien helfen und Ex-post-Evaluierungen 
erleichtern. Die Ergebnismanagementsysteme 
der DFI sind allerdings noch weit davon ent-
fernt, dass die Informationen zur Einstufung 
von Additionalität für die strategische Ent-
scheidungsfindung genutzt werden können.

José Carbajo
Berater, ehemaliger 
Direktor der Europäi-
schen Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung 
und der Independent 
Evaluation Group (IEG) 
der Weltbank
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Aus der Perspektive der DEG:

Auf dem Weg zu nachhaltiger Finanzierung

Das Ziel der DEG: ein treibhaus-
gasneutrales Portfolio bis 2040
Die DEG will ihr Portfolio bis 2040 klima-
neutral gestalten, um zur Begrenzung der 
Klimaerwärmung auf maximal zwei Grad bei-
zutragen. Mit der 2022 aufgesetzten Strategie 
„Impact.Climate.Returns.“ nimmt die DEG 
explizit die Klima- und Impact-Transformation 
von Unternehmen in Entwicklungsländern 
und aufstrebenden Märkten in den Fokus. 
Ab 2025 soll das Neugeschäft kompatibel 
mit den Zielen des Pariser Klimaabkommens 
von 2015 sein; bis 2040 soll das Portfolio 
der DEG treibhausgasneutral werden. 

Dazu wurden Änderungen beim Orga-
nisationsaufbau vorgenommen. So wurde 
der Nachhaltigkeitsbereich neu aufgestellt 
und das Geschäft in drei Kundenclustern 
neu organisiert (Industries & Services, 
Infrastructure & Energy und Banking). Über 
den Einsatz von internen und externen 
Expert*innen sowie durch Trainingspro-
gramme erweiterten alle Mitarbeitenden ihr 
Wissen zu Klima und Impact und es wurde 
ein internes Knowledge Hub aufgebaut. 

Schließlich wurden die Förder- und 
Beratungsangebote, wie die Business Support 
Services, weiter ausgebaut und im Herbst 
2022 in einer eigenen Tochter gebündelt, 
der DEG Impulse. Neben der Begleitung von 
privaten Unternehmen bei der Ausgestaltung 
ihrer Geschäftsmodelle hin zu stärkeren 
Entwicklungswirkungen wie die Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die Steigerung lokaler 
Einkommen und die Etablierung von Nach-
haltigkeitsstandards rücken nun auch die 
Verminderung der Emissionsintensität und 

eine höhere Resilienz gegenüber Klimarisiken 
stärker in den Vordergrund. Die DEG 
sieht hier einen kontinuierlich steigenden 
Bedarf, da ihre Kunden mit Investitionen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern vom 
Klimawandel besonders betroffen sind. 

Die Entwicklungswirkungen ihrer 
Investitionen werden von der DEG mit dem 
Development Effectiveness Rating (DERa) 
gemessen (DEG, 2022). Im DERa werden jähr-
lich quantitative und qualitative Indikatoren zur 
Entwicklungsmessung in fünf Wirkungskate-
gorien erhoben: gute und faire Beschäftigung, 
lokales Einkommen, Entwicklung von Märkten 
und Sektoren, umweltverträgliches Wirtschaf-
ten sowie Nutzen für lokale Gemeinden. 

Strukturelle Neuerungen
Nach einer Weiterentwicklung beinhaltet 
das DERa 2.0 zwei strukturelle Neuerungen: 

1. Entwicklungswirkungen werden mithilfe
eines Netto-Impact-Ansatzes analysiert.
Das bedeutet, dass das DERa-Ergebnis
eines Unternehmens durch potenzielle
negative Auswirkungen wie im Fall
hoher Treibhausgasemissionen über
Negativpunkte reduziert wird.

2. Das Rating wird um eine zweite Säule
erweitert, wo die durch die DEG geförderte
Transformation beim Kunden bewertet wer-
den soll. Damit soll das DERa 2.0 der neuen
DEG-Strategie gerecht werden – mit einer
erhöhten Gewichtung von Klimaaspekten
und einem stärkeren Fokus auf Transformati-
on in Themenfeldern wie Ressourcenschutz,
Geschlechtergerechtigkeit und Digitalisierung.

ine stärkere 
ntwicklungswirkung, 
ie Verminderung der 
missionsintensität und eine 
öhere Resilienz gegenüber 
limarisiken rücken bei der 
inanzierung und Beratung 
urch die DEG stärker 

n den Vordergrund.

Als Konsequenz für das Portfolio ergibt sich 
daraus, dass die Bestandskunden der DEG 
gezielt mit entsprechenden Beratungsange-
boten bei der notwendigen Transformation 
unterstützt werden. Im Neugeschäft fokus-
siert sich die DEG auf die Finanzierung von 
Maßnahmen mit starkem Impact und mög-
lichst niedrigen Emissionen beziehungswei-
se von Maßnahmen von Unternehmen, die 
ihren CO2-Fußabdruck verringern wollen.

Auf dem Pfad zur Klimaneutralität auf 
Ebene des Portfolios entwickelte die DEG 
eigens Instrumente für die Messung und 
Budgetierung von Treibhausgasen. Die DEG-
Klimastrategie beruht dabei auf der Zielhierar-
chie, (1) Treibhausgasemissionen zu vermeiden, 
(2) gemeinsam mit den finanzierten Unter-
nehmen klimabezogene Transformationspfade
zur Verringerung von Emissionen und zur
Stärkung der Klimaresilienz umzusetzen und
(3) nicht vermeidbare Treibhausgasemissionen
im Portfolio durch direkte Investitionen
in Projekte zum Erhalt und Ausbau von
CO2-Senken wie Aufforstungs- und Wieder-
aufforstungsmaßnahmen nach international
anerkannten Standards zu neutralisieren.

Um die modellierten Baseline-Emissionen 
für 2021 auf Basis vorliegender Kundendaten 
zu validieren, wurden von Ende 2022 bis 
März 2023 über 85 Prozent des Portfolios 

im Hinblick auf die Emission von Treibhaus-
gasen analysiert. Dadurch soll stufenweise 
die Datenqualität im Berichtswesen nach 
dem Standard der Partnership for Carbon 
Accounting Financials (PCAF) erhöht und ein 
realistischeres Baseline-Szenario der DEG-
finanzierten Treibhausgasemissionen und der 
Treibhausgasintensität aus der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit als Entwicklungsfinanzierer 
gewährleistet werden. Die detaillierte, 
wissenschaftsbasierte Datenerfassung und 
die damit gewonnenen Kenntnisse über die 
DEG-Portfoliokunden und deren Treibhaus-
gasintensität erlauben es der DEG, für Indus-
triekunden und Infrastrukturprojekte Ansätze 
für Treibhausgasbudgets zu pilotieren und 
für hohe Emittenten entsprechende Transfor-
mationsansätze zu entwickeln, die zu einer 
klimaschonenden, sozialen und nachhaltigen 
wirtschaftlichen Entwicklung der Partnerlän-
der beitragen. Bis 2025 soll die strategische 
Neuausrichtung vollständig umgesetzt sein.

Natalie de 
Wit-Solounov
Leiterin der Abteilung 
Strategie der DEG
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Aus der Perspektive der Weltbank:

Privatkapital durch Budgethilfe mobilisieren

Budgethilfe spielt eine Schlüsselrolle bei der 
Durchführung zentraler Wirtschaftsreformen 
und der Unterstützung des Strukturwandels 
in verschuldeten und anderen vulnerablen 
Ländern. Sie ist nach wie vor von entscheiden-
der Bedeutung, um die Umsetzung wichtiger 
Reformen zu erleichtern, die dazu beitragen, 
privates Kapital zur Finanzierung von Projek-
ten und Programmen zu mobilisieren. Budget-
hilfe kann privates Kapital mobilisieren, indem 
sie ein günstiges politisches Umfeld schafft. 
So kann sie beispielsweise zur Unterstützung 
politischer Reformen eingesetzt werden, 
die es Unternehmen erleichtern, in einem 
EZ-Partnerland zu investieren. Dazu gehören 
etwa Maßnahmen zur Verbesserung der 
Infra struktur, zur Vereinfachung von Regula-
rien und zur Verringerung von Korruption. 

Hindernisse für Investi-
tionen des Privatsektors

Im Mittelpunkt des Dialogs und der 
Aktivitäten im Rahmen der Budgethilfe 
stehen häufig Hindernisse für Investitionen 
des Privatsektors in einkommensschwachen 
Ländern. Dazu zählen die Marktbeherrschung 
durch staatliche Unternehmen und unfaire 
Wettbewerbspolitiken, die neue inländische 
und ausländische Marktteilnehmende davon 
abhalten, Investitionskapital zu riskieren. 

Die Komplexität von Unternehmens-
regularien und Schwierigkeiten bei der 
Handhabung von Eigentumsrechten und 
Landrechten verschaffen größeren sowie 
lokalen und politisch vernetzten Investoren 
oft einen Vorteil gegenüber ausländischen 
oder kleineren Unternehmen. Handels- und 
Investitionspolitik können die Risiken bei der 
Beschaffung importierter Inputs oder beim 
Zugang zu externen Märkten erhöhen. 

Die Möglichkeiten 
der Budgethilfe

Die EZ kann im Rahmen der Budgethilfe 
gute Praktiken der Regierungsführung 
fördern. Dazu gehören etwa Änderungen 
im Management staatlicher Unternehmen 
sowie die Überarbeitung von Gesetzen. 
Es kann auch der regulatorische Rahmen 
optimiert werden, indem Privatinvestitionen 
in Sektoren zugelassen werden, die zuvor 
dem Staat vorbehalten waren. Mit solchen 
Schritten kann Budget hilfe dazu beitragen, 
Privatinvestitionen anzuziehen und ein 
stabiles Umfeld für Unternehmen zu schaffen. 

Da Budgethilfen – anders als herkömm-
liche Projektfinanzierungen – keine 
spezifische Zweckbindung haben, reduzieren 
sie die fiskalischen Restriktionen eines 
Empfängerlandes und setzen so staatliche 
Ressourcen frei, die eine entscheidende Rolle 
bei der Förderung privater Investitionen 
und des Wirtschaftswachstums spielen 
können, etwa bei der Finanzierung wichtiger 
Infrastrukturprojekte, der Förderung von 
Innovation und Unternehmertum oder der 
Bereitstellung von Finanzmitteln für KKMUs. 

Ein weiterer Kanal, über den Budgethilfe 
privates Kapital mobilisieren kann, ist die 
Schaffung von Anreizen für private Investiti-
onen. So kann die Budgethilfe beispielsweise 
genutzt werden, um Steuervergünstigungen 
für Unternehmen zu schaffen, die in bestimm-
ten Sektoren oder Regionen investieren. 

Die Gewährung öffentlicher Zuschüsse 
oder Subventionen, um private Investoren 
anzuziehen, ist nicht neu. Regierungen 
nutzen seit langem Steuerausgaben 
(Steuerbefrei ungen) oder verbessern die 
Infrastruktur (Exportproduktionszonen), 
um Investoren anzuziehen. 

Es bedarf eines neuen 
Ansatzes für die  
Mobilisierung privater 
Finanzmittel, der die 
Knappheit und Bedeutung 
öffentlicher Mittel 
anerkennt.

Diese Praktiken riefen einige Kritik hervor. 
„Den Nachbarn zum Bettler zu machen“ könne 
in einer Abwärtsspirale resultieren. Die Kosten 
würden dann den Nutzen überwiegen und 
oft nicht nachhaltig sein oder Eventualver-
bindlichkeiten schaffen. Beispiele sind Kenia, 
Ruanda, Tansania und Uganda, die zusammen 
bis zu 2,8 Milliarden US-Dollar pro Jahr durch 
die Steueranreize und -befreiungen verlieren, 
die sie als Anreize für ausländische Investoren 
gewähren (Tax Justice Network, 2012). 

Ein neuer Ansatz
Es bedarf eines neuen Ansatzes für die 

Mobilisierung privater Finanzmittel, der die 
Knappheit und Bedeutung öffentlicher Mittel 
anerkennt. Diese würden umsichtig und mit 
klarer empirischer Begründung einsetzt, 
um Anreize für prioritäre Investitionen in 
Bereichen mit messbarer Entwicklungs-
wirkung zu schaffen. In der Vergangenheit 
hat die Budgethilfe wichtige Investitionen 
substanziell gefördert, zum Beispiel durch 
die Unterstützung von Programmen parallel 
zu konventionellen Projektfinanzierungen 
mit bereichsübergreifenden Bedingungen, 
um Projektrisiken zu vermeiden. Dies kann 
durch die Stärkung der Regulierungsinsti-
tutionen und der Rechtsstaatlichkeit erreicht 
werden, um transparente und einheitlicher 
angewandte Wirtschaftsgesetze zu schaffen. 

Blended-Finance-Instrumente weisen eine 
gemischte Leistungsbilanz auf. Dies liegt zum 
Teil daran, dass sie nur selten die Ursachen des 
Marktversagens angehen und das wahrgenom-
mene und tatsächliche Risiko für Investoren 
hoch ist. Wird Budgethilfe parallel zu diesen 
Instrumenten eingesetzt, um wichtige politi-
sche und institutionelle Reformen voranzutrei-
ben, kann die Wirkung über die unmittelbar 
geförderten Transaktionen hinausgehen. 

Zukünftig könnte Budgethilfe eine noch 
zentralere Rolle bei der Mobilisierung von 
privatem Kapital spielen, indem sie die Risiko-
minderung in Form von Garantien verbessert, 
treuhänderische Bedenken ausräumt und 
zukunftsorientierte politische Reformen unter-
stützt, die privates Kapital zur Finanzierung 
von grüner Infrastruktur, digitaler Technologie 
und klimabezogenen Investitionen anziehen.

Stefan G. Koeberle
Direktor für den  
Mittleren Osten und 
Nordafrika, Weltbank
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4. Die Zusammenarbeit
mit der Privatwirtschaft
und ihre Evaluierung:
Wie geht es weiter?

Welches Potenzial hat die ZmPW angesichts der aktuellen 
multiplen internationalen Krisen für die zukünftige EZ:  
Was sind ihre Stärken und wo existieren Grenzen?

Welche Wissenslücken stehen einer wirkungsorientierteren 
Steuerung der ZmPW entgegen?

Wie können die derzeitigen Instrumente des BMZ 
ergänzt werden?



Jährlich fehlen im globalen Süden etwa vier 
Billionen US-Dollar, um die Erreichung der 
SDGs zu finanzieren – trotz neuer Höchst-
stände bei den öffentlichen Entwicklungsleis-
tungen im Jahr 2023 (ECOSOC, 2024). Gleich-
zeitig schaffen die weltweiten multiplen 
Krisen, insbesondere der fortschreitende 
Klimawandel, ein neues Bewusstsein für die 
Dringlichkeit effektiven entwicklungspoliti-
schen Handelns. Es ist klar, dass jede einzelne 
Akteursgruppe, egal ob öffentlich oder privat, 
NGO oder Wirtschaft, globaler Norden oder 
Süden, ihren Beitrag steigern muss, um posi-
tive Zukunftschancen zu erhalten.

4.1 Die ZmPW auf dem Prüfstand
Die früheren positiven Erwartungen an die 
Privatwirtschaft, die sich unter anderem in 
der Vision „Billions to Trillions“ der Weltbank 
manifestierten (World Bank Group et al., 
2015), haben sich nicht bestätigt. Stattdessen 
führt die tatsächliche Hebelwirkung von 
nur etwa 40 Prozent des eingesetzten 
öffentlichen Kapitals zu Ernüchterung 
(Orth et al., 2020, S. 64) und verstärkt die 
Skepsis, mit der Politik und Zivilgesellschaft 
teilweise auf die Privatwirtschaft als 
entwicklungspolitischen Akteur blicken. 

Diese Vorbehalte beruhen vorrangig 
darauf, dass Unternehmen nicht als primäre 
Akteursgruppe für soziale und ökologische 
Entwicklung wahrgenommen werden. 
Während zwar das philanthropische 
Engagement und die zunehmende Nachhal-
tigkeitsberichterstattung von Firmen gelobt 
werden, gilt dies gleichzeitig als Indiz dafür, 
dass im unternehmerischen Kerngeschäft 
die rein finanziellen Belange dominieren. 
Aktivitäten, um negative Auswirkungen auf 
vulnerable Gruppen und die Umwelt abzu-
mildern, würden hingegen nur von einzelnen 

Großunternehmen umgesetzt oder gleich der 
Zivilgesellschaft überlassen. Aus Teilen der 
Zivilgesellschaft werden zudem grundsätzliche 
Zweifel daran geäußert, ob die wirtschaft-
lichen Ziele von Unternehmen und die 
ökologischen und sozialen Ziele der EZ über-
haupt in Einklang gebracht werden können.

Hinzu kommt, dass die Präsenz der 
ZmPW in einem Partnerland und ihre 
konkreten Wirkungen innerhalb eines 
EZ-Handlungsfelds unter Umständen nicht 
unmittelbar erkennbar sind. Denn die lang-
fristig angelegten und von vielen Kontext-
faktoren beeinflussten Maßnahmen sowie die 
fehlenden Monitoring- und Berichts systeme 
erschweren es, positive Wirkungen im 
Themenfeld der ZmPW einer Akteursgruppe 
zuzuschreiben. Dies trifft zwar auch auf 
andere Ansätze und Akteursgruppen der EZ 
zu, wird aber im Fall der Privatwirtschaft in 
der Öffentlichkeit oftmals kritischer wahrge-
nommen, insbesondere hinsichtlich möglicher 
Mitnahmeeffekte (Elliesen, 2022).

Daher ist nicht nur ein vermehrtes, 
sondern ein effektiveres Engagement 
privatwirtschaftlicher Akteure dringend 
notwendig. Zur Halbzeitbilanz der Agenda 
2030 im Jahr 2023 wurden lediglich knapp 
20 Prozent der SDGs erreicht. Gleichzeitig 
ist die Wirtschafts- und Finanzlage weltweit 
angespannt, wobei insbesondere die ärmsten 
und vulnerablen Gruppen die negativen 
Auswirkungen davon zu spüren bekommen. 
Aktuell limitieren noch immer die Folgen 
der COVID-19-Pandemie, die militärischen 
Auseinandersetzungen im Nahen Osten, der 
russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
sowie die drastischen Folgen der Triple 
Planetary Crisis die Mittel der EZ für andere 
Bereiche – und erhöhen somit den Bedarf 
nach Investitionen aus der Privatwirtschaft.

Es ist klar, dass jede einzelne 
Akteursgruppe, egal ob 
öffentlich oder privat, NGO oder 
Wirtschaft, globaler Norden 
oder Süden, ihren Beitrag 
steigern muss, um positive 
Zukunftschancen zu erhalten.

Diese Herausforderungen bedrohen 
akut Menschenleben und sind damit von 
einer erhöhten (politischen) Dringlichkeit 
gekennzeichnet. Sie lassen strukturelle 
Aspekte der EZ zunächst in den Hintergrund 
treten. Dabei könnten auch Maßnahmen 
gegen Klientelismus oder zur Reformierung 
der Steuersysteme in Partnerländern der EZ 
die genannte Finanzierungslücke deutlich 
reduzieren. Darüber hinaus führen die krisen-
bedingt knappen Haushaltskassen in vielen 
Geberländern dazu, dass die Öffentlichkeit 
den Sinn und die Notwendigkeit der EZ 
vermehrt diskutiert (Kielon, 2024). 

Vor diesem Hintergrund stehen 
die verschiedenen Ansätze der ZmPW, 
insbesondere mit Blick auf ihre Wirksamkeit 
und Effizienz, auf dem Prüfstand. Private 
Investitionen und privates Vermögen – wozu 
sowohl Versicherungs- und Pensionskassen im 
globalen Norden als auch private Vermögen in 
den Partnerländern gehören können – sollten 
effektiver als bislang für die entwicklungspoli-
tische Agenda eingesetzt werden. Dafür ist es 
notwendig, die Lehren aus der Vergangenheit 
besser zu verstehen und nachverfolgen zu 
können, welche Wirkungen die aktuellen 
Maßnahmen erzielen. Die Verfügbarkeit von 
zuverlässigen Daten und (rigoroser) Evidenz 
für eine verbesserte Wirkungsorientierung der 
handelnden Akteure ist hierfür unerlässlich.

4.2 Die Wirkungsorientierung der 
ZmPW: Wissen wir, was wir wissen müssten?
Viele Politikfelder sind heute mit dem Wider-
spruch konfrontiert, dass einerseits nie dage-
wesene Datenmengen zur Verfügung stehen, 
andererseits die Informationen aber oft nicht 
in der notwendigen Qualität und Aufbereitung 
vorliegen, um aus den Daten angemessene 
strategische Schlussfolgerungen zu ziehen 
und sie für eine evidenzbasierte Politik zu 
nutzen. Dieses Phänomen betrifft auch die 
ZmPW. Die Datenlücken sind hier mannigfal-
tig. Weder existieren einheitliche Definitionen 
der ZmPW noch verfügen die Durchführungs-
organisationen über einheitliche Kennungen. 
Daher ist es nicht möglich, den Ansatz oder 
seine einzelnen Instrumente im Haushalt des 
BMZ (und anderer Ministerien) finanziell abzu-
bilden und seine Entwicklung in den letzten 
Jahren nachzuvollziehen.
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Darüber hinaus bestehen auch 
im Hinblick auf die ZmPW die (üblichen) 
Herausforderungen der Evaluierung von 
EZ-Maßnahmen: Durch komplexe Kontexte, 
lange Wirkungsketten sowie das zeitgleiche 
Auftreten verschiedener externer Faktoren 
zeigen sich Effekte nicht immer eindeutig 
und oft eher mittelbar oder mittel- bis lang-
fristig. Auch treten oftmals Wirkungen erst 
durch das erfolgreiche Zusammenspiel 
von Maßnahmen mehrerer Kategorien 
(Instrumente-Mix) ein, was das Monitoring 
und die Wirkungsidentifizierung anspruchs-
voller macht. Mit dieser Herausforderung 
hat sich das BMZ in den letzten Jahren 
intensiv auseinandergesetzt und ein eigenes 
Monitoring-System etabliert (siehe Seite 88). 

Eine effektive und wirkungsorientierte 
Steuerung von ZmPW-Instrumenten und 
-Maßnahmen erfordert ein einheitlich
definiertes Verständnis ihrer finanziellen
und entwicklungspolitischen Additionalität.
Um diese systematisch ex-ante und ex-post
erfassen zu können, bedarf es zwischen den
beteiligten Akteuren eines harmonisierten
Instrumentariums und einheitlich verwendeter
Indikatoren. Wie in Kapitel 3.1 beschrieben,
geht dies mit einigen Herausforderungen
einher. Allerdings gibt es bereits erprobte
und teilweise standardisierte Ansätze und
Instrumente, insbesondere von der OECD
und den multilateralen Entwicklungsbanken,
die für einen vergleichbaren Ansatz zur
Messung der Additionalität in der deutschen
EZ herangezogen werden können. So haben
die multilateralen Entwicklungsbanken
beispielsweise gemeinsam ein Harmonized
Framework for Additionality in Private Sector
Operations erarbeitet (AfDB et al., 2018),

welches zu einem gemeinsamen Verständnis 
von Additionalität beitragen soll sowie 
Leitlinien für einen einheitlichen Ansatz zu 
ihrer Gewährleistung und Messung darlegt.

Gemeinsame institutionalisierte 
Entscheidungsprozesse würden die Evaluie-
rung der ZmPW erleichtern, denn Ansätze 
der ZmPW sind ressortübergreifend sowie 
bi- und multilateral zunehmend verzahnt und 
die Instrumente der ZmPW werden auf der 
Mikro-, Meso- und Makroebene angewendet. 
Die Etablierung einheitlicher Prozesse zur 
Erfolgsmessung und -berichterstattung 
erfordert dabei, dass bereits bei der Kon-
zeption von Maßnahmen anspruchsvolle, 
übergreifende Wirkungslogiken entwickelt 
werden (siehe Kapitel 3.1). Die Evaluierungs-
gemeinschaft und Forschungsinstitutionen 
können diesen Prozess durch ihr Wissen 
in Theorie und Praxis unterstützen. 

Letztendlich gilt: Je besser die 
erwarteten und eingetretenen Effekte 
spezifiziert (und belegt) werden können, 
desto zielgerichteter können die verschiede-
nen Instrumente der ZmPW auf die jeweiligen 
entwicklungspolitischen Kernprobleme 
und Kontextfaktoren ausgerichtet werden. 
In dieser Hinsicht muss sich der aktuelle 
ZmPW-Instrumentenkasten der deutschen EZ 
in der Zukunft beweisen und die wesentlichen 
Bedarfe abdecken oder entsprechend strate-
gisch und konzeptionell erweitert werden.

Auf einen Blick: die Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft

Erlaubt Zugang 
zu Kapital, Reduzierung 

des Investitionsrisikos und 
zielspeziÿsche Deÿnition 

von Anreizen

Mangelnder 
Zugang 

zu Kapital

Heterogene 
marktbezogene 
Informationen 
und Kenntnisse
(Informations-
asymmetrie)

Fehlende Anreize 
für soziale 

Arbeits-
bedingungen 
und umwelt-
schonende

Produktions-
bedingungen

Intransparente 
oder 

ineffiziente 
Regulierung 

und Rahmen-
bedingungen

Finanzierung 
von 

Unternehmen

Finanzierung 
mit 

Unternehmen

Kapazitäts-
entwicklung

Beratung und
Matchmaking

Themen- und
Sektordialoge

Erlaubt Zugang 
zu Kapital 

durch Kenntnisse
über potentielle

Partner

Orientierung an 
den Bedarfen der

verschiedenen
Akteure

Behebt 
durch Kontakt-

vermittlung
gezielt

Informations-
deÿzite

Ermöglicht
direkten Transfer 

von Wissen,
Technologien
und Praktiken

Gemeinsame 
Definition von Zielen zwischen 

Unternehmen und EZ

Sensibilisierung 
für soziale und ökologische 

Aspekte; Einführung von
Beschwerdemechanismen

Auf Inklusion 
und Geschlechtergerechtigkeit 

fokussierte Projekte

Ent-
wicklungs-

partnerschaften
mit der

Wirtschaft
Abhängigkeit von Marktentwicklungen

und Trends in den Partnerländern

Extractive
Industries

Trans-
parency
Initiative

Kammer-
partner-
schaften

Ermöglicht
langjährigen

Dialog
verschiedener

Akteure zu
sozialen und
ökologischen

Standards

Textil-
bündnis

Erwartungen 
an die ZmPW
Herausforderungen 
bei der ZmPW
Beispiele 
der ZmPW

KOOPERATIONSFORMEN

eco.
business

Fund
Zielgruppe  der

EZ (besonders Bedürftige)
oft schwer zu erreichen; 

Gefahr des 
Crowding-out

Entwicklung
von Geschäfts-
ideen; Kredit-

vergabe an 
KKMU

Ineffizienz 
durch

langwierige
Prozesse; Gefahr,
wichtige Akteure

auszulassen

Quelle: DEval, eigene Darstellung.
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4.3 Von der Wirkung zur Strategie
Die Abbildung auf Seite 83 stellt entlang 
der anfangs identifizierten Kernprobleme 
sowie der einzelnen ZmPW-Kategorien die 
Erwartungen an die Zusammenarbeit, aber 
auch die mit ihrem Einsatz verbundenen 
Herausforderungen und Grenzen dar. 

Die Evidenz des DEval zeigt: Nicht jede 
Kategorie der ZmPW ist geeignet, um zur 
Lösung jedes Kernproblems beizutragen, das 
die ZmPW generell adressiert. So ermöglichen 
beispielsweise die Finanzierungen von und mit 
Unternehmen insbesondere den Zugang zu 
Kapital, doch sind sie weniger geeignet, um 
den fehlenden Anreizen für menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen und umweltschonenden 
Produktionsbedingungen zu begegnen. An die-
ser Stelle greift vielmehr die Sensibilisierung 
über Kapazitätsentwicklung oder Beratung. 

Insgesamt sticht die ZmPW in erster 
Linie durch ihre Innovationskraft und die 
Fähigkeit heraus, zusätzliche finanzielle Res-
sourcen zu mobilisieren. Profitieren könnte die 
EZ hierbei insbesondere von dem Interesse an 
langfristig erfolgreichen Geschäftsmodellen, 
um die Nachhaltigkeit der EZ-Maßnahmen zu 
steigern. Gleichzeitig scheint die ZmPW weni-
ger geeignet zu sein, besonders vulnerable 
Gruppen zu adressieren. Hier gilt es aus EZ-
Perspektive, strategisch anzusetzen, um dem 
Prinzip „Niemanden zurücklassen“, dem sich 
die deutsche EZ im Rahmen der Agenda 2030 
verschrieben hat, gerecht zu werden.

Dies zeigt auch, dass die strategische 
Kombination von Kategorien und Instrumen-
ten möglich und teilweise geboten ist, um in 
komplexen Kontexten mittel- bis langfristig 
erfolgreich zu operieren. Eines der großen 
Potenziale der ZmPW liegt zwar darin, 
Demonstrationseffekte und technologische 
Neuerungen in Märkten der Partnerländer 
zu entfalten, doch ist die Nachhaltigkeit 

solcher Effekte ohne begleitende Maßnah-
men wie Politikdialoge begrenzt. Auch die 
Möglichkeit, Informationsasymmetrien zum 
Beispiel durch gezielte Kontaktvermittlung 
und den direkten Transfer von Know-how zu 
überwinden, wird ohne die Adressierung der 
regulativen Rahmenbedingungen kaum die 
intendierten Wirkungen entfalten können. 

Letztendlich kann die ZmPW nur erste 
Anstöße geben – die Reformierung ganzer 
Volkswirtschaften erfordert koordinierte 
Anstrengungen aller Beteiligten. In der kon-
kreten Ausgestaltung der ZmPW beeinflusst 
somit die bedarfsgerechte Konzeption der 
Maßnahmen maßgeblich deren Wirksam-
keit. Von entscheidender Bedeutung wird 
sein, inwieweit privatwirtschaftliche und 
entwicklungspolitische Akteure im globalen 
Norden und Süden gemeinsame Ziele identi-
fizieren und sich in einem zweiten Schritt 
in ihren Aktivitäten komplementieren. 

Es gilt hierbei, die Perspektiven und 
Überzeugungen der privaten und öffentlichen 
Akteure zusammenzubringen und dabei auch 
etwaige Zielkonflikte und Prioritäten klar zu 
benennen. Vorab müssen dafür die oftmals 
verschiedenen Bedarfe und Erwartungen der 
beteiligten Akteure gründlich analysiert wer-
den, wobei entscheidend ist, dabei auch die 
Bedarfe der Zielgruppen einzubeziehen. Nur 
in gut funktionierenden Partnerschaften kann 
es gelingen, Spannungen zwischen unterneh-
merischen und entwicklungspolitischen Zielen 
transparent zu diskutieren und ihnen mit 
geeigneten Maßnahmen entgegenzuwirken.

Die Privatwirtschaft ist ohne öffent-
liche Unterstützung im globalen Süden 
noch zu wenig aktiv, weil ihr hierfür der 
Zugang zu (bezahlbarem) Kapital fehlt und 
sie das politische und finanzielle Risiko in 
den Partnerländern als zu hoch einschätzt. 

Andere Geber haben hier Instrumente zur 
Hand, die aber aktuell noch nicht von der 
deutschen EZ gefördert werden. Die Gewäh-
rung von Garantien durch Sida (siehe Seite 35) 
ist ein Beispiel, welches – nach Anpassung 
an die deutschen Gegebenheiten – auch das 
BMZ und die KfW vermehrt nutzen könnten. 
Private Investoren, die sich an Strukturierten 
Fonds beteiligen, benötigen langfristiger 
laufende und mit höheren Finanzvolumina 
ausgestattete Finanzierungsinstrumente. 
Die (vermehrte) Einführung von Bonds und 
Wertpapieren für Naturschutz und Impact 
Investment könnte aufgrund der ersten positi-
ven Erfahrungen in der deutschen EZ skaliert 
werden. Gleiches gilt für die Unterstützung 
von innovativen Unternehmen über Ven-
ture Funds, um die Entwicklung nachhaltiger 
Lösungen und Geschäftsmodelle zu fördern.

Gleichzeitig ist es aus entwicklungs-
politischer Sicht wichtig, jene Gruppen, 
die durch ihre Vulnerabilität beim Zugang 
zu den Märkten eingeschränkt sind, in 
Maßnahmen der ZmPW einzubeziehen, 
zum Beispiel durch die Förderung inklusiver 
Geschäftsmodelle. Dies betrifft beispiels-
weise Frauen und einkommensschwache 
ländliche Haushalte. Den Zielgruppen Gehör 
zu verschaffen, ist einerseits ein Gebot der 
EZ-Partnerorientierung, andererseits belegen 
zahllose erfolgreiche Mikro-Finanzierungen 
und Unterstützungsmaßnahmen von Frauen 
als Unternehmerinnen, dass auch in dieser 
Hinsicht die ZmPW viel Potenzial bietet.

Im Sinne der Agenda 2030 und zur 
wirksamen Adressierung der entwicklungs-
politischen Kernprobleme sollte der Ansatz 
der ZmPW holistisch betrachtet werden. 
Nur wenn verschiedene Kategorien von 
Maßnahmen strategisch und konzeptionell 
miteinander verzahnt werden, können die 

Kernprobleme gelöst werden. So können die 
Finanzierungs- und Beratungsmaßnahmen 
für wirtschaftliche Akteure noch gezielter 
von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen in den jeweiligen Part-
nerländern vorbereitet oder flankiert werden.

Damit erweitert sich der strategische 
Horizont der ZmPW über ihre einzelnen 
Maßnahmen hinaus. Dies entspricht dem 
aufgeklärten Selbstinteresse Deutschlands: 
Die heimische Wirtschaft soll angesichts 
ihrer starken Exportabhängigkeit von der 
politischen und wirtschaftlichen Stabilität 
in den EZ-Partnerländern profitieren. 
Zudem können deutsche Unternehmen 
durch Innovationskraft, Technologietransfer 
und Produktionsqualität dazu beitragen, 
die Wirtschaft in den EZ-Partnerländern 
strukturell zu stärken und wichtige Einkom-
mens- und Wohlfahrtszuwächse zu erzielen. 
Um beiden Aspekten gerecht zu werden, 
bedarf es einer kohärenten Strategie, die 
auf der zur Verfügung stehenden Evidenz 
aufbaut und das Potenzial und die Grenzen 
der ZmPW stärker in den Blick nimmt. Eine 
solche Strategie bildet die Grundlage für eine 
zukunftsfähige Zusammenarbeit, die den glo-
balen Herausforderungen wirksam begegnet 
und die Zukunftschancen für alle erhält.

Amélie zu Eulenburg
DEval-Abteilungsleiterin

Marian Wittenberg 
DEval-Evaluator
(bis 01/2024)
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Aus der Perspektive des BMZ:

Die Wirksamkeit der ZmPW
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Das BMZ hat seine Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft 2023 umfassend überprüft 
und teils neu konzipiert. Grundlage dafür 
waren unter anderem Evaluierungen des 
DEval, aber auch kritische Stimmen aus Wirt-
schaft, Zivilgesellschaft und Politik. Jetzt geht 
es in die Umsetzung, bei der die Wirksamkeit 
der Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft 
in den Mittelpunkt des Interesses rückt.

Um dem hohen Anspruch einer sozial-
ökologischen Transformation gerecht zu wer-
den, möchte das BMZ noch besser verstehen, 
welche Maßnahmen wie funktionieren. Nur so 
kann die deutsche Entwicklungspolitik ihrem 
Anspruch auf evidenzbasierte Programm-
gestaltung nachkommen und sich als 
lernende Organisation weiterentwickeln. 

Ein neues Wirkungsmodell
Dafür hat das BMZ ein neues Monitoring-
system für seine Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft aufgebaut. Erstmalig untermauert 
ein portfolioweites und programmüber-
greifendes Wirkungsmodell dieses System und 
legt zentrale Wirkungsziele und -hypothesen 
zur Erreichung einer sozial-ökologischen 
Wirtschaftstransformation fest. Dazu zählen 
die Mobilisierung von Unternehmen, die 
Verbesserung von Sozial- und Umweltstan-
dards und die Förderung guter Beschäftigung. 
Das Wirkungsmodell berücksichtigt dabei 
die breit angelegte Ausgestaltung der 
BMZ-Wirtschaftskooperation, die von 
Beratung und Netzwerkbildung über 
Projektentwicklung bis hin zur Finanzierung 
und Umsetzung von Investitionen und 
öffentlich-privaten Partnerschaften reicht.

Qualität statt Quantität
Inhaltlich erhöht das Ministerium seinen 
Anspruch: Die Outcome- und Impact-
Ebene rücken in den Mittelpunkt der 
Wirkungsmessung. So sollen zum Beispiel 
zeitlich versetzte Befragungen wie durch 
Tracer-Studien nachhalten, ob Unternehmen 
aufgrund von Beratungen und Schulungen 
ihre Nachhaltigkeitsstandards verbessert oder 
Absolvent*innen durch Aus- und Weiterbil-
dungen eine Beschäftigung gefunden haben.

Portfolioweite Mindeststandards sichern 
die Vergleichbarkeit der Daten der einzelnen 
Programme, zum Beispiel bei der Zählung 
„guter“ Jobs. Ein Portfolio-Indikatorenkatalog 
gibt dafür einheitliche Definitionen und 
Methoden der Datenerfassung für alle 
Programme vor. Um Zugriff auf Projekt-
daten und die Datenerhebung für das 
Monitoring zu vereinfachen, baut das BMZ 
entsprechende digitale Lösungen aus.

Rechenschaft und Optimierung 
Das Monitoring liefert eine wertvolle  
Datengrundlage für Portfolio-Analysen, mit 
denen das BMZ zukünftig auch langfristige 
Wirkungen von Programmen im Haus-
haltstitel „Entwicklungspartnerschaften mit 
der Wirtschaft“ (EPW) erfassen möchte. 
Externe begleitende Evaluierungen sollen 
untersuchen, inwiefern die Wirkhypothesen 
zutreffen und ob diese Wirkungen effizienter 
erreicht werden können. Dafür prüft das 
BMZ verstärkt den Einsatz rigoroser 
Wirkungsevaluierungen. Im Kern geht es 
also darum, nicht nur Rechenschaft über die 
Programme des BMZ zur ZmPW abzulegen, 
sondern diese kontinuierlich zu verbessern.

Benjamin Knödler
Leiter des Referats 
„Wirtschafts
netzwerke“, BMZ
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